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Die GEW-Bezirksdelegiertenversamm-
lung erklärt ihre Solidarität mit den 
Streikenden an den Uni-Kliniken in 
NRW und der privatisierten Uniklinik 
Gießen-Marburg in Hessen.

Schon seit dem 4. Mai 2022 wird an 
den Klinik-Standorten Köln, Bonn, 
Aachen, Düsseldorf, Essen und 
Münster unbefristet gestreikt. Sie 
fordern - wie zuvor schon die Mitar-
beiterInnen an der Charité und bei 
Vivantes Berlin einen Tarifvertrag 
ENTLASTUNG. Das ist eine neue 
Qualität: der Kampf um Arbeitsbe-
dingungen, die nicht krank machen. 
„Nicht der Streik gefährdet die Ge-
sundheit der Patient:innen, sondern 
der Normalzustand“, kommentier-
te eine Intensivkrankenschwester 
die Vorwürfe der Arbeitgeberseite.

Krankenhäuser und Bildung 
haben Vieles gemeinsam. Kranken-

häuser und Bildung als zentrale Tei-
le der öff entlichen Daseinsvorsor-
ge werden schon seit Jahrzehnten 
vernachlässigt. Ihre Leistungen fu-
ßen zwar auf Vorschriften, können 
aber nur noch auf dem Weg inten-
siver Ausbeutung der Beschäftig-
ten und ihres ‚guten Willens‘ voll 
erbracht werden.

Beide Bereiche leiden seit lan-
gem unter staatlicher Unterfi nan-
zierung. Ökonomisierung und Öff -
nung für Privatisierung sind auf 
dem Vormarsch. Noch nie gab es 
so viele Aussteiger aus dem System.

55 Prozent der Auszubildenden 
zur Pfl egekraft an den Unikliniken 
in Nordrhein-Westfalen können 
sich derzeit nicht vorstellen, län-
gerfristig in dem Beruf zu bleiben, 
den sie gerade lernen. Das ist das 
Ergebnis einer kürzlichen Befra-
gung von Auszubildenden in Uni-

13 für Grundschullehrkräfte – 
Aktueller denn je…
Was in Hessen 2014 begann, nahm seinen Lauf quer durch Deutschland. Wa-
ren es zunächst nur einige kleinere Bundesländer die A13 für Grundschul-
lehrkräfte einführten, kamen zuletzt mit Thüringen und Nordrheinwestfa-
len zwei direkte Nachbarländer Hessens hinzu.
Höchste Zeit es auch hier durchzusetzen. Aus diesem Grund und auch weil 
im kommenden Jahr Landtagswahlen sind, müssen wir jetzt den Druck er-
höhen und immer wieder auf das Thema aufmerksam machen.  
Also: Beteiligt euch an Aktionen, zu denen die GEW immer wieder aufru-
fen wird! 

Die nächste große Aktion wird um den 13. November stattfi nden, also bit-
te den Termin schon einmal vormerken .…

Montgomery, Chef der Bundesärzte-
kammer, wurde in den hr-1-Nachrich ten
zitiert, dass Lehrer auch mal Doppel-
schichten einlegen sollten, das Pfl e ge-
personal in den Krankenhäusern müsse 
das ja auch. (Originalmeldung bei dpa 
17.11.20)
  Das erinnert fatal an den berüch-
tigten Ausspruch von Altkanzler Schrö-
der von den Lehrkräften als ‚faulen Sä -
cken‘. Schröder konnten wir erfolgreich
kontern, bei Montgomery sollte dies 
auch möglich sein.

versitätskliniken. Demnach können
sich 56 Prozent der Befragten auch 
nicht vorstellen, in Vollzeit zu ar-
beiten. Die Überschreitung der Be-
lastungsgrenze ist für die Beschäf-
tigten in Krankenhäusern und in 
der Bildung vielfach belegt. Auch 
für den Schulbereich wurde die 
Überlastung mehrfach nachgewie-
sen, zuletzt durch die Arbeitszeit- 
und -belastungsstudie in Frankfurt 
am Main.

Im Klinikbereich haben die Be-
schäftigten jetzt die Reißleine gezo-
gen und gestreikt. Anders scheint 
es nicht zu gehen.

  *
Aktuelle Meldung
Unikliniken und Beschäftigte in 
NRW einigen sich nach 77 Streik-
tagen auf einen Entlastungstarifver-
trag. – Die wichtigsten Ergebnisse: 

Für große Teile des Pfl egeper-
sonals ein schichtgenaues Verhält-
nis von Beschäftigten und Patien-
ten. Wird dieses Verhältnis unter-
schritten oder kommt es zu ander-
weitigen zusätzlichen Belastungen, 
erhalten die Beschäftigten Belas-
tungspunkte. Für sieben Belastungs-
punkte gibt es einen freien Tag oder 
Ausgleichszahlungen. Bis zu 18 zu-
sätzliche freie Tage.

Für den Übergangszeitraum von 
anderthalb Jahren wurden pauschal 
fünf Entlastungstage für das Pfl ege-
personal vereinbart.

Erstmals für viele Beschäftigten-
gruppen außerhalb der Pfl ege: Min-
dest be set zun gen und Belastungsaus-
gleiche. Auch hier wurden Mindest-
personalgrenzen festgelegt, bei de-
ren Unterschreitung es zusätzliche 
freie Tage für die Mitarbeiter gibt.

Solidarität mit den Streikenden an Uni-Kliniken

Wir haben uns viel vorgenommen, aber mit eurer Hilfe kann es gelingen …
Aber auch andere, für die Mitglieder wichtigen Themen werden wir weiter 
verfolgen. Die nächsten Tarifauseinandersetzung im S&E-Bereich, zu hohe 
Gruppengrößen, die Belastung durch Abschlussprüfungen an den weiterfüh-
renden und berufl ichen Schulen, marode Gebäude, mangelnder Gesundheits-
schutz und vieles mehr werden wir immer wieder thematisieren und auf Ver-
besserungen drängen. Auch hier heißt es, nicht beim (berechtigten) Beklagen 
zu bleiben, sondern aktiv für Verbesserungen eintreten und diese durchsetzen 
– auch wenn es dafür einen langen Atem braucht.

Laura Preusker und Sebastian Guttmann

… Wir haben uns viel vorge-
nommen, aber mit eurer Hilfe 
kann es gelingen.

Jetzt schlägt‘s 13!
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Die Bezirksdelegiertenversammlung 
eröff nete Thilo Hartmann, der als 
Landesvorsitzender mit seiner Stell-
vertreterin Simone Claar gekom-
men war, um das Terrain abzuste-
cken, in dem sich die GEW gegen-
wärtig bewegt. Thilo Hartmann 
ist bekannt dafür, dies in beeindru-
ckender Akkuratesse zu machen 
und die Zuhörer sehr schnell in die 
aktuellen gewerkschaftspolitischen 
Zusammenhänge und Auseinan-
dersetzungen mitzunehmen. Ob er 
dabei den „Deckeneff ekt“ aus der 
Arbeitsbelastungsstudie der GEW 
streift, der Lehrkräfte wegen über-
langer Arbeitszeiten am Ende dazu 

Eröffnung durch den
GEW-Landesvorsitzenden

zwingt, irgendwo Abstriche zu ma-
chen: entweder an der Qualität der 
Arbeit oder der Arbeitszeit in Form 
von Teilzeit und damit am Gehalt. 
Oder ob er darauf hinweist, das das 
meiste Geld im Haushalt dasjenige 
ist, was nicht ausgegeben werden 
kann, weil das Personal fehlt. Es ist 
eine irre Welt geworden, in der Vie-
les „auf Kante genäht“ ist, und die 
geradezu nach gewerkschaftlicher 
Organisierung ruft. Schön, wenn 
er dann auch auf Erfolge verweisen 
kann, die nicht immer auch in den 
Medien als solche auftauchen, wie 
z.B. die neu erstrittene Lehrkräfte-
Entgeltordnung und einige mehr.

Rechenschaft

Laura Preusker und Sebastian Gutt-
mann ließen in ihrem Rechenschafts-
bericht die gesamte Bandbreite der 
gewerkschaftlichen Aktivitäten in 
Frankfurt und darüber hinaus wir-
kend aufblitzen. Obwohl Corona 
die Arbeit gleichzeitig mehr als be-
hindert als auch vermehrt hat, kann 
sich das Ergebnis sehen lassen, wie 
in der FLZ berichtet. – Verwunder-
lich ist im Nach hi nein, so Laura 
Preusker, dass Lüftungsgeräte für 
die Schulen nicht nur per Demons-
tration vor dem Gesundheitsamt 
erst gefordert werden mussten, son-
dern ihre Sinnhaftigkeit auch noch 
gegen angeblich wissenschaftliche 
Einwände verteidigt werden musste.

Sebastian Guttmann hob noch 
einmal den Nutzen der Arbeitszeit- 

und -belastungsstudie hervor und 
zitierte den Autor Mußmann: „Ein 
verantwortungsvoller Arbeitgeber 
müsste nach diesen Ergebnissen 
sofort handeln.“ Unter anderem 
deshalb, weil Hessen in Bezug auf 
die Arbeitszeit der Lehrkräfte „den 
Spitzenplatz vom deutschen Spit-
zenfeld“ innehat. Hier müssten in 
Bezug auf die nächste Landtags-
wahl 2023 Konsequenzen gezo-
gen werden.

Dass die Arbeit der GEW auch 
von Frankfurter Lehrkräften hon-
oriert wird, zeigte sich auch im Per-
sonalratswahlergebnis vom Mai 
2021 mit 75,45 Prozent. Nicht zu-
letzt bei der Aufstellung der Luft-
fi lter haben die Personalräte  ganz 
aktuell ein Mitbestimmungsrecht.

Am 18. Juli fand im Bürgerhaus Saalbau Südbahnhof die Bezirksdelegiertenversammlung (BDV) des Bezirksverbands Frankfurt statt. 

Die Geschäftsführung bilden Melanie Hartert und 
Dirk Kretschmer.

Schatzmeisterinnen sind Christina Kolb
und Lioba Boll. 

Rechtsberatung machen Sandra Linnemann, Daniel Gnida und Judith Werner.

Referat Mitbestimmung/ Gewerkschaftliche Bildungs-
arbeit machen Meike Bär und Sam Logan.

Referat TBB bilden Andrea Peters
und Sabine Friedrich.

Gewählt wurden:

Bezirks
Delegierten
Versammlung
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Seit über zwei Jahren zwingt uns die 
Corona-Pandemie und eine durch-
aus umstrittene Pandemiepolitik 
zum Löschen der dadurch verur-
sachten Probleme, gibt uns aber 
nicht die Werkzeuge und Hilfsmit-
tel an die Hand, die wir dafür brau-
chen (von Luftfi ltern über IT bis zu 
kleineren Klassen und entsprechen-
den Räumen). 

Die letzten beiden Jahre haben un-
sere gewerkschaftliche Arbeit qua-

litativ und quantitativ weit zurück-
geworfen und ob es gelingen wird, 
dies aufzuholen, steht in den Ster-
nen.

Alles, was Bildung und Gewerk-
schaft ausmacht, wurde auf den 
Kopf gestellt. Aus Nähe wurde Di-
stanz, aus der direkten Ansprache 
ein digitales Fenster, aus gemeinsa-
men Aktionen wurde Vereinzelung 
(bis auf wenige Ausnahmen), aus 
Demonstrationen wurden virtuelle 

Bilder, aus Mitbestimmung und Er-
örterung wurde für die Lehrkräfte 
ein sonntäglicher Verkündungsakt 
des Kultusministers, wonach sich 
ab Montag zu richten sei. 

Während ein großes Kranken-
haus in Frankfurt für viel Geld in 
ein Passivhaus umgebaut wurde, 
um Energie zu sparen, mussten die 
Lehrkräfte an den Schulen im Win-
ter die Fenster aufreißen und dicke 
Jacken anziehen, weil die alternati-
ve Belüftung zu teuer war. 

Widersprüche auf Widersprüche. 
Dahinter steht wie so oft der Grund-
satz: Bildung darf nicht noch mehr 
kosten, solange die Beschäftigten 
über das Klagen nicht hinausgehen 
und die Eltern einigermaßen still-
halten. Schließlich bleibt ihnen ja 
im Zweifel der Ausweg in die Pri-
vatschule und in die bezahlte Nach-
hilfe und Betreuung.

Geldinvestitionen in die Bildung 
(Personal und physische Infrastruk-
tur) konkurrieren mit Entlastungs-
programmen für private Unterneh-
men, deren Spitzenstellung auf dem 
Weltmarkt für die Politik wichtiger 
ist als alles andere. Der Ampelver-
trag der Bundesregierung prokla-
miert dies an über zwanzig Stellen.

Und sie konkurrieren mit ei-
ner Vermögensumverteilung von 
unten nach oben, die von denjeni-
gen Wählern auch goutiert wird, 
die sich zu den Gewinnern rech-
nen, während die Looser gar nicht 
mehr zur Wahl gehen oder zur AfD. 
Bei einer Wahlbeteiligung von 55 
Prozent bei der Landtagswahl 2022 
im größten Bundesland haben wir 
„amerikanische Verhältnisse“ er-
reicht. Es sollten eigentlich die de-
mokratischen Alarmglocken ange-
hen, tun sie aber nicht. Damit sind 
Wahlen für diese Art Umverteilung 
kein Hemmschuh mehr. 

Die GEW sollte sich genau über-
legen, was das für die hessischen 
Landtagswahlen im nächsten Jahr 
bedeutet.

 
Corona wurde seit einem halben 
Jahr vom Krieg in der Ukraine ab-
gelöst. Ein neuer Brandherd, noch 
viel dramatischer, aber in seiner 
Wahrnehmung durchaus höchst 
unterschiedlich:

Die Bildungsbeschäftigten in 
Kitas und Schule bekommen wie 
selbstverständlich zu ihrer Überlas-
tung noch ein Paket oben drauf: die 
gefl ohenen Ukraine-Kinder müssen 
schließlich versorgt werden. Und 
die Kommunen bekommen zu ihrer 
Schulraumpolitik ebenfalls noch ei-
ne zusätzliche Aufgabe aufgebürdet.

Nicht mit diesem Problem Befasste 
sehen sich jetzt plötzlich mit For-
derungen und einer realen Politik 
konfrontiert, die ans Eingemach-
te geht, nämlich ans Geld. Stadt-
werkevorauszahlungen explodie-
ren mit Steigerungen von 40 Pro-
zent bis hin zur Verdoppelung, die 
Mieten ziehen nach, für den Win-
ter drohen kalte Wohnungen, für 

die Wirtschaft eine Drosselung der 
Energiezufuhr.
Was als „Bestrafung“ von Putin ge-
dacht war oder um ihn zur Beendi-
gung des Kriegs zu zwingen, geht 
nach hinten los: Während der rus-
sische Staatshaushalt Überschüsse 
aufweist, seine Energieeinnahmen 
hochgeschnellt sind, spielt sich bei 
uns das Gegenteil ab. Sanktionen 
schaden „uns“ mehr als der Gegen-
seite. Trotzdem fi ndet keine off ene 
Diskussion statt. 

Die Außenministerin macht sich 
Sorgen um die „Kriegsmüdigkeit“, 
die Vorsitzende des verteidigungs-
politischen Ausschusses des Bun-
destages, Strack-Zimmermann for-
dert eine „Feindbilderziehung“. Sie 
stellt damit alle bisherigen Bildungs-
ziele, wie sie in den Schulgesetzen 
der Bundesländer stehen, auf den 
Kopf, ein wahrer Kulturbruch! Und 
keine(r) regt sich auf? 

Doch: auf dem GEWerkschafts-
tag in Leipzig wurde eine Distan-
zierung beschlossen. Das wars. Im-
merhin auch in Frankfurt.

Im Grunde ist es noch schwieri-
ger geworden, sich der täglichen 
Propaganda und den medialen Bil-
dern zu entziehen und einen küh-
len Kopf zu bewahren. Dass jeder 
Konfl ikt mehr als eine Seite und 
vor allem eine Genese hat, die für 
die Konfl iktbewältigung unerläss-
lich zu beachten sind, scheint un-
erwünscht zu sein.

Wenn wir das aber dulden, lau-
fen wir Gefahr, von den Kriegsfol-
gen materiell, psychisch und poli-
tisch auf unabsehbare Zeit über-
rollt zu werden. Dann bleiben alle
unsere gewerkschaftlichen und bil-
dungspolitischen Anliegen auf der 
Strecke. Alles, was diesen Krieg  
– für die Menschen, nicht für die 
Geostrategen akzeptabel – been-
den kann, muss getan werden, je 
schneller, desto besser!

Und schließlich hat die GEW ja fest-
gestellt, dass es auf einem toten Pla-
neten kein Leben gibt. Der Krieg in 
der Ukraine und die Sanktionspo-
litik haben fast alle ökologischen 
Grundsätze gekippt: Aus einem je-
denfalls für eine Übergangszeit ver-
tretbaren Energieträger, nämlich 
dem russischen Erdgas, wird das 
umweltschädlichste Fracking-Gas, 
aus einem vergleichsweise umwelt-
freundlichen Transportmittel wie 
der fertigen Pipeline Nordstream 2
werden teure und umweltschädli-
che Gasumformer (LGT) und der 
entsprechende umweltschädliche 
Transport mit Spezialschiff en.

Unsere wertebasierte Außen-
politik lässt es durchaus zu, dieses 
Gas aus dem Scharia-basierten Ka-
tar zu beziehen. 

Der Atomstrom aus Frankreich 
beruht zu fast hundert Prozent aus 
russischer Uran-Zulieferung und 
wird medial weitgehend totge-
schwiegen, jedenfalls aber nicht 
sanktioniert. Das Plädoyer für die 
Atomenergie ist nicht mehr zu über-

Wenn’s brennt, ist nur noch das Löschen wichtig.
– editorial –

Damit man mit dem Löschen aber nicht nur beständig den Brand-
herden hinterherrennt, lohnte es sich, die Brandstifter zu stellen. 
Oder, wem das Bild zu weit geht: Es lohnt sich min des tens, zu unter-
suchen, wer warum die Feuerwehr reduziert und privatisiert hat
und für Brandbeschleuniger gesorgt hat.

hören, die Endlagersuche aber hat 
noch nicht einmal begonnen. 

Die Kohle zu reaktivieren ist 
fast schon Mainstream. Der tote 
Planet wird sich also mit dem Ster-
ben noch etwas Zeit lassen müssen.

Ach ja, und das Geld. 
War schon der Bildungsbereich 
bisher unterfi nanziert, waren die 
Hochschulen wahre Vorreiter für 
prekäre Arbeitsverhältnisse – mit 
Befristungen, die nicht ab- sondern 
zugenommen haben! – so wird sich 
das in Zukunft noch verstetigen. 
Denn mit dem quasi über Nacht aus 
dem Boden gestampften 100 Milli-
arden-Sonderprogramm fürs Mili-
tär sind die Weichen gestellt. Was 
die USA schon lange konnten, soll 
anscheinend auch in Deutschland 
nachgeholt werden: Ein militärisch-
industrieller Komplex könnte der 
Ausgleich für das möglicherweise 
wegbrechende deutsche Export-
überschussmodell werden. Denn 
wenn die Spannungen mit China 
intensiviert werden, gerät unser 
Außenhandelspartner Nummer 1 
– weit vor den USA – ins Wanken. 
Dafür muss Ersatz geschaff en wer-
den. Und Rüstung ist – insbesonde-
re bei Kriegen und Konfl ikten – der 
beste Gewinn-Recycler, den es gibt.

Wer hätte gedacht, dass der 
doch etwas aus der Zeit gefallene 
Spruch von der Rüstung, bei der 
sie fi x sind, während sie bei der Bil-
dung nix tun, wieder so hochaktu-
ell geworden ist. Ja, ja, die Zeiten-
wende. Anders als gedacht.   

Aber es gibt auch Lichtblicke, wie 
immer bei Katastrophen. 

Im Gesundheits- und Pfl egebe-
reich nimmt der Widerstand gegen 
unzumutbare Arbeitsbedingungen 
erkenn- und wahrnehmbar zu, und 
zwar sowohl auf der individuellen 
Ebene – durch Flucht aus dem Be-
ruf – als auch auf der gewerkschaft-
lichen – durch Streiks. 

Und es ist kein Zufall, dass 
nicht nur Gesundheits- und Pfl e-
gepersonal aus diesen Gründen 
streikt, sondern – wie in Berlin – 
auch angestellte Lehrkräfte für ei-
nen „Gesundheitstarifvertrag“, 
denn beide Bereiche sind unterfi -
nanziert und unter Druck. Das ist 
eine neue Qualität, und sie sollte 
genutzt werden. Denn gemeinsam 
kämpft es sich besser, und die Er-
folgsaussichten sind größer.

Dazu müssen wir aber unser „Sa-
maritertum“– wir tuns, weil wir 
uns verpfl ichtet fühlen, egal, was 
man uns dafür bezahlt – etwas zu-
rückfahren oder das, was Sebasti-
an Guttmann und Laura Preusker 
als „Präsentismus“ bezeichnen – 
als unsere Vorstellung, wir können 
uns das Fehlen in den Bildungsein-
richtungen eigentlich gar nicht leis-
ten. Öfter mal NEIN sagen und das 
laut und deutlich und in öff entlich 
wahrnehmbarer Form und vor al-
lem verbindlich wäre heutzutage 
eine adäquate Form des Protests. 

Herbert Storn

Für die Schatzmeisterarbeit über Jahrzehnte (!) gab es großen Dank 
an Bernd Engelhardt (Foto: Laura Preusker und Bernd Engelhardt).

Ohne Foto:

Wiedergewählt wurden 
die Vorsitzenden Laura 
Preusker und Sebastian 
Guttmann (siehe Foto 
„Rechenschaft“).

Referat Kommunale
Angelegenheiten bilden 
wie bisher Christina 
Avellini und Ingeborg
Ulrich. Neu dazu kommt 
Diane Fehrensen.

Im Referat Umwelt 
und Arbeitsschutz küm-
mern sich Meike Bär,
Bettina Happ-Rohe und 
Christoph Baumann.

Die FLZ-Redaktion: 
Herbert Storn und 
Jessika Peters.

Referat Schule und
Bildung: Sercin Tas, Katja 
Weber und Lea Brückner 
(nicht auf dem Bild).

Das Referat Weiterbildung 
und Bildungsmarkt
betreut Michael Grund-
mann. (Foto unten)
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Die GEW Frankfurt setzt sich in-
ner halb der GEW Hessen weiter da-
für ein, dass die Pfl ichtstunden re-
duziert, besondere Tätigkeiten wie
Klassenführungen mit zusätzlichen 
Pfl icht stun den er mä ßi gun gen ein-
hergehen und auch die Klassen-
größen in allen Bereichen (als eine 
bedeutende Quelle von Mehrar-
beit und höherer Belastung) ver-
ringert werden. Auch das Problem 
des allgemeinen Lehrkräftemangels 
muss hier verstärkt in die Überle-
gungen mit einbezogen und pers-
pektivisch hierfür Lösungen entwi-
ckelt werden.

Das Aktionsprogramm der 
GEW (BDV 2021) und die Ergeb-
nisse der Frankfurter Arbeitszeit- 
und Arbeitsbelastungsstudie bieten 
hierfür eine gute Grundlage.

Die Gelegenheit, dies zu themati-
sieren, ist günstig, denn die Klas-
sengrößenverordnung und und die 
Pfl ichtstundenverordnung laufen 
zum Jahresende aus und müssen 
erneuert werden. Anhörungs- und 
Beteiligungsverfahren bieten eine 
Grundlage für einen inhaltlichen 
Aufschlag, aber weitere Aktions-
möglichkeiten sollten diskutiert, 
entwickelt und in Angriff  genom-
men werden.

Insbesondere die Aktionskon-
ferenzen aber auch die LDV im 
Herbst 2022 bilden hier Gelegen-
heiten für diese Diskussion und 
Vorbereitungen.

  *
Zur Erinnerung
Das auf der letzten BDV 2021 be-
schlossene Aktionsprogramm bein-
haltet Aktivitäten auf den folgen-
den Gebieten:

1. Off ensive Schritte gegen die 
massive Mehrarbeit/Umsetzung der 
Ergebnisse der Arbeitszeit- und -be-
lastungsstudie. Dazu hat der Landes-
vorstand am 29. Oktober 2020 bere-
its gefordert, dass dieAuswirkungen 
der Corona-Krise einbezogen werden 
müssen, und die neu gewählten Per-
sonalräte Schulungen bekommen, 
damit sie sich an den Bildungsein-
richtungen für die Interessen der Kol-
legInnen einsetzen können.

Die Landesvorsitzenden werden 
versuchen, mit der Landesregierung 
in einen Dialog über den Umgang mit 
den Ergebnissen der Studie zu treten 
und sich hier für die Erreichung der 
Ziele einsetzen.

Dazu fordert der Landesvorstand 
die Einsetzung einer Ex per t*in nen-
kom mis sion nach niedersächsischem 
Vorbild zur Auswertung der Arbeits-
zeitstudie und zur Erarbeitung von 
weitergehenden Empfehlungen an die 
Landesregierung und den Landtag.

Kurzfristige Ziele sind dabei:
1. Das Arbeitszeit-Soll der hessi-
schen Lehrkräfte liegt um durch-
schnittlich eine Zeitstunde pro Wo-
che über dem der Lehrkräfte im 
Bundesdurchschnitt und deutlich 
über dem OECD-Durchschnitt. Das 
Arbeitszeit-Soll der hessischen Lehr-
kräfte ist an die tarifl iche Wochenar-
beitszeit anzupassen (Rückkehr zur 
40-Stunden-Woche). Daraus ergibt 
sich für alle Lehrkräfte bis zur Vol-
lendung des 60. Lebensjahres eine 
Reduzierung der Unterrichtsverp-
fl ichtung um 0,5 Pfl ichtstunden.

2. Reduzierung der Un ter richts-
ver pfl ich tung nach Vollendung des 
65. Lebensjahrs um zwei Deputat-
stunden in der Systematik von § 9 
der Pfl ichtstundenverordnung.

3. Keine neuen Aufgaben ohne 
Abschätzung der Folgen und ohne 
verbindliche Regelungen zur Ent-
lastung in Zeit.

7. Die Arbeitszeitstudie belegt 
eine deutliche Überschreitung der 
Sollarbeitszeit insbesondere bei 
den Lehrkräften, die in überdurch-
schnittlichem Umfang außerunter-
richtliche Aufgaben bzw. Funktions-
aufgaben übernehmen. Dies muss 
durch eine deutliche Erhöhung des 
Schuldeputats ausgeglichen werden. 
Dies wurde von der Landesregie-
rung mehrfach angekündigt, aber 
nie umgesetzt. Über die Höhe und 
den Modus muss gesondert disku-
tiert werden.

8. Keine Anordnung von Mehr-
arbeit, solange Kol le g*in nen nicht 
normenkonform nachgewiesen wer-
den kann, dass sie dadurch nicht 
über die maximale Arbeitszeit von 
48 Stunden nach Arbeitszeitgesetz 
kommen.

9. Verpfl ichtende transparente 
Dokumentation der Unterrichtsver-
pfl ichtung, des Unterrichtseinsat-

zes, der Bilanzierung und des Aus-
gleichs nach § 17 Abs. 4 der Dienst-
ordnung durch die Schulleitung zu 
Beginn jeden Schulhalbjahrs.

Mittelfristige Ziele:
1. Die in der Arbeitszeitstudie nach-
gewiesene hohe Zahl von Lehrkräf-
ten aller Schulformen, die Mehrar-
beit gegenüber der aktuellen Soll-
arbeitszeit leisten, begründet eine
weitere Reduzierung der Pfl ichtstun-
denzahl für alle Lehrämter um eine 
weitere Pfl ichtstunde.

2. Unterstützung von Schulen 
mit besonderen Herausforderungen 
durch Erhöhung von Sozialindex, 

UBUS, verstärkte Sprachförderung-
sangebote, u.ä.

3. Ausreichende Ausstattung 
der Schulträger, um Schulen von 
Verwaltungstätigkeiten und IT-Sup-
port zu entlasten.

Langfristige Ziele:
1. Schrittweise Reduzierung der 
Klassengrößen auf maximal 20 
Schüler*innen

2. Senkung der Unterrichtsver-
pfl ichtung auf 20 Pfl ichtstunden für 
alle Lehrkräfte

3. Erhöhung der Schulsozial-
arbeit an Schulen mit besonderer 
Herausforderungen

Bezirksdelegierten-
versammlung 

Bezirks
Delegierten
Versammlung

Pfl ichtstunden reduzieren – Klassen verkleinern

4. Angemessene Entlastung zur 
Korrektur der Abschlussarbeiten 
und Prüfungen.

5. Zuweisung einer Entlas tungs-
stunde für Klassenleitungstätigkeit 
(pro Klasse).

6. Die Studie bestätigt die über-
proportionale zeitliche Belastung 
von Teilzeitbeschäftigten. Das Urteil 
des Bundesverwaltungsgerichts vom 
16. 7. 2015 muss auch vom Land 
Hessen umgesetzt werden: Danach 
muss eine überproportionale Her-
anziehung zu außerunterrichtlichen 
Dienstpfl ichten durch eine Reduzie-
rung der anteiligen Pfl ichtstunden-
zahl ausgeglichen werden.

Diese Aufstellung ist nicht abschlie-
ßend und bedarf einer ständigen 
Überprüfung und gegebenenfalls 
Erweiterung.

Es gibt darüber hinaus noch 
weitere Forderungen, deren drin-
gend notwendige Umsetzung durch 
die Studie weitere Argumente be-
kommen hat. Diese betreff en aber 
einzelne Schulformen wie beispiels-
weise: A13 für Grundschullehrkräf-
te oder mit Stundenentlastung hin-
terlegte Koordinationszeiten.

Fach- und Personengruppen können 
weiter überlegen, was sich aus den 
Ergebnissen für ihre Bereiche ergibt.

Wachsende Defi zite in der 
Lehrereinstellung müssen dringend 
angegangen werden
Wenn die Politik so weitergeht, ha-
ben wir immer weniger Lehrer und 
können Klassenteilungen, inklusi-
ve LehrerInnen-Teams und Arbeits-
zeitreduzierung schon allein des-
halb nicht durchsetzen. Das Prob-
lem ist nicht neu. Bereits im August 
2019 hat die GEW-Hessen in einer 
Pressekonferenz Alarm geschlagen. 
Das HKM musste dazu gezwungen 
werden, das Problem überhaupt zu-
zugeben. Warum? Das Desinteresse 
der herrschenden Politik ist kras-
ser, als die Öff entlichkeit annimmt! 
Politik behilft sich mit Notlösun-
gen (massenweise StudentInnen als 

Hilfslehrer, GymnasiallehrerInnen 
an Grundschulen u. ä.). Selbst ein 
Mangel an Grundschullehrkräf-
ten führt nicht zu einer besseren 
Bezahlung.

Die GEW muss diese Vernach-
lässigung nachhaltig in die Öff ent-
lichkeit tragen und zusammen mit 
den LehrerInnenausbildungssekto-
ren der Hochschulen zügig Konzep-
te für eine Behebung des Notstands 
ausarbeiten. Auch Reformüberle-
gungen in Richtung einphasige Aus-
bildung gehören dazu, ebenso unse-
re Überlegungen für eine inklusive
LehrerInnenausbildung.

Bildungsfi nanzierung – 500-Millionen-
Programm und mehr
Wer denkt, dass Geld keine Rolle
spielt, weil das Land Hessen im Juli 
ein kreditfi nanziertes „Sonderver-
mögen“ von 12 Milliarden Euro 
bis 2023 (mit 30-jähriger Tilgung) 
beschlossen hat, irrt. Denn vorran-
gig wird die private Wirtschaft be-
dacht. Und das Bildungswesen soll 
möglichst wenig kosten.

Hier haben wir aber schon gu-
te Vorarbeit geleistet, und mit dem 
500-Millionen-Programm oder auch 
unseren Forderungen zur kom mu-
na len Infrastruktur gute Grund la-
gen, werden aber gegenwärtig über-
rollt, ja überwältigt von einer Ka ta-
stro phen po li tik und damit einherge-
hend von einer Verschuldungspoli-
tik, die aber nicht das fi nanziert, was
wir gern hätten, sondern in den tra-
ditionellen Gleisen bleibt.

Und wir wissen nicht, wie eng 
die Fesseln danach angezogen wer-
den.

Dazu kommt, dass die Umver-
teilungspolitik es schwer hat, über-
haupt im Mainstream Fuß zu fas-
sen. Und das in einer Situation, wo 
es eigentlich leicht sein müsste, die 
Frage laut und deutlich zu stellen: 
Wer zahlt für die Krise?

Dies müssen wir intelligent im 
Bewusstsein unserer Mitglieder, 
den Beschäftigten des öff entlichen 
Dienstes und der Gesamtgesell-
schaft verankern.

Deshalb haben wir auf der LVo-
Klausur in Fulda 2020 bereit unse-
re 500-Millionen-Forderung um die 
Forderung nach einem Sonderver-
mögen Bildungsinfrastruktur in Hö-
he von 5 Milliarden Euro erweitert. 

  *  *  *
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Politische Bildung
Die war immer schon an den Rand 
gedrängt. Dies hat die letzte größere 
GEW-Veranstaltung von 2016 ge-
zeigt. Jetzt ist der Platz und die Auf-
merksamkeit noch geringer gewor-
den, obwohl wir sie noch dringen-
der brauchen, weil die Widersprüche
zunehmen.

Hier haben GEW und Personal-
räte die Aufgabe, entsprechend den 
bereits bestehenden Forderungen 
tätig zu werden. Es wäre aber auch 
hilfreich, wenn die gesellschaftli-
chen Anliegen der GEW selbst bei 
der Verteidigung der öff entlichen 
Güter Eingang in die politische Bil-
dung in den Bildungseinrichtungen 
fänden, also die genuine politische 
gewerkschaftliche Arbeit im politi-
schen Unterricht refl ektiert würde.

IT-Bereich/
Digitalisierung
(siehe hierzu auch die Seiten 12-13)

Hier haben wir es mit zwei sich 
scheinbar widersprechenden Struk-
turen und Politiken zu tun: Auf 
der einen Seite hinkt die Schule in 
der Regel weit hinter dem techni-
schen gesellschaftlich vorfi ndbaren 
Durchschnittsstandard hinterher – 
sowohl in Bezug auf die IT-Ausstat-
tung als auch auf die Wartung und 
auf die IT-Sicherheit!

Auf der anderen Seite ist die 
Lobby der IT-und Bildungsunter-
nehmen unterwegs, um auch in-
haltlich mehr Einfl uss in den Bil-
dungseinrichtungen zu gewinnen.

Die GEW muss beide Stränge 
bearbeiten. Der Handlungsbedarf 
ist sehr groß, aber hier haben wir 
zum Glück nicht wenige KollegIn-
nen, die daran bereits arbeiten.

Zufriedenstellende 
Ausstattung der Bildungs -
einrichtungen nach 
pädagogischen und 
inklusiven Erfordernissen/
Rekommunalisierung
Nicht erst Corona, sondern viele 
Aktionen von Schülervertretungen 
(„Goldene Klobürste“ in FFM) und 
Elterninitiativen vorher haben die 
Defi zite der kommunalen Investiti-
onen im Bildungsbereich (von der 
Hygiene über die Essensbetreuung 
zum Ganztag) enthüllt. Die päda-
gogischen Konzepte und ihre bau-
lichen Voraussetzungen liegen auf 
dem Tisch; sie erfordern aber einen 

gemeinwirtschaftlichen Ansatz mit 
fi nanzieller Absicherung.

Thematische 
Arbeitskonferenzen
Für alle diese Bereiche Bereiche soll 
die GEW Arbeitskonferenzen ein-
richten bzw. fortführen, an denen 
Fachleute und interessierte Kolle-
gInnen mitarbeiten können. Ar-
beitskonferenzen sind das Mittel 
der Wahl, weil sie sowohl der Pro-
blemklärung als auch der Umset-
zung von Lösungen dienen.

Keine Streichung der 
Koordinatorenstunden 
Berufsorientierung

Die Bezirksdelegiertenversammlung 
der GEW Frankfurt protestiert ent-
schieden gegen die Streichung der 
Koordinator*innenstunden Berufs-
orientierung in der neuen Pfl icht-
stundenverordnung und fordert eine
Ersatzzuweisung im bisherigen Um-
fang statt einer Anrechnung aus 
dem Schuldeputat.

Durch die Corona-Krise hat die 
Berufsvorbereitung und hier vor al-
lem die Beratung überwiegend nicht 
stattgefunden. Dadurch hat auch die 
Vermittlung in Ausbildungsstellen 
stark gelitten. Wenn die Unterneh-
men derzeit klagen, dass es nicht ge-
nug Bewerber*innen für Lehrstel-
len gebe, so ist das vor allem jedoch 
auch ein „Matching“-Problem, al-
so die Disparität zwischen Einstel-
lung und Vermittlung.

Die Nachfrage nach Auszubil-
denden für das Ausbildungsjahr 
2021/2022 ist im Berichtsmonat 
nochmals gestiegen. Bisher wurden 
etwa 30.400 Ausbildungsplätze ge-
meldet: Ein Anstieg um 10,0 Pro-
zent zum Vorjahresmonat. Ihnen ge-

genüber stehen rund 26.650 junge 
Menschen auf der Suche nach ei-
nem Ausbildungsplatz, die sich bei 
den hessischen Agenturen für das 
aktuelle Ausbildungsjahr gemeldet 
haben. Das sind -3,2 Prozent we-
niger als im April letzten Jahres. 
Als unversorgt zählten zum Stich-
tag noch 14.740 Bewerber/innen. 
Etwa 19.000 Ausbildungsplätze 
waren Mitte April noch unbesetzt.

Sinkende Be-
werberzahlen und 
mehr unbesetzte 
Ausbildungsplätze 
stehen einem größer 
werdenden Fach-
kräftebedarf gegen-
über – ein Trend, der 
bereits vor der Co-
rona-Pandemie eine Herausforde-
rung für die hessische Ausbildungs-
landschaft darstellte. (BA Hessen, 
3. 5. 2022 /  20. 6. 2022)

Vor diesem Hintergrund sind 
Berufsberatung und Berufsorientie-
rung wichtiger denn je. Bisher wa-
ren die für die Anrechnung zur Ver-
fügung stehenden Stellen als Teil 
des Kompensationsbeitrags der bei 
EU-Förderprogrammen seitens des 
Landes zu leisten ist, ausgewiesen 
worden. Diese Fördermittel wur-
den gekürzt, demzufolge muss auch 
ein geringerer Beitrag seitens des 
Fördermittelempfängers geleistet 
werden. Das ist möglicherweise der 
Hintergrund für den Wegfall der 
Stellen/Stunden. Die Schulen wer-
den dies erst zu Anfang des nächs-
ten Schuljahres merken, wenn ih-
nen die Stunden nicht mehr zuge-
wiesen werden. Meist dürften sie 
jedoch schon an die Koordinato-
ren vergeben worden sein, d. h. sie 
fehlen dann woanders. Es ist zu 
befürchten, dass den Schulen auf 
Nachfrage erklärt werden wird, 
dass die Stunden vergeben werden 
müssen, aber aus dem Schuldepu-
tat zu nehmen sind.

Vorschlagsliste für die 
Benennung von Schulen 
in Frankfurt erstellen

Der GEW Bezirksverband Frank-
furt sammelt Namen von Personen, 
die aus seiner Sicht für die Benen-
nung von Frankfurter Schulen be-
dacht werden sollten. Hierfür wer-
den Gliederungen und Vertrauens-

leute angeschrieben und um Rück-
meldungen gebeten. Im Vordergrund 
sollen hier antifaschistische Einstel-
lung und Wirken stehen. Diese Liste 
wird auf der nächsten BDV präsen-
tiert, diskutiert, beschlossen, dann 
öff entlichkeitswirksam vorgestellt 
und Gremien, die sich mit der Be-
nennung befassen, zur Verfügung 
gestellt.

Aktuell gibt es einen Beschluss, dass 
der GEW Bezirksverband Frank-
furt sich für die Benennung einer 
Schule nach Ettie und Peter Gin-
gold einsetzt. Unstrittig ist, dass 
ihr Widerstand gegen den Natio-
nalsozialismus eine gute Empfeh-
lung für eine Benennung ist. Den-
noch war unser Einsatz dafür bisher 
erfolglos. Für eine Be-
nennung von Schulen 
muss man Ortsbeiräte 
und Schulgemeinden ge-
winnen. In der aktuellen 
Zeit der im Bildungsbe-
reich bestehenden Über-
lastung ist es nicht ein-
fach, diese Thematik in 
den Vordergrund zu stel-
len. Wir halten es für

sinnvoll, den Kreis von Personen, 
die sich aufgrund ihres Einsatzes 
und Wirken (ins be son de re im Hin-
blick auf antifaschistisches Han-
deln) für Benennung eignen, zu er-
weitern und mit einer größeren Liste
öff entlichkeitswirksam darauf auf-
merksam machen (z.B. im Rahmen 
einer Veranstaltung), dass es diese 
Vorschläge gibt. Auf dieser Grund-
lage möchten wir dann mit Ortsbei-
räten und Schulgemeinden ins Ge-
spräch kommen und darauf hinwir-
ken, dass mehr Frankfurter Schulen 
nach diesen Persönlichkeiten be-
nannt werden.

Sofortige Freilassung 
von Julian Assange!
Die BDV fordert zusammen mit 
dem Gewerkschaftstag in Leipzig 
die Freilassung von Julian Assange

Die GEW fordert mit vielen an-
deren die Freilassung von Julian As-
sange, der maßgeblich dazu beitrug, 
die US-Kriegsverbrechen im Irak 
und in Afghanistan zu enthüllen.

Die Begründung des britischen 
Innenministeriums, wonach Gerich-
te nicht festgestellt hätten, dass die 
Auslieferung von Assange repres-
siv, ungerecht oder ein Missbrauch 
war oder die Auslieferung mit sei-
nen Menschenrechten unvereinbar 
wäre, können nur noch als zynisch 
angesehen werden, insbesondere 
wenn das Ministerium auch noch 
sagt, dass er in den USA angemes-
sen behandelt werde, auch in Be-
zug auf seine Gesundheit.

In den USA erwarten Assange 
mutmaßlich 175 Jahre Haft und 
lebenslange Isolationshaft. Damit 
wird investigativer Journalismus in 
ein kriminelles Unternehmen ver-
wandelt. Dieser Abschreckungsef-
fekt ist verheerend für kritische Auf-
klärung.

Die GEW fi ndet die Aussage 
der deutschen Regierungsspreche-
rin Christiane Hoff mann inakzep-
tabel, wonach Fragen zum Schutz 
der Meinungs- und Pressefreiheit 
und der berechtigten Sicherheits-
interessen von Staaten gegeneinan-
der abgewogen werden müssten.

 Themen und Beschlüssemit vielen Vorhaben

Elekhh/W
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Thilo Hartmann, Heike Ackermann, Laura Preusker auf der A13-Demo.
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Die Aufwertungsrunde zum So-
zial- und Erziehungsdienst ist am 
19. Mai 2022 mit einer Einigung 
in den Tarifverhandlungen zu En-
de gegangen. Verhandlungsgegen-
stand waren nicht die regulären 
Erhöhungen der Tabellenentgelte, 
sondern Fragen der Eingruppierung 
und ähnliches. Wesentliche Ergeb-
nisse gibt es in hauptsächlich in den 
Bereichen Entgelt, Entlastung und 
Stufenlaufzeiten.

Ist das Glas halb voll oder
halb leer?

Der erreichte Abschluss ist sicher 
nicht der große Wurf, mit dem die 
Aufwertung dann etwa abgeschlos-
sen wäre, und er stellt sicher nicht 
alle zufrieden. Nichtsdestotrotz 
aber verbessert der Abschluss in 
spürbarer Weise unmittelbar die Ar-
beitsbedingungen der Kolleg:innen, 
die tarifgebunden im Sozial- und Er-
ziehungsdienst beschäftigt sind. Er 
hat zudem Auswirkungen auf die 
nicht tarifgebunden in diesem Be-
reich Beschäftigten, da er den Be-
zugsrahmen verschiebt und auch 
die Arbeitgeber freier Träger zu 
Anpassungen zwingt.

Bei der Einschätzung des Ab-
schlusses sollte mitgedacht werden, 
dass diese Aufwertungsrunde unter 
schwierigen äußeren Umständen ver-
handelt worden ist. Nach zwei Jah-
ren Coronapandemie und angesichts 
des Überfalls auf die Ukra ine war es 
nicht einfach, die notwendige öff ent-
liche Aufmerksamkeit für diese Aus-
einandersetzung zu erreichen. Dass 
trotzdem dieser Abschluss zustande 
kam, liegt maßgeblich am Einsatz 
der Beschäftigten, ihrer Beteiligung 
an Streiks und Demonstrationen und 
ihrem vielfältigen Eintreten für bes-
sere Arbeitsbedingungen! 

An mehreren Streiktagen sind 
GEW Kolleg:innen gemeinsam mit 
den Kolleg:innen von ver.di öff ent-

lich für die Aufwertung aktiv ge-
wesen. Eine länderübergreifende 
Streikaktion mit den GEWler:innen 
aus Rheinland- Pfalz in Mainz-Kas-
tel setzte ein starkes und öff entlich-
keitswirksames Zeichen. Aber auch 
das Werben für die Ziele im persön-
lichen Umfeld trug und trägt da-
zu bei, dass die Forderungen nach 
Aufwertung der Sozial- und Erzie-
hungsberufe in der Gesellschaft ver-
ankert werden.

Und dies wird weiterhin not-
wendig sein. Nicht allein, weil die 
Aufwertung noch lange nicht abge-
schlossen ist, sondern auch weil es 
unter den Bedingungen des Fach-
kräftemangels vieler zusätzlicher 
Anstrengungen bedarf, um einen 
geeigneten Rahmen für qualitativ 
gute Arbeit und entsprechende Ar-
beitsbedingungen zu stellen. Hier 
braucht es starke und aktive GE-
Werkschaften, die ohne aktive und 
engagierte Gewerkschaftsmitglieder 
nicht denkbar sind! Dass die Auf-
wertung der Sozialberufe nötig ist, 
bestreitet niemand mehr, sie aber 
tatsächlich durchzusetzen, liegt an 
den Beschäftigten, die dabei aber 
auf die solidarische Unterstützung 
anderer, nicht zuletzt von Eltern, 
angewiesen sind!

Diesmal ging es um die Aufwer-
tung des Sozial- und Erziehungs-
dienstes. Eine weitere Gelegenheit, 
sich erneut für gute Arbeits- und Be-
zahlbedingungen zu engagieren, bie-
tet sich schon bald. Anfang nächs-
ten Jahres nämlich, wenn es wieder 
in einer regulären Entgeltrunde um 
die Einkommen aller Tarifbeschäf-
tigten bei Bund und Kommunen ge-
hen wird. Eine Tarifauseinanderset-
zung, die angesichts der aktuellen 
Preissteigerungen von großer Be-
deutung sein wird. 

Im Folgenden noch unsere Einschät-
zungen zu einigen wesentlichen Er-
gebnissen des Abschlusses, dessen 

Details unter diesem Link eingese-
hen werden können: 
https://www.gew-hessen.de/tarifbe-
soldung/tarif-kommunen/details-1/
weiterer-schritt-zur-aufwertung-im-
sozial-und-erziehungsdienst

Zu beachten ist, dass die Re-
daktionsverhandlungen der Tarif-
parteien zum Zeitpunkt der Fer-
tigstellung dieser Ausgabe der FLZ 
noch nicht abgeschlossen waren. In 
den Redaktionsverhandlungen wird 
die Tarifeinigung und ihre Umset-
zung konkretisiert. Wie also bspw. 
die Umwandlung von Entgeltan-
teilen in Entlastungstage gestaltet 
wird, ist hoff entlich beim Erschei-
nen dieser Zeitung schon geklärt

■ Entgelt
Erzieher:innenberufe (S 2 bis S 11a) 
bekommen eine Zulage von 130 Eu-
ro monatlich ab 1.  7. 2022, So zi al-
pädagog:innen etc. bekommen 180 
Euro mehr im Monat. Kita-Leitun-
gen gehen bei der Zulage leer aus. 
Das ist sehr bedauerlich, allerdings 
sind Kita-Leitungen im Jahr 2015 
durchweg um eine Gruppe höher-
gruppiert worden und die Arbeit-
geberseite ließ sich zu keinen Ver-
besserungen bewegen.

Wird die vereinbarte Zulage zu 
den Tabellenwerten der S 8a addiert, 
dann ist festzustellen, dass mehr 
als die Hälfte des Weges einer Auf-
wertung der S 8a (Erzieher/in) in 
Richtung der derzeitigen S 8b (Er-
zieher/in mit schwieriger Tätigkeit) 
zurückgelegt wurde. Gut ist insbe-
sondere auch für die Kolleg:innen in 
Frankfurt und Umgebung, dass die 
Erzieher:innen in der S 8b ebenfalls 
die Zulage bekommen, denn hier 
wird aufgrund des Fachkraftmangels 
fl ächendeckend nach S 8b bezahlt.

Positiv ist gleichfalls, dass die 
Sozialpädagog:innen etc. in S 11b, 
S 12, S 14 und S 15 diesmal deut-
lich besser bedacht wurden als im 
Jahr 2015.

■ Stufenlaufzeiten
Ab Herbst 2024 fallen die gegen-
über der normalen TVöD-Tabelle 
verlängerten Stufenlaufzeiten in der 
S-Tabelle weg. Die Vereinbarung 
macht hinsichtlich der „struktu-
rellen Wertebenen“ einiges aus und 
führt über die gesamten sechs Stu-
fen gerechnet zu einem spürbar hö-
herem Lebenseinkommen. Es pro-
fi tieren davon vor allem neue und 
dienstjüngere Kolleg:innen, die die 
Stufe 6 der Tabelle noch nicht er-
reicht haben. Da Erzieher:innen mit 
schwierigen Tätigkeiten die längsten 
Stufenlaufzeiten bis Stufe 6 haben, 
profi tieren diese in besonderer Wei-
se von der Streichung der besonde-
ren Laufzeiten. Neueinsteiger:innen 
erreichen dadurch die höchste Stu-
fe der S 8b dann sieben Jahre frü-
her als bisher.

■ Regenerationstage
Es gibt zwei zusätzliche Regene-
rationstage ab 2022. Die Gewerk-
schaften haben damit einen ersten 
Schritt hin zu möglichen weiteren 
bereichsspezifischen Arbeitszeit-
verkürzungen, bzw. Entlastungen 
geschaff t. Das ist sehr begrüßens-
wert, allerdings muss darauf ge-
achtet werden, dass sinnvolle Wege 
der Umsetzung gefunden werden, 
bspw. durch Einführung zusätzli-
cher Schließtage. Zudem wurde die 
Option, die vereinbarten Zulagen in 
bis zu zwei zusätzliche Regenera ti-
ons tage umzuwandeln, vereinbart.

Freie Träger:
Das Beispiel ASB Lehrer-
kooperative in Frankfurt und 
der lange Weg zum TVöD

Beschäftigte freier Träger, die einen 
so genannten dynamischen Anwen-
dungstarifvertrag zum TVöD ab-

Aufwertungsrunde zum Sozial-
und Erziehungsdienst 2022

geschlossen haben, z. B. die AWO 
Wiesbaden oder die AWO Frank-
furt, profi tieren unmittelbar von 
den vereinbarten Verbesserungen. 
Bei anderen freien Trägern ist die 
Sache oftmals komplizierter, wie et-
wa bei einem großen freien Träger 
in Frankfurt, wo die Kolleg:innen 
parallel zu den Auseinandersetzun-
gen um die Aufwertung des SuE- 
Bereiches um den Anschluss an den 
TVöD stritten und bis heute strei-
ten. Bei der ASB Lehrerkooperati-
ve arbeiten rund 800 Beschäftigte, 
hauptsächlich in Kitas und Ganz-
tagsbetreuung, aber auch in der Fa-
milien- und Erziehungshilfe und in 
Bildungsangeboten. Der bestehen-
de Haustarif erreicht nicht ganz das 
TVöD-Niveau, hatte der Arbeitge-
ber zuvor doch darauf verwiesen, 
dass nicht alle Bereiche beim Träger 
ausreichend gegenfi nanziert seien. 
Doch die Kolleg:innen schicken sich 
an den Tarifvertrag zu verbessern 
und haben zum Ziel, bei der Be-
zahlung das materielle Niveau des 
TVöD zu erreichen. Sollte dies ge-
lingen, hätte dies auch eine enorme 
Signalwirkung für andere freie Trä-
ger, die in vielen Feldern der Sozia-
len Arbeit präsent sind und häufi g 
tarifl iche Standards zu Lasten der 
dort Beschäftigten unterschreiten. 
Umso wichtiger wäre ein erfolgrei-
cher Tarifabschluss bei der ASB Leh-
rerkooperative; dass dieser gelingt, 
ist dank des relativ hohen gewerk-
schaftlichen Organisierungsgrades 
im Betrieb nicht unmöglich. 

Es ist und bleibt ein Unding, 
dass Kolleg:innen freier Träger für 
die gleiche Arbeit weniger Lohn er-
halten als öff entlich Beschäftigte!

Wie weiter?

Zwar steht den tarifgebunden Be-
schäftigten die erhöhte Zulage ab 
1. Juli 2022 zu, aber in der Vergan-
genheit haben sich einzelne kom-
munale Arbeitgeber oftmals dage-
gen gesperrt, Entgelterhöhungen 
vor Abschluss des Unterschriften-
verfahrens zu den redaktionellen 
Tarifverträgen den Beschäftigten 
zu überweisen. Dieses Verhalten 
ist wenig fürsorglich gegenüber den 
Beschäftigten, aber rechtlich leider 
nicht zu beanstanden. Möglich wä-
re aber auch, die Zahlung „unter 
Vorbehalt“ vor der letzten Unter-
schrift unter den Tarifvertrag aus-
zuzahlen.

Anfang 2023 geht es dann aber 
wieder in einer neuen Tarifrunde um 
die Entgelttabellen für alle Beschäf-
tigten bei den Kommunen und beim 
Bund. Rund 2,6 Mio. Beschäftigte 
sind davon betroff en. Der Sozial- 
und Erziehungsdienst macht davon 
nur einen kleinen Teil aus: Hier sind 
rund 330.000 Menschen beschäf-
tigt. Im Juni hat die GEW ebenso 
wie die anderen Gewerkschaften 
in diesem Bereich die Forderungs-
diskussion eröff net. Keine leichte 
Debatte angesichts von einer Preis-
steigerungsrate, die über Jahrzehn-
te unbekannte Höhen erreicht. Der 
Verhandlungsauftakt ist derzeit für 
Ende Januar 2023 terminiert.

Rüdiger Bröhling
Tarifreferent GEW Hessen 

Andreas Werther
Referent Sozialpädagogik

Andi Werther und Steve Kothe
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Die Vorklasse ist an die Grundschule 
angegliedert und hat als präventive 
Maßnahme das Ziel, schulpfl ichti-
ge Kinder mit Entwicklungsverzö-
gerungen in den verschiedensten 
Bereichen zu fördern und in ihren 
Kompetenzen zu stärken, um ihnen 
einen guten Start in der kommenden 
ersten Klasse zu ermöglichen. Dem 
Entwicklungsstand der Kinder soll 
dabei in besonderem Maße Rech-
nung getragen werden. Die Förde-
rung soll individuell und ganzheit-
lich in einer kleineren Lerngruppe 
erfolgen und in Situationen kind-
lichen Erlebens und Handelns ein-
gebettet sein. 

So wird es bereits im Rahmen-
plan aus dem Jahre 1991 beschrie-
ben, der heute noch die rechtliche 
Handlungsgrundlage für die päda-
go gi sche Arbeit in der Vorklasse 
darstellt. Er ist auch und vor allem 
in der heutigen Zeit hochaktuell, 
betont er doch, dass es bei der För-
derung der angestrebten Schulfä-
higkeit nicht ausschließlich um die 
kognitive Förderung geht, sondern 
ebenso um die Entwicklung der Ge-
samtpersönlichkeit im emotiona-
len, sozialen und auch motivatio-
nalen Bereich. Ziel ist, die Lernfä-
higkeit anzuregen und zu entfalten 
und Schulfähigkeit und Verhaltens-
weisen zu fördern, die für das Ler-
nen im Anfangsunterricht und in 
der Gruppe notwendig sind.

Heute spricht man von den Ba-
sis-, Lern-, Sozialkompetenzen, 
von den exekutiven Funktionen, 
von einem sicheren Bindungsver-
halten, weiß um die wichtigen Er-
fahrungen von Selbstwirksamkeit 
und die Bedeutung eines positiven 
stabilen Selbstkonzepts, um neu-
en Situationen und Anforderun-
gen mit der notwendigen Zuver-
sicht zu begegnen. 

Hierfür bedarf es der Bewälti-
gung entscheidender Entwicklungs-
aufgaben im Leben eines jeden Kin-
des, die es in der Aus ein an der set-
zung mit sich selbst und anderen 
und auch anstehenden Lernanfor-
derungen vollzieht. Hier setzt der 
sozialpädagogische Ansatz an, der 
Aspekte der sozialen Gruppenarbeit 
beinhaltet. Die sozialen Nah-Bezie-
hungen und persönlichen Lern er-
fah run gen im Gruppenprozess sind 
für den individuellen Entwicklungs-
prozess ausschlaggebend – die in-
dividuelle Persönlichkeitsentwick-
lung vollzieht sich im sozialen Mit-
ein an der, das daher einen wesent-
lichen Schwerpunkt des pä da go-
gischen Handelns in der Vorklasse
ausmacht. Auf die entscheidende 
Bedeutung der positiven Beziehung 
und Bindung zwischen der Vorklas-
senleitung und den Kindern und 
dem Umgang der Kinder unter ei-
nan der weist der Rahmenplan da-
her ausdrücklich hin. 

Es gilt also, eine Gemeinschaft zu 
entwickeln, die einen sozialen Rück-
halt durch das sichere Eingebunden-
sein ermöglicht. Die Gruppe fungiert 
in dem gemeinsamen Vorklassenjahr 
als Ort und Medium sowohl indi-
vidueller als auch sozialer Reifung 
und verbindet subjektive Ent fal-
tungs mög lich kei ten und koopera-
tive Interaktionen in der Auseinan-
dersetzung mit Lernanforderungen 
und Sachinhalten. Es bedarf hierbei 
der professionellen Prozessgestal-
tung und -begleitung in einer deut-
lich überschaubaren Gruppe, da-
mit sich die sozialen Kräfte positiv 
entfalten und so zur persönlichen 
Gesamtentwicklung des einzelnen 
Kindes beitragen können.

Häufi g sind es nur kleine An-
forderungen, die es dem Kind in 
der Sicherheit seines grundsätzli-
chen Angenommenseins ermögli-
chen, sich auf innere Ambivalen-
zen und Irritationen einzulassen. 
Dann wird es möglich, in dem dia-
logischen Miteinander unterschied-
liche Bedürfnissen und Sichtweisen 
zu beleuchten, zu benennen und 
gegeneinander abzuwägen. Dies 
kann dem Kind den Blick für ei-
ne komplexere Außenwelt und für 
neue Handlungsoptionen eröff nen. 
Dadurch gewinnen situativ entste-
hende und ungeplante kleine „Vor-
kommnisse“ einen pädagogischen 
Sinngehalt für die weitere Entwick-
lung des einzelnen Kindes. 

Unterschiede zu Eingangsstufe 
oder Flex
Der pädagogische Handlungsspiel-
raum, das situativ und bedarfsorien-
tierte Aufgreifen oder auch geziel-
te Initiieren von anstehenden Ent-

gerungen in den verschiedenen Be-
reichen zugestanden wird. 

An dieser Stelle muss auf die 
psychischen Grundbedürfnisse hin-
gewiesen werden, die es zu wahren 
gilt: Das Bedürfnis nach aktivem, 
selbstständigem Lernen, das die 
eigene Selbstwirksamkeit erlebbar 
macht, das Bedürfnis nach Kommu-
nikation, Kooperation und sozia-
len Kontakten, die soziale Anerken-
nung, Bestätigung und Vernetzung 
mit sich bringen, und das ebenso 
wichtige Bedürfnis nach einer ver-
trauenserweckenden, überschauba-
ren Lerngruppe und Lernprozessen, 
die ein Gefühl von Sicherheit und 
Berechenbarkeit vermitteln. 

Bei der Einrichtung von Vorklas-
sen wurde dem pädagogischen An-
spruch der kleineren Lerngruppe zu-
nächst mit der Festlegung der Grup-
pengröße auf maximal 20 Kinder 
begegnet – vor dem damaligen Hin-
tergrund wesentlich größerer Schul-

Die Vorklasse wird 70 – ein Grund zum Feiern !?
Nächstes Jahr ist es soweit: die Einrichtung der Vorklasse in Hes-
sen jährt sich zum 70. Mal ! Ein guter Anlass, über die bisherige Ent-
wicklung, das „besondere Potential“ der Vorklasse und die hierfür 
notwendigen Voraussetzungen zu berichten und auch die derzeiti-
gen Rahmenbedingungen in den Blick zu nehmen.

Aus diesem Grund wurde ein 
Petitionsantrag auf Absenkung der 
Vorklassengrößen auf 8 bis 15 ge-
stellt. Er wurde negativ beschieden 
unter Verweis auf die bestehende 
Klassengrößenverordnung (gültig 
bis 31. 12. 2022) und die landesweit 
durchschnittliche Vorklassengröße 
von 13,4 im Jahre 2019.

Eine kleine Anfrage an den hessi-
schen Landtag bzgl. der Vorklas-
sengrößen im selben Schuljahr er-
gab folgende Zahlen: Von 256 Vor-
klassen an Hessens Grundschulen 
verfügten fünf Vorklassen über die 
Maximalklassengröße von 20 Schü-
lerinnen und Schülern, sechs Klassen 
über die Größe von 19, elf Klassen 
über die Größe von 18, 13 Klassen 
über die Größe von 17 und 17 Klas-
sen über die Größe von 16 Schü-
lerinnen und Schülern. Das heißt: 
20,3 % aller Vorklassen an Hessens 
Grundschulen verfügten demnach 
über mehr als 15 Kinder. 26,4 % 

Unter guten Rahmenbedingun-
gen kann sich so eine soziale Ge-
meinschaft entwickeln, die von ei-
nem di a lo gi schen Miteinander auf 
Augenhöhe mit Herz und Humor 
geprägt ist. Dies ermöglicht be-
deutsame Begegnungen vielfältiger 
Art, entscheidende entwicklungs-
förderliche Erlebnismomente und 
individuelle Selbstbildungspozes-
se. Die pädagogische Leitlinie be-
steht darin, jedes Kind mit off enem 
Blick zu beobachten, anstehende 
Entwicklungsaufgaben wahrzu-
nehmen und unterstützende Be-
gleitung anzubieten, die von ihm 
ausgehenden Impulse aufzugreifen 
und in das pä da go gi sche Handeln 
einzubeziehen. 

In der Zielperspektive dient das 
pädagogische Handeln der Kon-
frontation mit den Herausforderun-
gen, die einen erfolgreichen Schul-
unterricht erst möglich machen. 

wicklungsaufgaben und der hierfür 
notwendige zeitliche Rahmen un-
terscheiden die Vorklasse im We-
sentlichen von den anderen Mo-
dellen wie Eingangsstufe und Flex 
– wenn die Rahmenbedingungen 
stimmen ….!

Gelingensbedingungen
Hier kommt die Gruppengröße als 
maßgebliche Gelingensbedingung 
für den pädagogischen Handlungs-
auftrag der individuellen Förde-
rung ins Spiel. Der Handlungsspiel-
raum, bedarfsorientiert und situa-
tiv auf die Bedürfnislage des einzel-
nen Kindes einzugehen, schwindet 
mit der wachsenden Gruppengrö-
ße. Es entfaltet sich eine restriktive 
Wirkung, die dem besonderen För-
deranspruch eindeutig entgegen-
steht, der Vorklassenkindern mit 
der Rückstellung vom Schulbesuch 
aufgrund der Entwicklungsverzö-

klassen in allen Schulformen. Diese 
Vorgabe gilt bis heute unverändert 
für alle Vorklassen an Regelschu-
len, während die Klassen- und Lern-
grup pen grö ßen sowohl in den Re-
gelschulen als auch an den Förder-
schulen und den dort angebunden 
Schwerpunktvorklassen pädago-
gisch sinnvoll und bedarfsorientiert 
kontinuierlich abgesenkt wurden.

In der seit dem 21. Juni 2011 
geltenden Klassengrößenverord-
nung wurde die maximale Klassen-
größe in der Grundschule nochmals 
von 28 auf 25 verringert. Dement-
sprechend hat sich auch die durch-
schnittliche Klassengröße an Hes-
sens Grundschulen seit über 10 Jah-
ren auf knapp 20 Kinder reduziert. 
Viele Grundschulklassen haben da-
mit weniger als 20 Kinder, während 
Vorklassen noch bis an die zuge-
lassene Höchstzahl von 20 „auf-
gefüllt“ werden können. 

aller Vorklassenkinder ohne bis-
lang festgestellten Förderbedarf be-
suchten eine Vorklasse mit mehr als 
15 Kindern, jedes Dritte (33,4 %) 
eine Vorklasse mit 15 oder mehr 
Kindern.

Nun zurück zur Ausgangsfrage: 
Gibt es einen Grund zum Feiern ?  

Ein Grund zum Feiern wäre 
die pädagogisch sinnvolle, längst 
überfällige Reduzierung der ma-
ximalen Klassengrößen der Vor-
klassen auf maximal 15 Kinder in 
der kommenden Klassengrößenver-
ord nung! 

Susanne Leiner

PS: Eine Absenkung von 10 bis 20 
Kindern auf 8 bis 15 im Schuljahr 
2019/20 wurde mit einem Mehrbe-
darf von 42 Stellen landesweit ver-
anschlagt, die Einführung der ver-
pfl ichtenden Vorlaufkurse mit 210.

Die Geschichte vom goldenen Apfel wird nacherzählt und mit verschiedenen Rollen „nachgespielt“. Foto: Susanne Leiner
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Der Bezirksdelegiertenversamm-
lung fordert die Stadt Frankfurt 
auf, in allen Unterrichtsräumen
an allen öffentlichen Schulen, 
Luftfi ltergeräte aufzustellen und 
langfristig mit Luftfi lteranlagen 
auszustatten. Dies muss jetzt und 
auch zukünftig der Mindeststan-
dard für Unterrichtsräume sein.

An 140 Frankfurter Schulen soll 
jetzt endlich damit begonnen wer-
den, die Klassenräume mit Luft-
fi ltergeräten auszustatten. Laut 
der Stadt Frankfurt sollen diese 
2400 Geräte spätestens nach den 
Herbstferien aufgestellt sein. Wir 
stellen fest, dass es enormen Druck 
gegen die erhebliche Widerstän-

de gebraucht hat. Hierbei ist es 
auch ein Verdienst des GEW Be-
zirksverbands Frankfurt, diesen 
konstant aufrecht erhalten und 
die Forderung immer wieder vor-
gebracht zu haben. Die Stadt be-
tont inzwischen, dass auch ohne 
Corona das Aufstellen der Luft-
fi lter sinnvoll sei, um so für ei-
ne durchgehend qualitative gute 
Raumluft in den Unterrichtsräu-
men zu sorgen. Dem stimmt die 
GEW unbedingt zu.

Auch aus diesem Grund ist es 
aber merkwürdig, dass nur für die 
Räume der Klassen 1-6 Luftfi lter-
geräte vorgesehen sind. Qualita-
tiv gute Raumluft ist für alle Ler-
nenden und Lehrenden wichtig!

Ausschuss für Bildung und Schulbau (B)

Alle Dokument aus dem PARLamentsInformationsSystem der Stadt Frankfurt am Main unter:
http://www.stvv.frankfurt.de/parlis2/parlis.html

Bericht aus dem Ausschuss
für Bildung und Schulbau

Der Ausschuss berät und entscheidet über Angelegenheiten und Belange aus den Bereichen: 
Schule, Volkshochschule, Kindertagesstätten, Stadtbüchereien, Grundstücks- und Gebäude-
bewirtschaftung

Er setzt sich gemäß Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 15. Juli 2021 aus 
21 Mitgliedern zusammen: 5 GRÜNE, 5 CDU, 4 SPD, 1 LINKE, 1 FDP, 1 AfD, 1 Volt, 1 Öko-
LinX-ELF, 1 BFF-BIG und 1 FRAKTION. 

2. Mai 2022

Nachdem wir wegen der begrenz-
ten Teilnehmerzahl trotz frühen Er-
scheinens mehrfach nicht am Aus-
schuss für Bildung und Integrati-
on teilnehmen konnten und unver-
richteter Dinge nach Hause gingen, 
ge lang uns die Teilnahme im Mai 
erstmals seit der Corona-Pandemie 
wieder ohne Probleme. 

VonIngeborg Ulrich und 
Christina Avellini

In der Bürgerinnen- und Bürger-
runde spricht sich Frau Hartenstein 
im Namen der Elternschaft für den 
Antrag ,Schule am Mainbogen als 
Kooperative Gesamtschule‘ (Tages-
ordnungspunkt 8) aus. Unter TOP 
11 Schulstandort im Frankfurter 
Osten nicht leichtfertig aufgeben 
erinnert Frau Hartenstein an das 
Gymnasium Ost, welches schon 
vor Jahren beschlossen wurde. Der 
Wunsch nach grüner Fläche sei bei 
allen vorhanden. Trotzdem solle 
nicht dogmatisch gehandelt wer-
den. Die beste Schulentwicklung 
helfe nichts, wenn diese nicht um-
gesetzt werde. Sie fordert im Na-
men der Eltern eine schnelle, prag-
matische Lösung zu fi nden. 

Hannes Kaulfersch vom Stadt-
schülerrat nimmt ebenfalls zu die-
sem Tagesordnungspunkt Stellung. 
Es gebe einen riesigen Zeitdruck. 
Das Szenario auf das wir zusteuern 
sei, dass Schülerinnen und Schüler
ohne Schule dastehen werden. Er ap-
pelliert an das Gremium das Gym-
nasium im Osten so zu bauen wie 
vorgesehen. Frau Pauli wirft der 
CDU vor, bildungspolitisch zehn 
Jahre im Tiefschlaf gewesen zu sein! 
Frau Weber äußert, dass sie diese 
Woche ein erstes Zwischenergeb-
nis zum Bau des Gymnasiums Ost 
erhalten wird.

Weiterhin äußert sich Frau Braun, 
Schulleiterin der Münzenberger-
schule zu Tagesordnungspunkt 15: 
Turnhalle in der Münzenberger-
schule. Gemeinsam mit der Schul-
el tern bei rats vor sit zen den kritisiert 
sie, dass es bis heute keinen An-
sprech part ne r*in bei der Stadt gibt,
keine Informationen über den Stand, 
Fortschritt etc. Außerdem sei der da-
malige Architekt verschollen. Zum 
aktuellen Stand der Sa nie rung sagt 
Frau Weber, dass ein ganzheitliches 
Konzept erarbeitet wurde. Es hänge 
im Moment an Haushaltsfragen und 
an fehlenden Haushaltsmitteln. Ein 
Teilschaden sei behoben worden.

Unter TOP 6 Bericht der Dezer-
nentin informiert Frau Stadträtin 
Weber u. a. zum Thema Erteilung 
des Zuschlags für Luftfi lter. Sie be-
richtet, dass am 11. April 2022 der 
Zuschlag an zwei Firmen erteilt 
wurde. Ab dem 11. April gäbe es 
eine vierwöchige Frist, in der Kla-
gen eingereicht werden können. 

Das Vergaberecht bezeichnet sie 
als sehr speziell.

Zu den Themen Container für die 
Ziehenschule und Erweiterungsbau 
Ziehenschule gab es in vergangenen 
Sitzungen Redebeiträge und eine 
Demo. Frau Weber sagt zu, dass 
die maximale Anzahl an Räumen 
beauftragt wird, aber vorher müs-
se die Baugenehmigung da sein. Es 
dauere circa noch ein Jahr bis diese 
Container stehen. Eine Interimslö-
sung gäbe es bisher noch nicht. Sie 
sei diesbezüglich im Gespräch mit 
der Schulleitung. Ein endgültiger 
Erweiterungsbau soll als Wettbe-
werb ausgeschrieben werden.  

Zum Thema Kinderbetreuung in 
Nieder-Erlenbach berichtet Frau 
Weber, sie sei weiterhin bemüht 
Plätze zu fi nden. Deshalb werden 
sie das Grundstück für die Kinder-
betreuung nehmen, das am schnells-
ten frei ist. 

Gefl üchtete aus der Ukraine und de-
ren Kinderbetreuung: Frau Weber 
berichtet, dass die Kinderbetreu-
ung für Gefl üchtete aus der Ukraine 
durch eine Überbelegung der Kin-
dergartengruppen mit ein bis zwei 
zusätzlichen Kindern ermöglicht 
werden soll. Die Zustimmung dazu 
wurde eingeholt. Kindernet Frank-
furt wird gerade in die ukrainische 
Sprache übersetzt. Eltern-Kind-An-
gebote sollen gemacht werden, um 

den Familien das Ankommen in 
Frankfurt zu erleichtern. Weiter-
hin bestehe ein großer Bedarf an 
Aushilfspersonal, z. B. ehemaligen 
Schulleitungen, Lehrern, die ehren-
amtlich bzw. mit Aushilfsvertrag
unterstützen. Wenn ukrainische 
Lehrkräfte über kein  polizeiliches 
Führungszeugnis verfügen, kann ei-
ne entsprechende Ersatzerklärung 
abgegeben werden.

Zur Zeit gibt es in Frankfurt 
97 Intensivklassen. Laut Frau We-
ber sei der Anteil der ukrainischen 
Schülerinnen und Schüler in Alpha-
betisierungsklassen eher gering. Of-
fensichtlich gebe es in diesem Be-
reich kaum Bedarf. Die Zuweisung 
in die Intensivklassen läuft über das 
ABZ. 210 Anträge seien noch an-
hängig. Frau Weber äußert, das ABZ 
brauche Unterstützung. Von 700 zu-
gewiesenen Schülerinnen und Schü-
lern in den Intensivklassen stammt 
der überwiegende Anteil mit circa 
500 aus der Ukraine. 

Außerdem berichtet Frau Weber 
über den Architektenwettbewerb 
für die IGS-Süd. Es sei ein spannen-
der Wettbewerb mit zwei 2. Preisen 
und einem 3. Preis gewesen. Ende 
des Jahres falle die endgültige Ent-
scheidung.

Weitere Architekturwettbewer-
be werden für die Otto-Hahn-Schu-
le und den Bildungscampus Gallus 
stattfi nden. Für Letzteren seien die 
Ausschreibungstexte fast fertig. 

Der Tagesordnungspunkt Kinder-
betreuung für die Beschäftigten des 
Klinikums Höchst wird vorgezogen. 
Die anwesende Gleichstellungsbe-
auftragte des Klinikums Frankfurt-
Höchst, Frau Zimmermann, erläu-
tert anhand einer PowerPoint-Prä-
sentation die Beschäftigungsstruk-
tur und die Situation der Kinderbe-
treuung im Klinikum. Danach be-
antwortet sie die Fragen der Aus-
schussmitglieder.

Frau Pauli zeigt sich irritiert 
über die betriebswirtschaftliche Ar-
gumentation. Sie fordert ein kämp-
ferischeres Vorgehen von Seiten der 
Gleichstellungsbeauftragten.

Frau Weber hat sich bezüglich 
der 24 Stunden- und Übernachtbe-
treuung informiert. Eine 24-Stun-
den-Kita sei grundsätzlich möglich. 
Außerdem sei ein gut abgestimmtes 
und ausführliches Konzept ganz be-
sonders im Hinblick auf den Kin-
derschutz notwendig sowie ein Zu-
schlag für das Personal. 

Insgesamt sieht Frau Weber ei-
ne recht gute Versorgung in der öf-
fentlichen Betreuung im Stadtteil. 
Ihr Fazit: Wenn Betriebskita dann 
ohne Stadtteilöff nung. Man müsse 
mit dem Träger ins Gespräch gehen, 
um auszuloten was möglich ist.

30. Mai 2022
Vertagt werden: Wie geht es wei-
ter mit der Fürstenberger Real-
schule und dem Elisabethengym-
nasium? (Bericht des Magistrats 
vom 15. 11. 2021, B 405) sowie: 
Lärmschutzwand Pestalozzischu-
le (Bericht des Magistrats vom 
29. 10. 2021, B 383

Frau Stadträtin Weber gibt einen 
Sachstandsbericht zu der Lieferung 
von Luftfi ltern sowie über den Ta-
rifabschluss für den Sozial- und Er-
ziehungsdienst.

Frau Dr. Feuerbach stellt das 
Kinderbüro vor.

Im Mittelpunkt dieser Sitzung
standen die Etatanträge

Klassenfahrten und Umweltbil-
dungsangebote für alle 1. bis 6. 
Frankfurter Schulklassen. Der Vor-
lage E 76 wird mit der Maßgabe zu-
gestimmt, dass für die Jahre 2023 
und 2024 jeweils 700.000 Euro 
eingestellt werden und für das Jahr 
2025 600.000 Euro.

Verbilligtes Ticket für Oberstufen- 
und Berufsschülerinnen und -schü-
ler: Beschlossen wurde:

„Der Magistrat wird beauftragt 
zu prüfen und zu berichten, wie mit 
Beginn des Schuljahrs 2023/2024 
ein RMV-Jahresticket für Oberstu-
fen- und Berufsschüler*innen an-
gemessen gefördert werden kann.

Der Zuschussbetrag pro Ticket 
ergibt sich aus den bis zum 1. Au-
gust 2023 eingegangenen Förderan-
trägen und beträgt maximal 50 % 
der Kosten. Förderberechtigt sol-
len alle Schü le r*in nen mit Wohn-
sitz in Frankfurt sein, die eine Be-
rufsschule oder die Jahrgangsstufen 
11,12 oder 13 einer weiterführen-
den Schule besuchen und keinen 
Anspruch auf eine kostenlose Schü-
le r*in nen be för de rung haben. (...)“

Etatanträge der CDU wie: „Bil dungs-
cam pus Gallus endlich realisieren“ 
(E 175). Ausbau von Realschul-
plätzen und Sporthallenkapazi-
täten (E 176), Planungsmittel für 
ein Schulschwimmbad Gymnasi-
um Nord (E 177), „Digitalisierung 
auch in der Erwachsenenbildung 
ermöglichen“ (E 179), „Angebote 
der Stadtbücherei – Einen dritten 
Bücherbus anschaffen“ (E 180), 
„WLAN an Schulen ausbauen und 
IT-Support langfristig sichern“ 
(E 199) wurden abgelehnt.

Ablehnung von Etatanträgen 
der Linken: „Bibliotheken kostenfrei 
benutzen“, „Jugendhilfe an Schu-
len stärken“, „Präsenz-Reinigungs-
kräfte an Schulen“, „Kostenlose 
Kinderbetreuung auch in der Kin-

Luftfi lter für alle Klassenräume
Luftfi lter-Demo vor dem Gesundheitsamt   
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derkrippe und Tagespfl ege“, „Kos-
tenfreies und gesundes Frühstück 
und Mittagessen an Schulen“ oder 
„Personalbudget für Frankfurter 
Kinderbüro erhöhen“.

Von ÖkoLinks-ELF wurde der 
Etatantrag „Nulltarif für Kinder-
gärten und Kitas“ abgelehnt.

Von Ortsbeiräten wurden u. a. 
folgende Anträge bzw. Anregungen 
abgelehnt
OBR 11: Planung eines Gymnasi-
ums im Frankfurter Osten, Foto-
voltaikanlagen auf den Neubauten 
der Turnhallen der Friedrich-Ebert-
Schule und der Schule am Mainbo-
gen, Kinderbetreuungsplätze für 
Drei- bis Sechsjährige in Seckbach 
und Riederwald: kurzfristige Er-
höhung des Versorgungsgrads auf 
95 Prozent

OBR 6: Neue Grundschule in 
der Gotenstraße, Unterliederbach, 
Griesheim: Zusatzbudget im Rah-
men des Digitalpakts für die umge-
hende Digitalisierung der drei Gries-
heimer Grundschulen (Boehleschule, 
Berthold-Otto-Schule, Eichendorff -
schule), Griesheim: Erneuerung der 
Küche im Lehrertrakt der Berthold-
Otto-Schule, Sossenheim: Planungs-
kosten für einen Neubau der Edith-
Stein-Schule einstellen

OBR 1:  Endlich eine Turnhalle
für die Falkschule

OBR 15:  Otto-Hahn-Schule, 
Abriss und Neubau der Sporthalle 1

OBR 12: Mittel für den Schul-
bus zur IGS Stierstadt, Mittel für 
den Neubau der Kita und des Mehr-
zweckraums Kalbacher Stadtpfad 
bereitstellen, Mittel für den Neubau 
der Kita Sonnenwind bereitstellen

Während sich die Frankfurter Me-
dien, allen voran die Frankfurter 
Rundschau über Monate auf staats-
anwaltschaftliches Drängen mit 
Korruptionsvorwürfen gegen den 
amtierenden OB Peter Feldmann 
hervortaten, fand eine systematisch 
organisierte korruptive Praxis mit 
weit weniger Medienecho in zwei 
durchaus sensiblen Bereichen statt. 
Denn die Schulreinigung ist nicht 
nur, aber insbesondere in Corona-
zeiten, ein für den Infektionsschutz 
nicht gerade unwichtiger Bereich. 
Und wenn dann auch noch Schul-
haus ver wal ter von den Privatfi rmen 
hineingezogen werden, ist das um-
so schlimmer.

Und während  die Staatsan-
waltschaft sich mit dem OB be-
schäftigt, hat ein Oberstaatsan-
walt wohl in 101 Fällen gewerbs-
mäßige Bestechlichkeit gezeigt und 
in 55 Fällen Steuern hinterzogen, 
so der Vorwurf. Bemängelt wer-
den sowohl die Innenrevision der 
Frankfurter Generalstaatsanwalt-
schaft als auch die Aufsicht des hes-
sischen Justizministeriums, so die 
FR vom 2./3. Juli 2022. Auch der 
Schaden wird mittlerweile nicht 
mehr nur auf eine halbe Million 
Euro geschätzt, sondern auf das 
20-Fache, nämlich 10 Millionen 
Euro, so der neue Justizminister 
Roman Poseck.

Für die Schulreinigung gibt es 
eigentlich nur eine Konsequenz: 
die Rekommunalisierung, eine al-

Korruption von der Schul-
reinigung bis hinein
in die Staatsanwaltschaft
Allein über 10 Millionen Euro Schäden durch Staats anwalt 
werden beziffert – Fast jede zehnte Schule betroffen

te, aber noch immer aktuelle For-
derung der GEW, die auch von der 
Dezernentin geteilt wird. Das ist 
zwar noch keine absolute Garan-
tie, würde aber den Profi tdruck auf 
die Arbeitsbedingungen erheblich 
vermindern und die Kontrollen er-
leichtern.

Dass, wie die Frankfurter Rund-
schau feststellt, die Reinigungsbran-
che neben dem Baugewerbe als die 
für Korruption anfälligste Branche 
gilt, ist allgemein bekannt. Und dass 
es allein in den vergangenen zwei 
Jahren deswegen im Rhein-Main-
Gebiet drei Großrazzien bei Rei-
ni gungs fi r men gegeben hat, unter-
streicht dies.

Warum die Rekommunalisie-
rung bisher nicht vorangekommen 
ist, liegt nicht zuletzt an der von den 
Grünen favorisierten Par tei en kon-
stel lation mit FDP und VOLT. Alle 
drei Parteien eint der Wunsch, so 
viel an private Unternehmen aus-
zulagern wie möglich. Das hat zu-
letzt die Privatisierung der Kli nik-
apo theke am Höchster Kranken-
haus gezeigt, womit dort sogar ei-
ne „cash-cow“, also ein erheblicher 
Einnahmenerbringer für die Kli-
nik, an eine private Großapotheke
übertragen wurde.

Auch solche Dinge gehören zum 
Gesamtblick auf die Frankfurter 
Stadtpolitik. Sie erhalten nur leider 
nicht immer die gebührende medi-
ale Aufmerksamkeit.

Herbert Storn

Die BDV unterstützt den Vorschlag 
zur Feier des 20. Jahrestags der Ver-
hinderung eines Finanzdesasters 
für die Stadt Frankfurt am Main 
durch Verhinderung des „Cross-
Border-Leasings“ der Frankfurter 
U-Bahn 2003

Am 7. Juni 2003 beschloss der Ma-
gistrat das Cross-Border-Leasing 
der Frankfurter U-Bahn mit den 
Stimmen von CDU, FDP und Grü-
nen bei Stimmenthaltung der SPD.

Am 18. September 2003, also 3 
Monate, 11 Tage und 47.556 Unter-
schriften unter ein Bürgerbegehren 
später erfolgte das Nein der Stadt-
verordnetenversammlung.

Ein außerparlamentarisches 
Bündnis »Rettet die U-Bahn« mit 
dem globalisierungskritischen Netz-
werk ATTAC, der Gewerkschaft Er-
ziehung und Wissenschaft (GEW), 
der PDS u.a. hat in kurzer Zeit über 
47.000 Unterschriften für ein Bür-
gerbegehren zur Verhinderung des 
U-Bahn-Deals gesammelt.

Damit wurde der Stadt Frank-
furt ein fi nanzielles Desaster wie in 
anderen Städten erspart.

OBR 10: Instandhaltung der 
maroden Schulturnhallen, Mittel 
für Horte – Erweiterung an den 
Grundschulen/neue Einrichtungen

OBR 9: Schulpavillonprogramm 
und sonstige Kleinbaumaßnahmen, 
Gymnasien – Ziehenschule

OBR 13:  Kita-Neubau Nieder-
Erlenbach

OBR 5: Abriss und Neubau der 
Sporthalle Süd und Erweiterung des 
Schulstandortes der Deutschherrn-
schule, Errichtung einer Pausenhof-
überdachung in der Deutschherrn-
schule, Bau einer Grundschule im 
Lyoner Quartier in Niederrad, Pla-
nung einer weiteren Grundschule 
in Niederrad, Sanierung und Aus-
bau der Frauenhofschule, Schule
am Mainbogen als Kooperative Ge-
samtschule

Der Vorlage M 59 (Genehmi-
gung der Planungsrichtlinien für in-
klusives Bauen von Schulen) wurde
in der vorgelegten Fassung zuge-
stimmt.

Die Fortschreibung 2020/2021 
zu Stand und Perspektiven der Kin-
dertagesstätten-Entwicklungspla-
nung für Frankfurt am Main wur-
de zur Kenntnis genommen, eben-
so der Bericht „Kinderfreundliche 
Stadt: Zukunftsorientierte Planung 
der Betreuung der Kinder unter 
drei Jahren“

Zum Zustand der Räumlich-
keiten der Toni-Sender-Oberstufe 
(TSO; ehemals Neue Gymnasiale 
Oberstufe) gibt es einen Bericht des 
Magistrats vom 8. 4. 2022 (B 155)

Auch ein Bericht des Magistrats 
vom 6. 5. 2022 (B 201) (Kita-Fach-
kräfte verzweifelt gesucht?!) wurde 
zur Kenntnis genommen.

Die GEW nimmt zur Kenntnis, dass 
es große Aktivitäten der im Rö-
mer vertretenen Fraktionen gibt, 
dass Peter Feldmann nicht weiter
das Amt des Oberbürgermeisters 
innehat. 

Allerdings geht es bei diesen Akti-
vitäten bisher nicht um politische 
Inhalte, die für unsere Arbeit 
grundlegend sind:
■   Alle Projekte, die die Bildungs-, 
Arbeits- und Wohnsituation in 
Frankfurt verbessern, kosten Geld. 
Und zwar unabhängig davon, ob 
es um Sanierung von Schulen und 
KiTas, faire Arbeitsbedingungen, 
Ausbau der Sozialarbeit oder be-
zahlbare Mieten geht.
■   Häufi g wird behauptet, dieses 
sei nicht da. Aber es wird nichts 
unternommen, dies zu verändern. 
Die Senkung des Gewerbesteuer-
satzes von 2007 wird nicht zu-
rückgenommen – im Gegenteil: 
eine weitere Senkung soll geprüft 
werden.
■   Ist Geld da, fehlt das Personal um 
es an den Stellen, wo es gebraucht 
wird, auszugeben (Planung, Umset-
zung). Was wird aber unternom-
men, um notwendiges Personal 
zu gewinnen? Möglich wären ja 
bessere Arbeitsbedingung und Be-
zahlung des städtischen Personals.

■   Als Lösung werden oft PPP-Pro-
jekte angepriesen, die aber zu hö-
heren Kosten führen und keine Lö-
sung zur stadtweiten Behebung des 
Sanierungsbedarfs darstellen. Die 
Stadt gibt hier (wie auch bei ande-
ren Ausgliederungen) ihre Hand-
lungsmöglichkeiten aus der Hand.

Dies sind aus unserer Sicht die 
Probleme, die in Frankfurt grund-
legend und dringend angegangen 
werden müssen, damit unsere be-
rechtigten gewerkschaftlichen An-
liegen an die Stadt zum Wohl der 
Bevölkerung umgesetzt werden 
können:
■   Zügige, aber auch nachhalti-
ge Sanierung der Frankfurter Bil-
dungseinrichtungen.
■   Mehr Schulsozialarbeit, besse-
re Essensversorgung und bessere 
Reinigung (beides kann am bes-
ten durch Rekommunalisierung 
erreicht werden) in den Bildungs-
einrichtungen.
■   Mehr Unterstützung für Kinder 
und Jugendliche aus benachteili-
genden Verhältnissen, aber auch 
die bestmögliche Förderung aller 
Kinder und Jugendlichen auf ei-
nem zeitgemäßen Niveau. Weitere 
Verbesserung der IT-Ausstattung, 
ausreichendes Personal für einen 
professionellen Support.

■   Damit Mieten in Frankfurt über-
haupt wieder bezahlbar werden, 
muss deutlich mehr geförderter 
Wohnraum entstehen. Auch hier 
herrscht weiter Stillstand.

Wir stellen fest, dass all diese 
wichtigen Themen in den letzten 
Monaten nicht mehr diskutiert 
und in den Hintergrund verdrängt 
worden sind, obwohl diese The-
men in Feldmann einen starken 
Unterstützer haben. Dies ist aber 
die Aufgabe, für die die Stadtver-
ordnete und auch der Oberbür-
germeister gewählt wurden.

Die GEW äußert sich zu den 
erhobenen Rücktrittsforderungen 
nicht, sondern wird die benannten 
wichtigen Inhalte wieder in die öf-
fentliche Diskussion bringen. Wir 
vertreten dabei klar unsere bishe-
rigen inhaltlichen Positionen.

Wir fordern alle Fraktionen 
im Römer auf, sich mit der glei-
chen Intensität um die Lösung die-
ser dringenden Probleme zu küm-
mern, die die Mehrheit der Frank-
furter unmittelbar in ihrem Leben 
betreff en, statt sich weiter mit Ab-
wahl oder Rücktritt des OB zu be-
schäftigen.

GEW BVo-Beschluss
vom 31. Mai 2022

Kampagne beenden – Inhalte nach vorn rücken
und Frankfurter Probleme angehen!

4. Juli 2022 
In der Bürgerinnen- und Bürgerrun-
de spricht Frau Hartenstein zu TOP 
11., 16., 22. und 24., Herr Witte 
zu Ta ges ord nungs punkt 14. sowie 
Frau Malkomes zu Tagesordnungs-
punkt 23. Weiterhin spricht der 
Stadt schü le rIn nen rat mit Zustim-
mung des Ausschusses zum Thema 
„Ermäßigte RMV-Tickets für Ober-
stufenschülerinnen und -schüler“.

Frau Stadträtin Weber berichtet 
zu den Themen Frankfurter Schul-
preis, Nachhaltigkeitspreis Frank-
furter Schulen und dem Neubau Rö-
merstadtschule. – Frau Klein und 
Frau Ripperger berichten mittels 
einer Präsentation zu „Pilotierung 
Gesamtkonzept Ganztag“ und be-
antworten Fragen der Anwesenden.

Zum IT-Support-Konzept für 
Schulen gibt es einen Gemeinsamen 
Antrag der GRÜNEN, der SPD, der 
FDP und Volt (NR 403), dem zu-
gestimmt wird.

Ein Antrag der CDU vom 25.  
Mai 2022 (NR 414) „Mensa/Kü-
che der Minna-Specht-Schule unver-
züglich fertigstellen“ wird vertagt.

Der DS M 87 (Friedrich-List-
Schule; Grundschule, Errichtung 
eines Erweiterungsbaus (1. Bau-
abschnitt), vier Klassenräume und 
zwei Diff erenzierungsräume) wird 
zugestimmt.

Der Bericht des Magistrats vom 
29. 4. 2022, (B 177) „Wie kann die 
Stadt kurzfristig die Raumnot in 
Schulen lindern?“ wird zur Kennt-
nis genommen, ebenso der Bericht 
(B 185) „Schulbau: transparent und 
übersichtlich“

Feier zum 20. Jahrestag der Verhinderung 
von „Cross-Border-Leasing“ der Frankfurter 
U-Bahn 2003

2023 soll anlässlich des 175. 
Jahrestages der Gründung des ers-
ten gesamtdeutschen Parlaments 
in der Frankfurter Paulskirche ein 
Festjahr sein, für das dem Frank-
furter Magistrat 3,5 Millionen Euro 
bewilligt wurden. Alle sprechen von 
Demokratie. Aber kaum jemand er-
wähnt die Schwierigkeiten, kom-
plexe ökonomische Sachverhalte 
so aufzuklären, dass eine kritische 
Öff entlichkeit entsteht und es Bür-
gerInnen ermöglicht wird, sich eine
fundierte Meinung in angemesse-
ner Zeit zu bilden und sie auch in 
den politischen Willensbildungs-
prozess einzubringen.

Schaff en wir deshalb eine Er-
innerungskultur auch für Erfolge 
der kritischen Basisbewegung, die 
der Stadt erhebliche Nachteile er-
spart hat.

Deshalb bereiten wir dieses Fest 
vor und knüpfen dabei an die Aus-
sage des noch amtierenden OB Pe-
ter Feldmann an, „Frankfurt zum 
„Davos für Demokratie“ machen 
– wo nicht Wirtschaftslenker, son-
dern Freiheitsdenker im Mittel-
punkt stehen“.



FLZ Nr. 2 / 22SEITE 10

FLZ vorm. Frankfurter Lehrerzeitung
Herausgeber  Bezirksverband Frankfurt a. M. 
der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) im DGB, Bleichstr. 38a, 60313 Frank-
furt, Tel.: 069 – 29 18 18, Fax: 069 – 29 18 19;
E-mail: info@gew-frankfurt.de
Bürozeiten  Geschäftsstelle des Bezirks-
verbandes: dienstags und mittwochs 13 bis
17 Uhr, donnerstags 14 bis 18 Uhr
Vorsitzendenteam  Sebastian Guttmann,
Laura Preusker
FLZ-Team  Jessica Peters, Herbert Storn

Rechtsberatung  Sandra Linnemann, 
Daniel Gnida und Judith Werner montags 
15.30 –17.30 Uhr, Tel.: 069 – 13 37 78 71, 
in den Ferien fi ndet keine Rechtsberatung 
statt.
Satz & Layout  Karin Dienst,
Christian Häussler
Druck ORD – Oberhessische Rollen-Druck 
GmbH
Aufl age ca. 5000
Erscheinungsweise 4 bis 5 mal jährlich
Fotos wenn nicht anders angegeben: FLZ

Der Bezugspreis ist durch den Mitgliedsbei-
trag abgegolten.

Redaktioneller Hinweis: Die Redak tion 
freut sich über Zuschriften – mög lichst als 
unformatierte Word-Datei. Namentlich ge-
kennzeichnete Beiträge geben nicht unbedingt 
die Meinung der Redaktion wieder. Sie behält 
sich das Recht der Kürzung vor.
Wir danken allen Karikaturisten, Fotografen 
und Autoren der Bild- und Textmaterialien 
für die freundliche Über lassung.

Redaktionsschluss Nr. 3-22: siehe homepage

Impressum info@gew-frankfurt.de

Nachrichten aus dem

 

Name

Christina Avellini
Meike Bär 
Lea Brückner
Heidi Franciszczok
Bine Friedrich
Daniel Gnida
Enis Gülegen
Sebastian Guttmann
Susanne Hüttig
Dirk Kretschmer
Heide Krodel-Johne
Zahreen Mahmood
Frauke Matthes
Laura Preusker
Ingeborg Ulrich
Katja Weber
Henrich Zorko

Gesamtpersonalratsbüro

Vorsitzendenteam

Schule

Adornogymnasium
Friedrich-Dessauer-Gymnasium
Berkersheimer Grundschule
Elsa-Brändström-Schule
Panoramaschule
Friedrich-Dessauer-Gymnasium
Philipp-Holzmann-Schule
BFZ Frankfurt-West
Stauffenbergschule
Max-Beckmann-Schule
Viktor-Frankl-Schule
Walter-Kolb-Schule
Bergiusschule
Münzenbergerschule
Schule am Ried
Ernst-Reuter-Schule II
Ernst-Reuter-Schule II

e-Mail Adresse

christina. avellini@gew-frankfurt.de
meike.baer@gew-frankfurt.de
lea.brueckner@gew-frankfurt.de
heidi.franciszczok@gew-frankfurt.de
bine.friedrich@gew-frankfurt.de
daniel.gnida@gew-frankfurt.de
enis.guelegen@gew-frankfurt.de
sebastian.guttmann@gew-frankfurt.de
susanne.huettig@gew-frankfurt.de
dirk.kretschmer@gew-frankfurt.de
heide.krodel-johne@gew-frankfurt.de
zahreen.mahmood@gew-frankfurt.de
frauke.matthes@gew-frankfurt.de
laura.preusker@gew-frankfurt.de
ingeborg.ulrich@gew-frankfurt.de
katja.weber@gew-frankfurt.de
henrich.zorko@gew-frankfurt.de

GEW-Mitglieder im Gesamtpersonalrat der Lehrerinnen und Lehrer

gesamtpersonalrat@kultus.hessen.de oder 069-38989185
Stuttgarter Straße 18 –24, 60329 Frankfurt

Meike Bär und Sebastian Guttmann

Zuständigkeiten

Arbeits- und
Gesundheitsschutz

   Meike Bär und
   Heide Krodel-Johne 

Berufl iche Schulen: Susanne Hüttig Grundschulen: Heidi Franciszczok und Laura Preusker
Gesamtschulen: Katja Weber Gymnasien:  Christina Avellini
Haupt- u. Realschulen: Katja Weber Sonderpädagogik: Sebastian Guttmann

Beratung bei länder übergreifenden und hessenweiten Versetzungen

Fragen von 
Tarifbeschäftigten

Bine Friedrich und
Heide Krodel-Johne

Umbenennung
In Abstimmung mit dem Haupt-
personalrat und den anderen hessi-
schen Gesamtpersonalräten hat sich 
der Gesamtpersonalrat der Lehre-
rinnen und Lehrer umbenannt. Der 
neue Name lautet jetzt Gesamt-
personalrat Schule (am Staatlichen 
Schulamt für die Stadt Frankfurt am 
Main). Der Grund dafür ist, dass 
inzwischen deutlich mehr Personen 
an Schulen arbeiten, die nicht als 
Lehrkräfte tätig sind (beispielswei-
se Sozialpädagogische Fachkräfte, 
UBUS-Kräfte, Schulgesundheits-
fachkräfte...), aber dennoch von 
uns personalvertretungsrechtlich 
vertreten werden. Wir halten es im 
Zuge dieser Entwicklung für wich-
tig, auch diese Beschäftigtengrup-
pen in unsere Namensgebung mit 
einzubeziehen. Ansonsten ändert 
sich aber nichts – wir setzen uns 
weiter für alle voll ein!

Dienstliche Mailadressen –
Dienstliche Endgeräte
Leider hat sich auf der formalen 
Ebene nicht viel geändert. Wir be-
tonen weiterhin, dass der Arbeit-
geber nicht die Benutzung privater 
Endgeräte anweisen darf, und inso-
fern an vielen Stellen eine sinnvolle 
Nutzung der dienstlichen Mailadres-
sen nicht möglich ist. Aus diesem 
Grund gilt auch das, was wir in der 
Dienstvereinbarung Elektronische 
Kommunikation vereinbart wurde: 
Wenn die technischen Vorausset-
zungen nicht gegeben sind, darf 
niemand zur Nutzung gezwungen 
werden. Es muss immer alternative
Kom mu ni ka ti ons we ge geben, so-
dass alle Kol le g*in nen über den glei-
chen Informationsstand verfügen.

Luftfi lter
Nach und nach werden die Klassen 
1– 6 an Frankfurter Schulen jetzt 
mit Luftfi ltergeräten ausgestattet. 
Da die Stadt wohl leistungsstarke, 
aber deshalb auch sehr große Gerä-
te angeschaff t hat, verläuft die Auf-
stellung nicht ganz unkompliziert 
und sollte auf jeden Fall von Schul-
leitung und Personalrat begleitet 
werden.  Die Beteiligung des Perso-
nalrats ergibt sich aus § 74 und 76 
(HPVG). Auch wenn die hier aufge-
führten Maßnahmen vom Schulträ-
ger geleistet werden, hebt dies das 
Beteiligungsrecht nicht auf. Dies gilt 
übrigens auch für andere Maßnah-
men, die im Bereich des Schulträ-
gers liegen (beispielsweise elektro-
nische Schließanlagen).

Dienstversammlungen
Und noch so ein immer wiederkeh-
rendes Thema: Dienstversammlun-
gen dürfen nur anlassbezogen und 
nicht regelmäßig abgehalten wer-
den. Auf keinen Fall können auf 
solchen Versammlungen Abstim-
mungen stattfi nden. 

Hierfür gibt es Konferenzen, 
deren Zusammensetzung und Ab-
lauf im Schulgesetz und der Konfe-
renzordnung geregelt sind.

An dieser Stelle noch etwas zu 
Fachkonferenzen: Unterrichtet man 
ein Fach aktuell nicht, muss man 
auch nicht an den entsprechenden 
Fachkonferenzen teilnehmen.

Gesamtkonferenz in den 
Sommerferien
Da wir wieder einmal Rückmeldun-
gen aus Schulen bekommen haben, 
haben wir (wie auch vor den letzten 
Sommerferien) uns noch einmal mit 
dem Amt über die Terminierung der 
Gesamtkonferenz in der letzten Fe-
rienwoche unterhalten. Es besteht 
Einigkeit mit dem Staatlichen Schul-
amt, dass diese Konferenzen am 
Freitag in der letzten Ferienwoche 
stattfi nden müssen. Eine entspre-
chende Mitteilung ging auch im 
letzten Jahr an die Schulleitungen.

Abordnungen Gymnasium
an Grundschulen
In Frankfurt werden eine große 
Menge Gymnasiallehrkräfte mit 
einem Teil ihrer Stunden an eine 
Grundschule abgeordnet. Viele da-
von haben sich mit ihrer Einstellung 
verpfl ichtet, dies für einen Zeitraum 
von vier Jahren zu machen. Im Ge-
spräch mit den Schulpersonalrä-
ten zeigt sich immer wieder, dass 
diese Kol le g*in nen hohen Be las-
tun gen ausgesetzt sind und auch 
für die beteiligten Schulen zusätz-
liche Pro blem stel lun gen entstehen. 
Wir thematisieren dies immer wie-
der in unseren Sitzungen und ver-
suchen, Verbesserungen zu errei-
chen. Da viele dieser Belastungen 
aber strukturell bedingt sind (Ein-
satz von Berufsanfänger*innen in 
zwei sehr unterschiedlichen Schu-
len), ist dies nicht ganz einfach. Ein 
Teil der Schwierigkeiten kann schon 
bei einer Anwendung der Verfügung 
zur Teilzeit vermindert werden. Dies 
ist schon deshalb geboten, weil die 
Kolleg*innen an zwei Schulen als 
Teilzeitkraft arbeiten.

Teilzeit
Die derzeit geltende Teilzeitverfü-
gung ist schon etwas in die Jahre ge-
kommen. Deshalb streben wir an, 
diese zu überarbeiten und auf die-
ser Grundlage eine Dienstverein-
barung zur Umsetzung von Teilzeit 
an Schulen abzuschließen. Wenn ihr 
Anregungen hierfür habt, könnt ihr 
sie uns gerne mitteilen.

Überlastungsanzeigen
Immer wieder haben wir mit dem 
Amt ausführlich über den Umgang 
mit Überlastungsanzeigen gespro-
chen. Derzeit stellen wieder ver-
mehrt Schulen und auch einzelne 
Kol le g*in nen Anzeigen. Die Arbeits-
belastung aus den letzten zwei Jah-
ren steckt allen noch in den Knochen 
und reißt nicht ab, hinzu kommt die 
Beschulung ukrainischer Flüchtlings-
kinder, die immer noch hohen In-
zidenzen mit gleichzeitig fallenden 
Schutzmaßnahmen, hohe Kranken-
stände – das führt zu noch weiter es-
kalierender Belastung in den Schu-
len. Dazu kommen die „klassischen“ 
Belastungen, denen wir in Frankfurt 
seit Jahren besonders ausgesetzt sind 
(stetig wachsende Schü le r*in nen-
zahl, Raumnot, marode Gebäude, 
Lehrerkräftemangel), und die auch 
schon vor Corona zu Überlastungs-
anzeigen geführt haben.

Leider scheint die Anzeige die-
ser Belastungen, die das Recht und 
auch die Pfl icht eines/einer Beschäf-
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tigten ist, vor Ort in Einzelfällen zu 
überbordenden Reaktionen zu füh-
ren: wir fi nden es z.  B. nicht hilfreich,
wenn Schulleitungen nur kurze Fris-
ten zu Stellungnahmen eingeräumt 
werden bei solchen hoch komple-
xen Anzeigen, dies haben wir auch 
kommuniziert. Es gibt im Schulamt 
eine klare Vorgehensweise zum The-
ma Überlastungsanzeige: die Schul-
leitung wird natürlich aufgefordert, 
Stellung zu nehmen; das ist auch in 
der Sache logisch, das Amt muss ja 
wissen, wie der Informationsstand 
der Schulleitung ist und ob sie schon 
Abhilfe versucht hat. Das kann un-
serer Meinung nach aber nicht so 
passieren, dass Schulleitungen dies 
sehr kurzfristig tun müssen, denn 
die Belastung der Schulleitungen 
thematisieren wir ja auch sehr lan-
ge. Das weitere Vorgehen soll so 

sein, dass im Rahmen der Fürsor-
ge Gespräche mit allen Seiten oder 
gemeinsam geführt werden sollen, 
und mit ernsthaftem Willen zur Ab-
hilfe versucht wird, der Schule We-
ge zur Entlastung aufzuzeigen und 
aufzumachen, so wie es ja auch der 
ursprüngliche Sinn dieses Rechts 
zur Belastungsanzeige ist.

Auch aus einem weiteren Grund 
halten wir Überlastungsanzeigen 
für sinnvoll: Es macht die an den 
Schulen bestehenden Be- und Über-
lastungen für die Behörde sichtbar. 
Würden keine Überlastungsanzeigen 
mehr gestellt, könnte dies durchaus 
als Hinweis genommen werden, dass 
es keine Probleme mehr gebe.

Neue Entgeltordnung
Zum 1. 8. 22 gibt es nicht nur eine 
Gehaltserhöhung um 2,2 %, son-

dern es tritt für Tarifbeschäftigte 
die Entgeltordnung in Kraft, die den 
bisher gültigen Eingruppierungser-
lass ersetzt.  Für viele Tarifbeschäf-
tigte kommt es zu Verbesserungen, 
die bei bestehenden Verträgen aber 
nicht automatisch sondern nur auf 
Antrag angewendet werden. Da es 
sich um zum Teil komplexe Kon-
stellationen handelt, raten wir zu 
einer Beratung durch die GEW (für 
Mitglieder). 

Da in Zukunft bei Einstellungen 
die Eingruppierung nur noch nach 
der Entgeltordnung erfolgt, bietet 
die Bildungsgesellschaft der GEW 
Hessen, lea, in Zusammenarbeit mit 
dem Bezirksverband Frankfurt eine
Schulung für Personalräte an.

GEW-Fraktion 
im Gesamtpersonalrat

Nachrichten aus dem Hauptpersonalrat
Beschulung von Gefl üchteten aus 
der Ukraine
Die Erörterungen hierzu gestalte-
ten sich äußerst schwierig. Konkre-
te Aussagen zur Planung und zur 
Umsetzung vor Ort gab es bruch-
stückhaft und mit zeitlicher Ver-
zögerung.

Daten vom 10. 6. 2022: ukra-
inische SuS gesamt:11673; SuS in 
I-Klassen 10387; SuS in I-Kursen: 
1276; Einstellungen ukrainischer 
Lehrkräfte: 137; Einstellungen ukra-
inischer Lehrkräfte für „Sprach- und 
Kulturvermittlung“: 40. 

Scharf kritisiert hat der HPRS 
die Erhöhung des Klassenteilers in 
der Sek.I und im berufl ichen Be-
reich bei Intensivklassen, da sie 
zu erheblicher Mehrbelastung der 
Unterrichtenden führt. Das HKM 
führt zur Begründung den Lehr-
kräftemangel und die Raumnot 
an. Die durchschnittliche Inten-
sivklassengröße beziff ert das HKM 
auf derzeit 14,8.

Erneut hat der HPRS im Zu-
sammenhang mit dem Lehrkräfte-
mangel darauf hingewiesen, dass 
knapp 1400 gymnasiale und knapp 
400 voll ausgebildete H/R-Lehr-
kräfte auf der Rangliste stehen und 
somit auf eine Einstellung warten. 
Statt auf Lehrkräfte in Pension und 
den Appell zur Aufstockung bei 
Teilzeit zu setzen, fordert der HPRS 
die Einstellung dieser Lehrkräfte 
auf der Rangliste. 

Kritisiert hat der HPRS, dass 
Schulleitungen aufgefordert werden, 
die neu eingestellten, ukrainischen 
Lehrkräfte „ausführlich über rele-
vante Rechtsvorschriften“ zu infor-
mieren. Einerseits ist dies eine zu-
sätzliche Aufgabe, die auf das gesam-
te Kollegium einer Schule zukommt, 
andererseits ist nicht ersichtlich, wa-
rum es hierfür keine landesweit or-
ganisierten Informationsveranstal-
tungen gibt. Gerade bei Grundlagen 
des hessischen Schulrechtes könne 
es nicht sein, dass jede Schulleitung 
Einzeleinführungen vornehmen müs-
se. Das HKM erklärt hierzu, dass ei-
ne zentrale Informationsveranstal-
tung am Ende des Schuljahres be-
reits angedacht sei.

„Endgeräte-Richtlinie Schule“
Deutlich über ein Jahr nach Aus-
gabe der Leihgeräte legt das HKM 
nun den Entwurf einer Richtlinie 
zur Nutzung vor. Darin fi ndet sich 
der Passus, dass die Geräte „vorran-
gig zur Nutzung bei der Vorberei-
tung, Durchführung und Nachbe-
arbeitung des Unterrichts“ gedacht 
seien, Verwaltungsaufgaben „kön-
nen ebenfalls mit dem Gerät bear-
beitet werden.“ In der Erörterung 
schränkte das HKM ein, dass per-
sonenbezogene Daten (Noten, För-
derpläne etc.) nicht mit dem Leih-
gerät verarbeitet werden dürften. 
Welche Verwaltungsaufgaben dann 
überhaupt mit dem Gerät erledigt 
werden sollen, bleibt somit etwas 
rätselhaft. Haftungsfragen thema-
tisiert die Richtlinie nicht.

Der Forderung des HPRS, diese 
Fragen aufzunehmen, um Unklar-
heiten und Rückfragen vorzubeu-
gen, gerade angesichts der dies be-
züglichen Formulierungen im lan-
ge Zeit verwendeten Musterleihver-
trag, will das HKM nachkommen.

Einheitlicher Schulzugang (ESZ) / 
Schul-ID Hessen
Dem HPRS liegt der umfangrei-
che Schriftwechsel zwischen dem 
HBDI und dem HKM vor. Darin 
wird deutlich, dass der HBDI, ge-
nau wie der HPRS in seinen Erörte-
rungen vor Monaten, die Nutzung 
des Microsoft-Produktes „Azure“ 
kritisch sieht. Unter Aufl agen dul-
det der HBDI die Nutzung von MS 
Azure für eine Übergangszeit, bis 
die Migration des Hosts in eine an-
dere Umgebung erfolgt ist, die dem 
Schrems II-Urteil genügt, also vor 
Zugriff en von Unternehmen und 
Behörden, die nicht der DSGVO un-
terworfen sind, geschützt ist. Den 
Aufl agen des HBDI schließt sich der 
HPRS an. 

Diese sind im Einzelnen: Lehr-
kräfte und soz.päd. Fachkräfte wer-
den über die Übertragung von Te-
lemetrie-Daten an MS-Azure in ge-
eigneter Weise informiert und er-
halten Informationen zur daten-
schutzkonformen Konfiguration 
ihrer Endgeräte. 

Die Nutzung des „einheitli-
chen Schulzuganges“ während des 
Übergangszeitraumes erfolgt für die 
Lehrkräfte und soz.päd. Fachkräf-
te auf freiwilliger Basis. 

Für den Übergangszeitraum 
werden alternative (bestehende) 
elektronische Zugangswege off en-
gehalten.

Die gesamte diesbezügliche 
Kommunikationsstrategie des HKM 
lässt dem Datenschutz besondere 
Bedeutung zukommen.

Als erstes Projekt soll ab dem 
kommenden Schuljahr die dienst-
liche E-Mail-Adresse über den ESZ 
erreichbar sein. Hierbei hoff t das 
HKM auf einen komfortableren 
und besseren Zugang als beim bis-
herigen Verfahren.

Gespräch mit dem Datenschutz-
beauftragten, Herrn Sobota
Dieses Gespräch war eigentlich be-
reits vor Monaten geplant, muss-
te jedoch coronabedingt mehrfach 
verschoben werden. Darum stamm-
ten auch viele Fragestellungen aus 
Vorgängen, die lange zurückliegen, 
an ihrer Aktualität hat das jedoch 
kaum etwas verändert.

Das Wichtigste zuerst: Der Hes-
sische Datenschutzbeauftragte ist 
erneut „umgefallen“; ein Phäno-
men, das in Bezug auf Microsoft 
365 bereits vor Jahren zu beobach-
ten war. Der politische und wirt-
schaftliche Druck hat also erneut 
Wirkung gezeigt. Diesmal bezieht 
sich dies konkret auf das Auslau-
fen der Duldung des Videokonfe-
renzsystems MS Teams. Zwar wird 
nach wie vor proklamiert, dass die 
„Duldung“ sämtlicher VKS, inklusi-
ve MS Teams, zum 31. 7. 2021 aus-
läuft. Jedoch tritt nun ein „Trans-
formationszeitraum“ neu hinzu, der 
bis zum 31.1. 2022 laufen soll. In 
dieser Zeit können sämtliche VKS 
weiterhin genutzt werden, eventu-
ell soll allenfalls noch eine Begrün-
dung der Schulen gefordert wer-
den, warum das VKS weiterhin ge-
nutzt wird. Der „Transformations-
zeitraum“, im Sinne einer „Migra-
tion“ auf ein anderes System, geht 
sogar über die Forderung des HKM 

hinaus, die in den letzten Wochen 
medial mehrfach platziert wurde; 
dort wurde eine Verlängerung nur 
bis zum Ende des Jahres gefordert. 
Zudem hat der Datenschutzbeauf-
tragte geäußert, dass die Situation 
zu den jeweiligen Zeitpunkten im-
mer „neu bewertet werden muss“, 
was theoretisch selbst das Datum 
31. 1. 2022 infrage stellt. Der Grund-
satz sei, dass eine Alternative zu den 
gängigen Produkten am Markt sein 
müsse. Dies kann auch ein Hinweis 
darauf sein, dass mittlerweile auch 
auf der Ebene des HKM nicht mehr 
damit gerechnet wird, zu Beginn des 
kommenden Schuljahres ein voll 
funktionsfähiges Schulportal inklu-
sive VKS bereitstellen zu können.

Nachzulesen ist die neue Po-
sition des Datenschutzbeauftrag-
ten in seiner Stellungnahme vom 
14. 6. 2021:

https://datenschutz.hessen.de/
datenschutz/hochschulen-schu-
len-und-archive/klarstellung-zu-
ms-teams-und-dem-auslaufen-der-
duldung

Darin enthalten ist auch die Dif-
ferenzierung zwischen Funktionen 
von MS Teams (VKS und anderes).

Grundsätzlich betont der Da-
tenschutzbeauftragte, dass eine „lo-
kale Nutzung“ aller Teilprodukte 
von Offi  ce 365 unbedenklich ist, 
Datenschutzprobleme würden sich 
erst über die Nutzung der cloud er-
geben. Er führt jedoch weiter aus, 
dass auch die cloud nutzbar wer-
den könnte, wenn Microsoft seine 
Ankündigung realisiere, wesentliche 
Teile der Datenverarbeitung in die 
EU zu verlagern und die Zugriff s-
rechte des US-Unternehmens in die 
EU geklärt werden.

Bezüglich der datenschutzrecht-
lich besonders relevanten Änderun-
gen des HSchG (§ 83a und b) und 
der gleichzeitig eingebrachten Ver-
ordnung zu Videokonferenzsys-
temen (VKSV) erklärt der Daten-

schutzbeauftragte, dass er beim Zu-
standekommen dieser Regelungen 
nicht beteiligt worden ist. Dies ist 
für den HPRLL durchaus brisant, 
da das HKM ihm gegenüber mehr-
fach betont hatte, dass alle Rege-
lungen zu VKS in enger Absprache 
mit dem Datenschutzbeauftragten 
erfolgt seien.

Zur Frage, ob das „Einschal-
ten“ in VKS (§ 2 (4) VKSV) bereits 
eine Einwilligung in die Datenüber-
tragung signalisieren könne, ant-
wortet der Datenschutzbeauftrag-
te, dass er dies bezweifl e. Grund-
sätzlich artikuliert er seine Zweifel 
daran, dass die neuen Regelungen 
des HSchG und der VKSV einer da-
tenschutzrechtlichen Prüfung stand-
halten würden, sofern sie in einem 
Verfahren geprüft würden.

Mittlerweile gibt es ein entspre-
chendes Schreiben des HKM an al-
le Schulen, in dem mehr oder we-
niger die Inhalte dieses Gesprächs 
wiedergegeben werden. 

Schulportal Hessen
Der HPRLL hat noch immer keine 
Unterlagen zum Schulportal erhal-
ten, obwohl sie für die Sitzung am 
17. 6. angekündigt waren. Gleiches 
gilt für den Datenschutzbeauftrag-
ten Hessen. Dieser erläutert, dass 
er große Hoff nungen in das „open-
source-basierte Unterfangen“ setzt, 
jedoch auch zwei Monate zur Prü-
fung benötige, die nur eine punk-
tuelle Prüfung sein könne, welche 
wesentlich das „Identitätsmanage-
ment“ fokussiere.

Da das HKM dem HPRLL noch 
immer keine Unterlagen vorlegen 
kann, und die vorgelagerte Prü-
fung des Datenschutzbeauftragten 
ebenso aussteht, wird der Start des 
Schulportals in seiner vollen Funk-
tionalität, einschließlich VKS, zum 
kommenden Schuljahr kaum zu re-
alisieren sein.

Melanie Hartert

Einladung // Save the Date

PR-Schulung:
Tarif und Entgeltordnung

Die Schulung ist eine Personalräteschulung nach § 40 Abs. 2 Satz 3 und § 93 Abs. 4 
HPVG. Die Schulungskosten trägt das Land Hessen. Falls für die Teilnahme am Lehr-
gang eine Dienstreise nötig ist, hat der/die Personalratsvorsitzende diese nach § 42 
Abs. 3 HPVG vorher dem/der Schulleiter*in anzuzeigen. Teilnehmer*innen be nö-
ti gen für ihre Teil nahme einen Entsendebeschluss ihres Personalrates mit Hinweis 
auf den Veranstalter, den Inhalt sowie Datum und Ort der Schulung. Entsprechende 
Vordrucke erhalten Sie von der lea Bildungsgesellschaft im Vorfeld der Schulung.

Zielgruppe
Schulische Personalräte (insbesondere aus dem Schulamtsbezirk Franfurt)
sowie Personalräte aus GPRLL & HPRLL

Referent*innen
Kathrin Kummer, Referentin der Rechtsstelle der GEW Hessen
Rüdiger Bröhling, Referent Tarif und Besoldung der GEW Hessen

Mittwoch, 28. 9. 2022  |  9:00 bis 16:00  |  Frankfurt am Main

Anmeldung
über lea-bildungsgesellschaft, gemeinnütziges Bildungswerk der GEW-Hessen, 
Zimmerweg 12, 60325 Frankfurt, www.lea-bildung.de
Tel. 069 - 971 293 27 · Fax 069 - 971 293 97 ·  E-Mail anmeldung@lea-bildung.de

Entgelt PR
(zahlt Land Hessen) EUR 165; Für Personalräte ist die Teilnahme entgeltfrei.
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Tim Engartner

Professor für Sozialwis senschaften mit dem 
Schwerpunkt Ökonomi sche Bildung an der 
Uni Köln, vormals JWG-Uni Frankfurt ,und 
Verfasser eines Dossiers der Rosa-Luxem-
burg-Stiftung „Ökonomisierung schulischer 
Bildung. Analysen und Alternativen“

Die Digitalisierung der Schulen sei 
bislang eher von ökonomischen 
Interessen als von pädagogischen 
Konzepten geprägt gewesen, wes-
halb abzuwarten bleibe, ob der Mil-
liarden Euro schwere ,Digital-Pakt 
Schule‘ Lehrenden und Lernenden 
das Lehren und Lernen wirklich er-
leichtern wird, sagt Tim Engartner.  

Und weiter: „Ich sehe die Ge-
fahr, dass die Digitalisierung der 
Bildungswelten zum weit geöff ne-
ten Einfallstor für Unternehmens-
interessen wird, weil die rechtlichen 
Rahmenbedingungen seitens der 
zuständigen Ministerien fehlen.“ 
Denn die Ökonomisierung schuli-
scher Bildung gehe mittlerweile weit 
über das private Sponsoring von 
Schulfesten oder die Entwicklung 
von Unterrichtsmaterialien durch 
Unternehmen hinaus. Mindestens 
zwei Dutzend unternehmensnahe 
Schulbuchverlage, Stiftungen und 
Verbände bieten Lehrerfort- und 
-weiterbildungen an. Diese sind oft 
mehrtägig und im Gegensatz zu An-
geboten zum Beispiel von Hoch-
schulen und Ministerien vielfach 
kostenlos. Längst beschränkt sich 
der Einfluss von BASF und Bay-
er, Deutscher Bank und Deutscher 
Börse oder BMW und Daimler nicht 
mehr nur auf Geld- und Sachspen-
den; vielmehr stellen die Produk-
tion und Distribution von Unter-
richtsmaterialien für Unternehmen 
ein wesentliches Vehikel dar, um 
die Vor- und Einstellungen Her-
anwachsender zu beeinfl ussen. 26 
im Deutschen Aktienindex (DAX) 
notierten Unternehmen vertreiben 
inzwischen Unterrichtsmaterialien. 
Nur 13 von 16 Bundesländern prü-
fen Schulbücher intensiv. Diese Prü-
fung fällt bei digitalen Angeboten 
komplett weg. Dazu kommt, dass 
jede zweite PoWi-Lehrkraft in der 
Sekundarstufe I sachfremd unter-
richtet. Das regt die Kultusminis-
terInnen gar nicht mehr auf.

Denn Bildung sei ein hartes Ge-
schäft. Und die Praktiken in den 
USA lassen vermuten, dass diese 

terbildungen auf, die mit den Ange-
boten von Hochschulen, Ministerien 
und ihnen nachgeordneten Einrich-
tungen konkurrieren. Wenigstens 
zwei Dutzend Schulbuchverlage, 
Stiftungen und Verbände – darunter 
der Bundesverband deutscher Ban-
ken, der Verband der Chemischen 
Industrie, aber auch die Wissensfab-
rik als Zusammenschluss von mehr 
als 140 Unternehmen – halten Wei-
terbildungsmöglichkeiten vor. Aus-
gehöhlt wird das staatliche Schul-
system überdies durch den wach-
senden «Bildungsmarkt» der Nach-
hilfeinstitute, deren Wirkmächtig-
keit sich daran ablesen lässt, dass 
inzwischen jedes vierte schulpfl ich-
tige Kind Nachhilfe erhält.

Deep lobbying

Das von Unternehmen, Stiftungen 
und «Bildungsinitiativen» prakti-
zierte deep lobbying zielt auf das 
Konsum-, Freizeit- und Wahlver-
halten der Lernenden. Eine wach-
sende Zahl vormals schulfremder 
Akteure bemüht sich aus- und nach-
drücklich darum, Einfl uss auf «Ein-
stellungen oder Stimmungen in der 
Gesellschaft [zu nehmen], […] um 
so indirekt die Politik zu beeinfl us-
sen » (Kamella 2015: 45). 

Die Lobby-Gruppe Neue So-
ziale Marktwirtschaft  „löst“ sozia-
le Probleme durch Uniformierung.

Es dürfe aber nicht zugelassen 
werden, dass Schule Weltbilder lie-
fern. Eine besondere Ausprägung 
davon seien die ,Apple Teacher‘. Es 
gebe sogar einen ,Apple-Botschaf-
ter‘ im Bildungsrat.

Deshalb die Forderung: Kein 
Einsatz von interessengeleiteten Ein-
sätzen von Externen im Unterricht; 
kritische Refl exion sei umso wichti-
ger. ,Mr. Wissen to go‘ entwerte au-
ßerdem die Position der Lehrkräfte.

Des Weiteren wird das IT-War-
tungsproblem häufi g dadurch ge-
löst, dass diese durch die Unter-
nehmen erfolgen. Damit bestehe 
die Gefahr des Datenklaus. 

Und nicht nur nebenbei: IT ist 
nicht ohne Energie zu betreiben und 
verschlingt wachsende Mengen an 
Strom; die boomenden Rechenzent-
ren legen davon Zeugnis ab. Dieser 
Widerspruch zu ökologischen Er-
fordernissen werde wenig beachtet 
und thematisiert.

Ein weiteres Problem sei die man-
gelnde Bildungsgerechtigkeit. Die 
in unserem Schulsystem angeleg-
te Verfestigung sozialer Ungleich-
heiten verschärft sich in Krisen-
zeiten. Wird das Klassenzimmer 
digital aufgerüstet, fehlen gerade 
Kindern aus sozial benachteilig-
ten und migrantischen Familien 
die grundlegenden Voraussetzun-
gen für ,Homeschooling‘. Das zeigt 
sich übrigens empirisch an der Quo-
te der Schulabgänger*innen ohne 
Abschluss. Denn diese ist seit dem 
,Bildungsgipfel‘ im Jahr 2008 (mit 

dem Ziel, diese Quote von damals 
7,4 Prozent auf vier Prozent bis 
zum Jahr 2015 zu halbieren) zwar 
vorübergehend gesunken, aber bis 
2019 wieder auf 6,8 Prozentange-
stiegen, das heißt, beim Ausgangs-
wert geblieben! Er sehe durchaus 
auch die Chancen: „Bei einer ent-
sprechenden Grundausstattung für 
alle schaff t die Digitalisierung aber 
auch völlig neue Möglichkeiten für 
die Aneignung von Wissen und die 
Gestaltung von Kommunikation.“

Ein weiterer Aspekt der Arbeit mit 
IT: 3 Stunden und 25 Minuten ver-
bringen Jugendliche zwischen 14 
und 19 Jahren täglich vor dem Bild-
schirm. Das sei eine Verdoppelung 
in 10 Jahren. Die direkten Kontak-
te zu anderen Personen hätten sich 
nach einer Studie für die USA hal-
biert. Für die tägliche Kommuni-
kation blieben nur noch 7 Minu-
ten (statistisch). Auf Präsenz kön-
ne deshalb nicht verzichtet werden: 
Mimik und emotionale Kompetenz 
seien wichtig, Solipsismus drohe 
als Gefahr.

*

Dirk Kretschmer

Personalrat, Bezirksgeschäftsführer der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) BV Frankfurt, unterrichtet Politik 
und Wirtschaft sowie Physik an einem Ober-
stufengymnasium in Frankfurt

Dass die digitale Modernisierung 
der Schulen bislang, wenn sie denn 
stattfi ndet, oft den Big Five die Tü-
ren in die Schulen öff net, sei ein lo-
gisches Ergebnis der Sparpolitik der 
letzten Jahrzehnte. Viele Schulen 
verfügten vor der Pandemie über 
eine Medieninfrastruktur, die dem 
Stand der 1990er Jahre mit ein paar 
Beamern an der Decke noch nicht 
wirklich entkommen war. Die fi nan-
ziellen Mittel der Kommune seien 
beschränkt, und so hinge es oft vom 
schulischen Förderverein ab, ob
eine Annäherung ans 21. Jahrhun-
dert mehr oder weniger gelungen 
sei. Und da die Investitionsfähigkeit 
der Fördervereine vom Einkommen 
der Elternschaft einer Schule abhin-
gen, schlage auch hier wieder ein-
mal der Klassencharakter des deut-
schen Schulsystem in all seiner so-
zialen Kälte zu.

Was die Wartung der digitalen 
Infrastruktur angehe, hinge die vom 
IT-Knowhow und dem Willen zur 
gesteigerten Selbstausbeutung im 
Kollegium ab. In der Privatwirt-
schaft würden 3,5 Vollzeitarbeits-
kräfte zur Wartung von 100 Rech-
nern veranschlagt, in den Schulen 
sollten das die Kol le g*in nen ne ben-
bei erledigen.

Die Medienkompetenz sei je 
nach Neigung und Lebenslauf bei 
den Lehrkräften recht unterschied-
lich ausgeprägt. Denn auch wenn 
das Fortbildungsangebot handver-

Digitaler ist noch nicht besser
Bericht von einer Veranstaltung des Club Voltaire am 2. Juni 2022 mit Prof. Tim Engartner
und Dirk Kretschmer 

So erfreulich es ist, dass die Zeiten des Corona-
Lernens das E-Learning beschleunigen, so groß
die darin liegenden Gefahren. Nicht nur, dass
der Einfl uss der auf Aufträge hoffenden Tech-Kon-
zerne steigt. Ein 5,5 Milliarden Euro schwerer
„Digitalpakt Schule“ löst noch keines der durch 
Corona nur noch stärker zu Tage getretenen Pro-
bleme unseres Bildungssystems wie Unterfi nan-
zierung, marode Gebäude, zu große Klassen, Ver-
schärfung sozialer Ungerechtigkeiten, fehlende 
Fort- und Weiterbildung der Lehrkräfte, mangelnde 

Personalausstattung der Schulen usw. Und steigt 
die Lese- und Schreibkompetenz, wenn das Schul-
buch gegen ein Tablet getauscht wird oder ist
vielmehr das Whiteboard nur methodisches Werk-
zeug wie Tafel und Kreide? Wie kann die Vermitt-
lung digitaler Mündigkeit an die Schülerinnen
und Schüler gelingen? Oder wie kann die Nutzung
digitaler Tools, statt einer weiteren Verdichtung 
des Arbeitsalltags der Lehrkräfte voranzutreiben, 
die Lehrkräfte stattdessen entlasten? Soweit der 
Ankündigungstext.

Konzerne die fünf Milliarden Euro
des Bundes sowie die mindestens 
500 Millionen Euro der Länder in 
den kommenden fünf Jahren auch 
nutzen werden, um ihre Hard- und 
Software im Paket mit Fortbildun-
gen, Lernplattformen und Unter-
richtskonzepten anzubieten.

Google, Apple, Microsoft und 
Samsung hätten vergleichsweise
wenig Widerstände auf dem Weg 
in die Klassenzimmer zu überwin-
den, während zum Beispiel der von 
Amazon angebotene «Kindle Story-
teller Kids»-Schreibwettbewerb in 
einigen Bundesländern verboten 
wurde.

Nahezu unbemerkt von der media-
len Öff entlichkeit wartet inzwischen 
eine Vielzahl unternehmensnaher 
Stiftungen mit Lehrerfort- und -wei-

Die „Big Five“, die fünf 
großen Digitalkonzerne 
Amazon, Apple, Facebook, 
Google und Microsoft, 
drängen mit großem 
Nachdruck in die Schulen 
um dort ihre Produkte
zu vermarkten.

Photo by zhang kaiyv on Unsplash
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lesen durchaus gut ausfallen könne, 
bestehe das Hauptproblem in der 
weitestgehenden Abwesenheit von 
digitaler Didaktik und vor allem ei-
ner informationellen Aufklärung in 
der Leh re r*in nen aus bil dung.

Mit der Pandemie und der (Teil-)
Schließung der Schulen habe ein 
fragmentarischer Modernisierungs-
schub eingesetzt. Dazu gehöre vor 
allem die Einführung von Vi deo-
kon fe renz sys te men und Lernplatt-
formen, die oft mit heißer Nadel 
voll zo gen worden seien. Ergebnis 
sei dann häufi g der Griff  zu Mi cro-
soft-Teams und anderer kommerzi-
eller, proprietärer Soft ware gewesen. 
Was für die Büro-Organisation von 
Unternehmen tauge, erfülle aber 
noch lange nicht die Erfordernisse 
einer Lernplattform. Hinzu komme 
der Fakt, dass proprietäre Software 
stets einer Black Box gleicht, deren 
Funktionsweise nicht überprüfbar 
ist. Und obwohl es hinlänglich be-
kannt sei, dass Mi cro soft & Co vor 
allem an der Auswertung der User-
Daten interessiert sind, wurde deren 
Duldung durch den Hessischen Be-
auftragten für Datenschutz und In-
formationsfreiheit (HBDI) eins ums 
andere Mal verlängert.

Dies hinge wiederum unmit-
telbar mit den knappen Ressour-
cen und Personal des Schulportal 
Hessen (SPH) zusammen. Das SPH 
sei über Jahre aus der guten Arbeit 
der Lehrkräfteakademie entstanden 
und ein echter Glücksfall für das 
Land Hessen. Denn hier entwickel-
ten Lehrkräfte für Lehrkräfte eine 
echte Lernplattform und böten da-
zu auch Fortbildungen an, in denen 
es nur am Rande um digitale Tools 
gehe, sondern vielmehr um die Er-
weiterung unserer Berufsperspekti-
ve um die des Lerncoaches. So hät-
ten sich die Schulen glücklich schät-
zen können, die sich bereits vor der 
Pandemie für die Nutzung des SPH 
entschieden hatten; auch wenn die 
plötzliche Umstellung auf ,Home-
schooling‘ die Server des SPH nicht 
selten in die Knie gezwungen hätten.

Für diesen unvorhersehbaren 
Fernunterricht hätten Kol le g*in-
nen von kreativen Online-Lehr lern-
for ma ten aus dem Home-Offi  ce bis 
zur banalen Arbeitsblattschleuder 
via Emailverteiler alles Erdenkli-
che versucht.

Auf der Seite der älteren Schü-
le r*in nen habe es einen förmlichen 
iPad-Schub gegeben. Da sich längst 
nicht alle Eltern ein solches Gerät 
oder gleich mehrere für ihre Kinder 
leisten könnten, verstärke dies die 
soziale Schiefl age durch diesen unge-
steuerten ,Bring Your Own Device‘-
Ansatz. Zumindest in Frankfurt, so-
weit sich das aus Kretschmers Praxis 
überblicken lasse, könne der antiso-
ziale Eff ekt von ,BYOD‘ dank Lap-
top-Wagen zumindest in der Schule 
abgefedert werden. Im häuslichen 
Umfeld bleibe die Hardware-Frage 
eine Klassenfrage.

Hardware für Lehrkräfte sei 
zwar weniger ein fi nanzielles als 
vor allem ein Problem eines se ri ö-
sen Umgangs mit zum Teil sensiblen 
persönlichen Daten. Abhilfe könne 
hier nur ein dienstliches Endgerät 
schaff en, dass entsprechend auf-
gesetzt und gewartet für die nöti-
ge IT-Sicherheit sorge.

Die vom Bund angeschobenen 
Corona-Geräte schließen diese Lü-
cke nur bedingt. Denn diese Geräte 
seien mit ihrer Einschränkung auf 
unterrichtliche Zwecke und nicht 
individualisiert zugelassen keine 
ausreichenden Arbeitsgeräte für 
die Lehrkräfte. Sozialpädagogische 
Fachkräfte seien zudem gänzlich 
vom Gebrauch ausgeschlossen. Die 
rechtlichen Grauzonen blieben so 
erhalten und die Verschwendung 
von Hardware sei auch klimapo-
litisch ein echtes Ärgernis.

Jahrelang von GEW-Personal-
räten erstritten, sei schließlich das 
System der dienstlichen Emailadres-
sen dann vom HKM durch hemds-
ärmelige Umsetzung schlecht bis 
gar nicht nutzbar.

Nach über zwei Jahren Pandemie 
stehe so einiges auf der Haben-
seite, aber neben den geschilder-
ten halbgaren Lösungen fehle es 
nach wie vor an Vielem. So habe 
der WLAN-Ausbau in Frankfurt 
off enbar einen guten Schritt vor-
an getan. Temporäre Zusammen-
brüche des Internetzugangs seien 
zwar seltener geworden, gehör-
ten aber immer noch zum Schul-
alltag. Das Videokonferenzsystem 
des Landes solle laut Kultusminis-
terium als „Meilenstein“ im kom-
menden Schuljahr verfügbar sein 
– der Prozess laufe dann seit zwei 
Jahren. Eben solange lasse das um-
fassende Datenschutz- und Rechte-
konzept fürs SPH auf sich warten, 
während die Nutzung an einigen 
Schulen bereits vorangeschritten 
sei. Ende dieser Zustände im Grau-
bereich des Datenschutzes? Off en! 
Das Problem der Wartung habe 
derweil eher zu als abgenommen. 
Eine nachhaltige Lösung jenseits 
von Fernwartungsfantasien zeich-
neten sich noch nicht ab.

Pädagogik vor Profi te 
Studie der Rosa-Luxemburg-Stiftung zur Ökonomisierung schulischer 
Bildung. Analyse und Alternativen

In der Studie, die auch Anlass für die Veranstaltung war, gibt es noch viele andere Aspekte. Epochenbruch: Verwertbar-
keit für Arbeitsmarkt wird zum leitenden Ziel.
  Viele der mit dem Schlagwort ,Ökonomisierung‘ zu überschreibenden Entwicklungen sind das Ergebnis eines Epo-
chenbruchs in unserem Bildungsverständnis. Spätestens mit der fl ächendeckenden Einführung zentraler Lern stands-
erhebungen hat sich ein Bildungsverständnis Bahn gebrochen, das von Anwendbarkeit, Verwertbarkeit und Passfähig-
keit gekennzeichnet ist (vgl. weiterführend Sander 2019). ,Humboldt ade!‘ – so könnte die Kurzformel für den Abgesang 
auf eine Bildung lauten, die immer häufi ger auf die Bedürfnisse des 
Arbeitsmarktes ausgerichtet ist. Dies zeigen die Debatte um die 
,Schulzeitverkürzung‘ nach den Vorgaben des achtjährigen Gymna-
siums (G8), die Einführung von Bachelor- und Masterstudiengängen 
im Zuge der sogenannten Bologna-Reform sowie die curriculare 
Aufwertung der auf Arbeitsmarktrelevanz zielenden Berufsorientie-
rung an allgemeinbildenden Schulen.

Als Ursachen können benannt werden:
Neben der chronischen Unterfi nanzierung des Schulsystems die sin-
kende Aufmerksamkeitsspanne bei der Rezeption von Wissen auf-
seiten der Schüler*innen, die bis in das Bildungssystem hineinrei-
chenden Lobbyaktivitäten von Unternehmen und arbeitgebernahen 
Initiativen, das in Eltern- und Schülerschaft gestiegene Bedürfnis 
nach einem stärkeren Praxisbezug der Bildungsinhalte sowie die 
Digitalisierung der jugendlichen Lebens- und Bildungswelten.
  Ein verhängnisvoller Zirkelschluss: Der Staat kann es nicht, also 
sollen Prvate es richten – dafür wird der Staat skelettiert.  (Bertels-
mann-Gründer Mohn: Es ist gut, wenn dem Staat das Geld ausgeht) 
Und die Privaten bedienen je nach Zahlungsfähigkeiten, wie prak-
tisch.
  Einen zentralen Ausgangspunkt fi ndet der verbreitete Wunsch 
nach «Vermarktlichung» in einer im Neoliberalismus als «poli-
tischer Zivilreligion» (Butterwegge 2002: 58) beheimateten Staats-
skepsis, die dem Credo des ,schlanken‘, man könnte auch sagen des 
«magersüchtigen » Staates folgt. So vertritt nur noch ein Drittel der 
Bundesbürger*innen (34 Prozent) die Auffassung, dass der Staat in der Lage sei, seine vielfältigen Aufgaben zu erfül-
len, während 61 Prozent der Ansicht sind, dieser sei angesichts der Vielzahl seiner Aufgaben und Probleme überfordert 
(Forsa 2019: 7).3 Nicht zuletzt vor diesem Hintergrund haben ökonomische Denk-, Handlungs- und Entscheidungslo-
giken inzwischen auch jenseits unseres Wirtschaftssystems massiv an Bedeutung gewonnen. Ihren Niederschlag fi ndet 
die gesellschaftliche Ökonomisierung in der Trias aus «Vermarktlichung, Entrepreneurialisierung [und] Renditeorien-
tierung» (Hedtke 2019: 3). Vormals für sakrosankt erklärte Gesellschaftsbereiche wie das Bildungs-, Gesundheits- und 
Rentensystem sind zur Zielscheibe einzel- und gesamtwirtschaftlicher Interessen geworden.

Tim Engartner erwidert:
Als positiv in Bezug auf den Einsatz 
von IT könne er sich Kooperationen 
bei der Fremdsprachendidaktik vor-
stellen. Ansonsten komme als wei-
teres Problem die digitale Demenz 
auf die Gesellschaft zu, wenn zu-
nehmend auf Handschrift verzichtet 
würde. – Noch ein Hinweis auf die 

Ressourcen: Geld könne nur einmal 
ausgegeben werden. Insofern kon-
kurriert die IT-Ausstattung immer 
mit der Forderung nach mehr Per-
sonal oder guten Schulgebäuden.

Dirk Kretschmer plädiert dafür, die 
Forderungen nicht gegeneinander 
zu stellen. Denn eine Abwesenheit 

von digitaler Infrastruktur und in-
for ma ti o nel ler Bildung in den Schu-
len mache diese zum Privileg der 
gut Situierten. Zudem sei die ra-
sante technische Entwicklung der 
Hardware längst Geschichte, wie 
wir sie rund ums Millennium er-
lebt haben. Mit guter Wartung kön-
ne Hardware langjährig genutzt 
werden. Die Angst vor digitaler 
Demenz lasse sich mit ausgewo-
genen pä da go gi schen Konzepten 
entkräften. Denn bei der Integra-
tion digitaler Medien in die Schul-
bildung kann und soll es nicht um 
die Abschaff ung von Kulturtech-
niken wie dem Schreiben mit der 
Hand gehen.

Gute Bildung bleibe so auch 
mit digitaler Infrastruktur mög-
lich. Sie müsse jedoch von einem 
breiten gesellschaftlichen Bündnis 
weiter erstritten werden.

Dieser Bericht gibt nicht die Band-
breite der Veranstaltung wieder. 
Feedback ist jederzeit willkommen.

Herbert Storn

Anastasia/Adobe Stock
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Der Krieg und die Sanktionspoli-
tik werden Deutschland unter Um-
ständen stärker treff en als dies bis-
her eingeschätzt wurde. 

Nicht nur, aber auch die Rüs-
tungsspirale und vor allem ihre 
grundgesetzliche Festlegung wird 
den Kampf für Sozialpolitik, für 
bessere Arbeits- und Bildungsbe-
dingungen gewaltig erschweren. 
Die Folgen für Finanzspielräume 
sind noch nicht abzusehen. Und je-
de Krise treibt die soziale Spaltung 
weiter an. 

Speziell die deutschen Gewerkschaf-
ten sind sehr stark auf die Tarif ebene 
eingeschränkt und atmen den Geist 
der „Sozialpartnerschaft“, ihre Un-
abhängigkeit ist begrenzt, ihre Ein-
bindung in die jeweilige Politik ist 
ein Problem. 

Ganz schwierig wird es, wenn das 
Kapitalverhältnis und sein Rendite-
druck angesprochen werden. 

Deshalb wurde besprochen, 
welche Rolle die eigentlichen Ak-
teure im „Wirtschaftskrieg“ (Ha-
beck), nämlich die global agieren-
den Konzerne, insbesondere die Fi-
nanzinstitute wie BlackRock, spie-
len – eine ebenso zentrale wie öff ent-
lich ausgeblendete Rolle nämlich.

„Menschenrechte“ und De-
mokratie wurden und werden im-
mer wieder benutzt, um die tat-

sächlichen Interessen zu kaschie-
ren. Trump hat auch die deutsche 
und europäische Wirtschaft schon 
oft genug sanktioniert, und der 
deutsche Chinahandel war mehr 
als einmal betroff en. Gleichzeitig 
wird jetzt Gas aus dem Menschen-
Un-Rechtsstaat Katar bezogen. Die 
Wirtschaftsbeziehungen mit Saudi-
Arabien, die den kritischen Journa-
listen Khashoggi vermutlich durch 
den Fleischwolf gedreht haben, sind 
exzellent. Und um auf Afghanistan 
zurückzukommen, so waren es die 
USA, welche die Taliban gegen die 
Russen aufgerüstet haben usw.

Für die USA steht die unipola-
re Weltordnung mit dem Dollar als 
Leitwährung auf dem Spiel. Das ist 
heute unter Fachleuten unbestritten, 
wird aber von den meisten Medien 
nicht thematisiert

Man muss diese Einschätzung 
nicht teilen, es wäre aber nach Mei-
nung der AG dringend notwendig, 
einige Narrative und gängige Erklä-
rungsmuster in Frage zu stellen, da-
runter das folgende:

„Erster Angriff skrieg in
Europa seit 1945“

quartalslüge I/MMXXII
Egils Levits, Präsident Lettlands, äu-
ßerte am 24. Februar: „Heute Mor-
gen waren wir Zeugen eines An-
griff sbefehls gegen einen unabhän-
gigen Staat, und das ist zum ersten 

Mal seit dem 1. September 1939, 
als Deutschland den Angriff sbefehl 
gegen Polen gegeben hat, also zum 
ersten Mal ein Angriff skrieg in Eu-
ropa.“ Das Redaktionsnetzwerk 
Deutschland ließ an Tag zwei des 
neuen Kriegs verlauten: „Den letz-
ten Angriff skrieg in Europa brach 
das Deutsche Reich unter Hitler 
vom Zaun, mit seinem Überfall auf 
Polen am 1. September 1939.“ Seit 
dem 24. Februar ist dutzendfach in 
den sogenannten Qualitätsmedien 
und aus dem Mund prominenter Po-
litikerinnen und Politiker zu hören 
und zu lesen: Am 24. Februar 2022 
begann „der erste Angriff skrieg in 
Europa seit 1945“.

Das ist eine Quartalslüge. Der 
erste Angriff skrieg „mitten in Eu-
ropa“ begann am 24. März 1999 
mit dem Nato-Krieg gegen die Bun-
desrepublik Jugoslawien, ein Staat, 
der damals nur noch aus Serbien, 
dem Kosovo und Montenegro be-
stand. Die übrigen Teilrepubliken, 
die im Zeitraum 1946 bis 1990 die 
Bundesrepublik Jugoslawien gebil-
det hatten, waren zuvor aus dieser 
Bundesrepublik ausgetreten – was 
mit vielen Kriegen, die zusammen-
gefasst als „Jugoslawien-Kriege“ 
bezeichnet werden, verbunden war.

 Aus: lunapark vom 19. März 2022 

Je eher dieser Krieg beendet wird, 
desto besser. Wegen des Leids auf 
der einen Seite – und wegen der 
schwer umkehrbaren Weichenstel-
lungen auf der anderen Seite.

Man muss leider damit rech-
nen, dass entscheidende Kräfte auf 
beiden Seiten daran kein Interesse 
haben. Immerhin hat der Jugosla-
wienkrieg über 70 Tage gedauert! 
Damals hatten wir übrigens eine 
Veranstaltung im überfüllten DGB-
Saal einschl. W-Richter-Nebensaal 
organisiert, mit Karola Stötzel an 
der Spitze. Wir sollten also durch-
aus überlegen, wie wir mehr Druck 
auf ein Ende des Kriegs erzeugen 
können.

5. Mai 2022

Die AG weiß, dass es schwierig ist, 
sich in einer Einheitsgewerkschaft 
zu kontroversen politischen Fragen 
zu äußern, und dass die Äußerungs-
möglichkeiten für Parteien größer 
sind. Dennoch sind wir durch den 
Krieg auch als GewerkschafterIn-
nen enorm gefordert.

Laufend tauchen neue Informa-
tionen auf, wenngleich der Main-
stream der (ver)öff entlich(t)en Mei-
nung kritische Aspekte weitgehend 
ausblendet. Deshalb haben wir As-
pekte zusammengetragen und dis-
kutiert.

Zur besseren Anschlussfähig-
keit haben wir weiterführende 
Gedanken an die GEW-Erklärung 
„Krieg ist keine Lösung – sofor-
tiger Waffenstillstand“ (LVo-Be-
schluss vom 18./19. März 2022) 
angedockt.

Weiterführende Gedanken:
„Dieser Angriff  ist durch nichts zu 
rechtfertigen ….“
Die Formulierung verstärkt die öf-
fentlich vermittelte Einzigartigkeit 
des „ersten Angriff skriegs in Euro-
pa“ und ignoriert den bis heute völ-
kerrechtlich umstrittenen NATO-
Angriff skrieg 1999 gegen die VR 
Jugoslawien mit deutscher Betei-
ligung (der auch kein Bündnisfall 
war), der immerhin 79 Tage dau-
erte und die Bombardierung ziviler 
Ziele und Großstädte einschloss. 

„Unsere Solidarität und unser Mit-
gefühl gelten den Menschen in der 
Ukraine…“

Der Bezug auf das Interesse 
anderer Betroffener fehlt (inter-
nationale Solidarität), zunächst 
der deutschen Bevölkerung (siehe 
Meinungsumfragen), aber auch der 
existentiell betroff enen sogenann-
ten 3.Welt.

„Alle Kriegsparteien müssen die 
Waff en niederlegen“

Das impliziert die Kritik an 
der Lieferung weiterer Waff en ins 
Kriegsgebiet und die Ausbildung 
an den Waff en; diese Kritik müsste
verstärkt werden

„Die Bundesregierung plant die 
Einrichtung eines Sondervermögens 
für zusätzliche Militäraus gaben in 
Höhe von 100 Milliarden Euro und 
eine Steigerung des Wehretats auf 
mehr als zwei Prozent der Wirt-
schaftsleistung – dies entspricht ei-
nem jährlichen Plus von rund 25 

Milliarden Euro. Es ist nicht nach-
vollziehbar, dass plötzlich Milliar-
denbeträge für Kriegsgerät zur Ver-
fügung gestellt werden …“

Dies ist nicht verständlich, 
wenn hier die US-Dominanz nicht 
kritisch beleuchtet wird, die eine 
deutsche eigenständige Politik er-
heblich erschwert. 

Außerdem sollte dieser Aspekt 
nicht nur unter steuerverteilungs-
politischen Aspekten, sondern auch 
unter dem Aspekt Wettrüsten und 
Torpedierung der ökologischen 
Transformation ausgeführt werden.

Auch der insbesondere in den 
USA dominante militärisch-indus-
trielle Komplex ist zu beleuchten 
(die US-Militärausgaben sind höher 
als die aller anderen Staaten zusam-
mengenommen“!) sowie der Zusam-
menhang zu den Strategien für eine 
unipolare Weltordnung.

„Die dafür vorgesehenen Mittel 
sollten für soziale und ökologische 
Sicherheit genutzt werden …“

Mit der Aufrüstung und einem 
neuen Rüstungswettlauf wird die 
sozialökologische Transformation 
torpediert (toter Planet…). Das Mi-
litär wurde aus den Klimaschutz-
verhandlungen auf Druck der USA 
komplett herausgehalten! Das Mi-
litär wäre ansonsten (auch ohne 
Krieg) der Umweltverschmutzung 
eines größeren Industriestaates ver-
gleichbar!

„Schon jetzt fallen die Militäraus-
gaben hoch aus, und eine weitere 
Steigerung wird weder den Krieg ge-
gen die Ukraine noch andere Kriege 
verhindern oder beenden.“

Was macht eine gewerkschaft-
liche Ethik aus? Dieser Frage nach-
zugehen wäre ein lohnenswertes 
Unterfangen.

Weitere (noch nicht beratene
Aspekte: 

■ Die Gefahr einer atomaren Ka-
tastrophe (s. a. den Brief von Prof. 
Welzer u. a.), die Erinnerung an den 
ersten Zivilisationsbruch durch die 
Abwürfe von „Little Boy“ und „Fat 
Man“ am 6. und 9. August 1945 
über Hiroshima und Nagasa ki, und 
in Zusammenhang damit die nu-
kleare Erstschlagstrategie der NA-
TO.
■ Die mediale Kriegstreiberei
■ Die Embargo- bzw. Sanktionspo-
litik wirft schwerwiegende Fragen 
bis hin zu existentiellen Bedrohun-
gen (Hungertote durch Krieg und 
Embargo) auf und ist aufs engste 
verknüpft mit handelsstrategischen 
Auseinandersetzungen und ökono-
mischen Konkurrenzverhältnissen. 
Diese sind auch gewerkschaftlich 
relevant.
■ Bisherige Kriege unter deutscher 
Beteiligung wurden nicht ausgewer-
tet, darunter der 20 Jahre dauern-
de Krieg in Afghanistan, der aller-
dings eine Vorgeschichte hat. Die 
vorgesehene Auswertung geht nicht 
auf die Vorgeschichte ein. Von mir 
gibt es dazu einen Artikel bei MA-
KROSKOP.

Aspekte und Einsichten

Die GEW-BDV ist zusammen mit 
dem Gewerkschaftstag 2022 ent-
setzt darüber, dass im Gefolge des 
Ukraine-Kriegs auch bisher un-
umstrittene Erziehungs- und Bil-
dungsgrundsätze in Frage gestellt 
werden.

Wenn jetzt wie von der Vor-
si tzen den des Ver tei di gungs aus-
schusses Marie-Agnes Strack-
Zim mer mann, FDP, die Arbeit an 
Feindbildern gefordert wird oder 
gegen „die Kriegsmüdigkeit“ an-
zu ge hen, wie von der Au ßen mi-
nis te rin Annalena Baerbock, Grü-
ne gefordert, dann wäre das eine 
komplette Abkehr von dem, was 
wir bisher als ErzieherInnen und 
Lehrkräfte zu tun gehalten wa-
ren. Dazu darf es nicht kommen!

Die Vorsitzende des Ver tei di gungs-
aus schus ses Marie-Agnes Strack-
Zimmermann, FDP, hat gegen-
über dem Redaktionsnetzwerk 
Deutschland den „systematischen 
Aufbau von Feindbildern“ (DWN 
vom 31. 5. 2022) gefordert.

„Was wir brauchen – das mag 
martialisch klingen – Sie brauchen, 
um aus Sicht der Bun des wehr zu 
agieren, ein Feind bild“, sagte die 
FDP-Politikerin. Russland sei in
den letzten Jahren der Ap pease-

ment-Politik nicht mehr als sol-
ches empfunden wor den.

„Jetzt wissen wir, wie ein 
Feind aussehen könnte, in die-
sem Fall aussieht.“ Und weiter:

„Das heißt, Sie brauchen ein 
Bild eines möglichen Feindes, der 
unsere Freiheit und Demokratie 
beseitigen will. Und das sehen wir 
jetzt gerade.“ 

Das aber ist das Gegenteil von 
dem, was die Schulgesetze in ih-
rem Bildungs- und Erziehungs-
auftrag verankert haben.

So fordert zum Beispiel das Hes-
sische Schulgesetz in sei nem Bil-
dungs- und Er zie hungs auf trag von 
der Schule neben der An er ken nung 
der Wert ord nung des Grundgeset-
zes und der Verfassung des Lan-
des Hessen:

■ „die christlichen und humanis-
tischen Traditionen zu erfahren, 
nach ethischen Grundsätzen zu 
handeln und religiöse und kultu-
relle Werte zu achten,
■ die Beziehungen zu anderen 
Menschen nach den Grundsät-
zen der Achtung und Toleranz, 
der Gerechtigkeit und der Soli-
darität zu gestalten,

■ andere Kulturen in ihren Leis-
tungen kennen zu lernen und zu 
verstehen,
■ Menschen anderer Herkunft, 
Religion und Weltanschauung vor-
urteilsfrei zu begegnen und somit 
zum friedlichen Zusammenleben 
verschiedener Kulturen beizutra-
gen sowie für die Gleichheit und 
das Lebensrecht aller Menschen 
einzutreten“. (Auszug)

„Die Schülerinnen und Schü-
ler sollen insbesondere lernen, 
die Fähigkeit zur Zusammenar-
beit und zum sozialen Handeln zu 
entwickeln, Konfl ikte vernünftig
und friedlich zu lösen, aber auch 
Konfl ikte zu ertragen, sich Infor-
mationen zu verschaff en, sich ihrer 
kritisch zu bedienen, um sich eine 
eigenständige Meinung zu bilden 
und sich mit den Auff  as sun gen An-
derer un vor ein ge nom men ausein-
ander setzen zu können.“(Auszug)

Es wird in der Praxis ohne-
hin schon schwierig, sich gegen-
über den Medien zu behaupten 
und „sich Informationen zu ver-
schaff en, sich ihrer kritisch zu be-
dienen, um sich eine eigenständi-
ge Meinung zu bilden und sich mit 
den Auff assungen Anderer unvor-
eingenommen auseinander setzen 
zu können.“ (HessSchulgesetz)

Die Bezirksdelegiertenversammlung weist eine „Feindbild-
Erziehung“ entschieden zurück



FLZ Nr. 2 / 22 SEITE 15

Das Bildungssystem ist chronisch 
unterfi nanziert. Zu wenig pä da-
go gisches und nicht-pädagogi-
sches Personal, marode Gebäude,
schlechte Ausstattung – die Män-
gelliste ist lang. Die Corona-Pan-
demie hat die Lage noch einmal 
verschärft: Um die Folgen der Ein-
schränkungen bei Kindern und 
Jugendlichen zumindest abzumil-
dern, hätten Schulen eine Schlüs-
selrolle. Dass es dazu bisher nicht 
kommt, liegt nicht an fehlendem 
Geld, sondern an mangelndem po-
litischem Willen – wie die jüngs-
ten Aufrüstungsbeschlüsse von 
Regierung und Parlament leider 
anschaulich belegen.

Der Bundestag hat am 3. Juni 
2022 ein sogenanntes „Sonderver-
mögen Bundeswehr“ beschlossen. 
Dieses erlaubt – an der Schulden-
bremse vorbei – die Aufnahme von 
Krediten in Höhe von 100 Milli-
arden Euro für militärische Rüs-
tungsprojekte. Davon sollen rund 
40,9 Milliarden Euro für neue 
Kampffl  ugzeuge, rund 19,3 Mil-
liarden für die Marinestreitkräfte 
und 16,6 Milliarden für das Heer 

ausgegeben werden. Der Bundes-
rat hat dem Sondervermögen am 
10. Juni ebenfalls zugestimmt. Zu-
sätzlich soll der Rüstungsetat auf 
über 2% des BIP erhöht werden.

Die Bezirksdelegiertenversamm-
lung der Gewerkschaft für Erzie-
hung und Wissenschaft in Frank-
furt am Main lehnt Aufrüstung 
ab. Dieser gewaltige Sprung in 
der militärischen Aufrüstung der 
Bundesrepublik Deutschland er-
höht das Bedrohungspotenzial 
in der Geopolitik und trägt eher 
zu einer weiteren Eskalation und 
Aufrüstungsspirale als zu Abrüs-
tung und Entspannung internati-
onaler Konfl ikte bei. Auch wür-
de das Geld wesentlich dringender 
für Investitionen in die öff entliche 
Infrastruktur, in den Klimaschutz 
und in die Bildung benötigt. Bil-
dung ist friedensfördernd, trägt 
zu einem guten und friedlichen 
Zusammenleben in Deutschland 
und der Welt bei, aber diese Rol-
le kann Bildung nur haben, wenn 
ausreichend Mittel zur Verfügung 
stehen.

■ Die Gewerkschaft müsste sich 
gegen die dauernde Auff orderung 
wenden, sich in Kriege einzumi-
schen.
■ Die sozialen Kämpfe sind eigent-
lich ein Kampf gegen den Krieg. Sie 
stehen nämlich der abfertigenden 
Floskel von „Jetzt ist nicht die Zeit 
für Forderungen!“ entgegen.
■ Die Sanktionspolitik hat die Fra-
ge nach den kriminellen Milieus 
aufgeworfen (Steuerumgehungs-
orte, alias Steuer“paradiese“ / Ver-
schachtelung von Sub- und Toch-
tergesellschaften / „Treuhänder“ 
usw.

Weitere Fragestellungen
a) Wie verträgt sich die Ächtung 
von Krieg mit dem Recht auf Selbst-
verteidigung? (Schon das Sprich-
wort: ,Angriff  ist die beste Verteidi-
gung‘ zeigt, wie fl ießend die Gren-
zen sind; dazu kommt die „Ab-
schreckungswirkung“ von Atom-
waff en, weshalb sie ja auch nur „der 
Ver tei di gung“ dienen; wie viele Waf-
fen muss man haben, um sich selbst 
verteidigen zu können? …)

b)  Warum wird nur Russland 
mit Oligarchenherrschaft assoziiert? 
(Warum nicht Ukraine, Deutsch-
land oder USA?) 

c)  Warum wird die politische 
Herrschaft (über Strukturen, Me-
dien, Unternehmen) der am Krieg 
Beteiligten so wenig untersucht?

d)  Warum wird die ökono-
misch-politische Konkurrenz der 
am Krieg Beteiligten so wenig be-
leuchtet? (Was bedeutet die Ver-
schiebung der Kapitalseite in Rich-
tung der Finanzinvestoren und Be-
raterkonzerne – Rügemer: Die Ka-
pitalisten des 21. Jahrhunderts – für 
die deutsche Regierung?)

e)  Warum werden Sanktionen 
so wenig infrage gestellt? Warum 
überlasst man dies der AfD??!

f)  Warum wird der Ukraine-
krieg kaum als Stellvertreterkrieg 
(Proxi-War) wahrgenommen und 
kommentiert?

g)  Wenn eines Tages der Krieg 
außer Kontrolle gerät, was sagen wir 
dann? (leider falsch eingeschätzt? 
Das konnten wir doch nicht ah-
nen? …)

h)  Warum wird das gegenwärti-
ge Regime in der Ukraine nicht nä-
her beleuchtet? (Selenski als Schau-
spieler im Film, der dort die Kor-
ruption bekämpft, während er im 
realen Leben mit der Oligarchie eng 
verquickt ist und Gelder in Steuer-
oasen versteckt)

i)  Warum wird die massive Ein-
mischung der ukrainischen Regie-
rung in innere Angelegenheiten 
Deutschlands hingenommen? (ge-
werkschaftsfeindlich, wie der vom 
ukrainischen Konsul in FFM er-
zwungene Abbruch der Rede von 
Alexander Wagner vom DGB ge-
zeigt hat)

j)  Was würde ein EU-Beitritt 
der Ukraine für die EU bedeuten? 
(Orban hoch drei? – ein verstärk-
ter aggressiver Neoliberalismus als 
US-Stützpunkt in der EU?; Verant-
wortung für Tschernobyl und die 
AKWs, Korruption …)

k)  Was würde eine massive Auf-
rüstung der Ukraine im Rahmen 
der NATO bedeuten?

l)  Wie ist die Abwendung der 
Grünen von den ursprünglichen 
Gründungszielen („gewaltfrei“) ins-
besondere in Bezug auf die Jugend 
zu bewerten?

m)  Ähnlich wie zu Corona-Zei-
ten ist eine neue Einschränkung 
der Meinungsvielfalt zu beobach-
ten. Wie soll damit umgegangen 
werden?

13. Juni 2022

Beklagt wird, dass es zum Thema 
Krieg und Frieden keine nennens-
werte Berichterstattung in EuW 
oder HLZ gibt.

Auch aus den bisherigen Be-
schlüssen folgt keine weitere Akti-
on. Ungebrochen geht es mit Auf-
rüstung und neuen Waff enlieferun-
gen weiter bis hin zur Forderung 
einer „Feindbildererziehung“ (siehe 
nebenstehender Beschluss). Dahin-
ter könnte womöglich das Schicksal 
aller „Formelkompromisse“ stehen, 
die eher zur Bedienung gegensätz-
licher Lager der eigenen Anhänger 
gedacht sind.

Ähnliches gilt für den DGB-Be-
schluss. (Wobei hier noch interes-
sant wäre, zu klären, warum GEW 
und Verdi ihre weitergehende Posi-
tion auf dem DGB-Bundeskongress 
nicht halten konnten)

Es wird vorgeschlagen, an des-
sen positive Inhalte anzuschließen. 
Aber wie?

Es gibt in der gesamten Ge-
sellschaft anscheinend ein Vermitt-
lungsproblem, keinen Diskurs. Die 
Medien pfl egen die Feindbilddar-
stellung.

Es wird vorgeschlagen, der Fra-
ge nachzugehen, wie der Krieg hät-
te verhindert werden können. Das 
läuft auf die Untersuchung der Ge-
nese hinaus (mit allen gebrochenen 
Versprechen, Abmachungen und 
Verträgen. 

Es soll überlegt werden, was 
wir der BDV von der AG berichten.
Außerdem soll überlegt werden, 
wie wir Leute einladen und mit 
Veranstaltungen an die Öff entlich-
keit gehen, falls das nicht unsere 
Kräfte übersteigt.

Es wird die Frage aufgeworfen, was 
der Krieg und der Umgang damit 
für SuS, Eltern und Lehrkräfte be-
deutet.

Unter anderem wäre das Thema 
Bundeswehr in Schulen zu aktuali-
sieren. S. berichtet von einer Veran-
staltung in der Stauff enbergschule, 
bei der auch die Hessenschau da-
bei war (siehe hessenschau-online).

Der Umgang der Ukraine mit 
Deserteuren soll thematisiert wer-
den, vielleicht gesellschaftliche 
Allianzen (Kriegsdienstverweige-
rung) hergestellt werden (Connec-
tion e.V.).

Dazu kommen Überlegungen für 
den Landtagswahlkampf 2023. Die-
se müssten dringend angestellt wer-

den, damit ein Programm für die 
Konfrontation mit der Politik von 
CDU und Grünen verfügbar ist.

Die 100 Milliarden Euro Rüs-
tungsfonds fehlen in anderen Be-
reichen, die knappen Ressourcen 
werden so falsch verteilt. Immer-
hin hat Bsirske die 100 Mrd. abge-
lehnt. Insofern lässt sich sagen, dass 
der sogenannte „gesellschaftliche 
Konsens“ garnicht vorhanden ist.

11. Juli 2022

Es wird über die jüngsten Entwick-
lungen u. a. vom GEW-Gewerk-
schaftstag berichtet, darunter den 
Beschluss gegen die von der FDP-
Politikerin Strack-Zimmermann ge-
forderte Feindbilderziehung.

Die AG fordert, aus den GEW-
Beschlüssen gegen das 100-Milliar-

aus vier Treffen der AG Krieg und Frieden im GEW-Bezirksverband Frankfurt

den-Euro Sondervermögen der Bun-
deswehr und das 2-Prozent-Ziel für 
die Bundeswehr und eine Feindbil-
derziehung praktische Schlussfolge-
rungen zu ziehen.

Entgegen den früheren regelmäßi-
gen Äußerungen der GEW zur Bun-
deswehr an Schulen ist es jetzt ver-
hältnismäßig still geworden. Dabei 
macht die Bundeswehr vermehrt 
Reklame wie zuletzt auf Ausbil-
dungsmessen. Das müsste auf neu-
er Grundlage wieder hochgefah-
ren werden! Neu insofern, als jetzt 
mit der verstärkten Kriegsteilnah-
me der Bundeswehr gerechnet wer-
den muss.

Insofern wird auch die Frage 
der Kriegsdienstverweigerung wie-
der akut. Sie ist durch die Abschaf-
fung der Wehrpfl icht aus dem Blick 
geraten. Aber mit der Behandlung 

Die Bezirksdelegiertenversammlung
fordert 100 Milliarden Euro für Bildung
statt für Aufrüstung!

von Kriegsdienstverweigerern in der 
Ukraine, (auch der spezifi schen Be-
handlung durch deutsche Behörden, 
wenn sie fl iehen), aber auch Kriegs-
dienstverweigerern in Russland wird 
das Thema auch in Deutschland 
aktuell.

Hierzu  hatte die AG mit Peter 
Gramlich von Connection e.V. einen
Experten eingeladen, der sich mit 
Wehrdienstverweigerern weltweit 
befasst. Peter Gramlich hat von 
den Aktivitäten des Vereins berich-
tet, die von Untersuchungen über 
die Lage der Kriegsdienstverweige-
rer in diversen Ländern, über Hot-
lines und Beratung bis hin zu Ap-
pellen an Bundestag und Europäi-
sches Parlament, Deserteure zu un-
terstützen reicht.

Über größere internationale Akti-
onen wird in den deutschen Medi-
en kaum berichtet, z.B. die Demos 
gegen den NATO-Gipfel in Madrid 
mit zehntausend TeilnehmerInnen 
oder die europäischen Aktionsta-
ge für die Gefl üchteten aus Afrika, 
die in Spanien in über 100 Städten 
stattfanden.

Es fehlt ein Überblick über die 
Frankfurter kritische Öff entlichkeit, 
aber auch über die kritische Öff ent-
lichkeit in den Gewerkschaften.

Um unsere Anliegen in die Öff ent-
lichkeit zu bringen und die kriti-
sche Masse zu stärken und der Be-
völkerung wieder mehr Gehör zu 
verschaff en, möchte die AG eine 
größere öff entliche Veranstaltung 
vorbereiten. Diese soll entweder 
als Kundgebung oder als Saalver-
anstaltung nach den Sommerferien 
eine Mischung aus Wortbeiträgen 
(Analysen und Forderungen) und 
Liedern beinhalten.

Ausgangspunkt könnte der Ap-
pell „Waffenstillstand jetzt! Ver-
handlungen so schnell wie möglich“ 
aus der „ZEIT“ vom 30. Juni 2022 
sein, der von vielen Prominenten 
unterschrieben wurde. So könnte 
beispielsweise Jakob Augstein vom 
„Freitag“ für einen Redebeitrag an-
gefragt werden.

Bei den Forderungen könnte 
sich an denen des Friedensratschlags 
orientiert werden. Insbesondere die 
Sanktionspolitik wird uns auch als 
Gewerkschaften noch schwer zu 
schaff en machen, wenn sie nicht 
geändert wird.

Dafür soll auf der BVo-Sitzung 
am 12. Juli 2022 ein Antrag auf Un-
terstützung gestellt werden – Dies 
ist inzwischen geschehen. Der BVo 
hat grundsätzlich zugestimmt, aller-
dings bleibt es bei den Forderungen 
auf Grundlage der GEW-Beschluss-
lage, andere können auf der Veran-
staltung diskutiert werden.

Die Vorbereitungen können al-
so anlaufen.

Nächster AG-Termin ist:
Montag, der 12. September 2022
17 Uhr in der Bleichstr. 38a FFM 

Interessierte, auch TeilnehmerIn-
nen von außerhalb Frankfurts, sind 
herzlich willkommen!
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„Initiative Frankfurt 22“

Klaus Gietinger, Sozial- und Ver-
kehrswissenschaftler und Mitglied 
in der „Initiative Frankfurt 22“, 
stellte das absurdeste Bahn-Projekt 
seit Stuttgart 21 vor, nämlich den 
geplanten Umbau des Frankfurter 
Hauptbahnhofs zu einem Durch-
gangsbahnhof für Fernzüge, ver-
bunden mit einer 10 km langen Un-
tertunnelung Frankfurts von West 
nach Ost, größtenteils unter dem 
Main verlaufend.

Im Jahr 2003, so Gietinger, gab 
es ein Bauprojekt namens Rhein-
Main-Plus, das bis 2015 hätte fertig 
werden sollen. Es sah diverse ober-
irdische Ausbaumaßnahmen vor, 
die dazu geführt hätten, dass Fern-
züge kreuzungsfrei in den Frank-
furter Hauptbahnhof hätten ein-
fahren können. Das Projekt hätte 
einen Kapazitätsgewinn von 41 % 
erbracht und war mit 70 Millionen 
Baukosten kalkuliert. 

Inzwischen wurde diese Pla-
nung großteils eingestampft, und 
der Tunnel, der noch im Jahr 2020 
6,5 km lang werden sollte, wuchs in 
den Fantasien der Planer 2021 be-
reits auf 10 km an, und neuerdings 
werden Forderungen nach Vier-
gleisigkeit geäußert. Trotz dieser 
Zusatzplanungen ist immer „nur“ 
von 3,5 Mrd Euro die Rede, wobei 
man von Stuttgart 21 weiß, dass 
solche Zahlen angesichts einer Pla-
nungs- und Bauzeit von mindestens 
25 Jahren bereits jetzt Makulatur 

sind. Mindestens 77mal teurer als 
die ursprüngliche oberirdische Pla-
nung sowie eine mindestens drei-
mal so lange Bauzeit und ein we-
sentlich geringerer Kapazitätsge-
winn von nur 20 % erzeugen bei 
den Zuhörer:innen Empörung. 

Doch damit noch nicht genug: 
Was ist mit CO2? Durch den kal-
kulierten Ersatz von Autoverkehr 
kommt es laut DB zu CO2-Erspar-
nis. Aber Beton- und Stahlkonst-
ruktion belasten das Klima mit gro-
ßen Mengen von Kohlendioxid, die 
durch die Einsparung aufgrund ver-
größerter Kapazität erst 2060 (!) 
kompensiert wären. Wie war das 
doch gleich: Bis wann sollen die 
Klimaziele erreicht sein?

Eine Großbaustelle in
Frankfurt für 6 – 8 Minuten 
Zeitersparnis 

Der Tunnel soll 6 – 8 Minuten Zeit-
ersparnis bei den Fahrzeiten brin-
gen. Wow! 

Dagegen stellte der Referent 
3 – 5 Minuten Zeitverlust durch das 
Hinabsteigen /-fahren auf (Roll-)
Treppen in den Tunnel. 

Die Tunneleinfahrt muss we-
gen der zu erreichenden Tunneltie-
fe von 30 Metern sehr lang sein, so 
dass Züge, die über die Main-We-
ser-Bahn oder aus Darmstadt kom-
men, die Kurve nicht kriegen und 
doch in den restlichen Kopfbahn-
hof einfahren müssen. 

Züge, die durch den Tunnel fah-
ren, sparen gegenüber der herkömm-
lichen Strecke ca. 2.500 – 3.000 Me-
ter. Eine Strecke, die ein Zug in 
zwei Minuten zurücklegen kann – 
kann man da wirklich von „Zeit-
gewinn“ reden? Gar nicht zu reden 
vom Feinstaub durch Abbremsen 
beim Hinabfahren und vom Ener-
gieaufwand beim Hinausfahren aus 
den 30 Tiefenmetern.

Fazit
1. Die Bahn ist nicht per se klima-
freund lich. Sie wird es durch scho-
nende oberirdische Baumaßnah-
men, die Strecken ergänzen, ver-
binden, kreuzungsfrei machen. Sie 
wird es durch Wiederbelebung von 
Verbindungen in der Fläche. Und 
konsequenter Elektrifi zierung.
 
2. Die Forderung „Güter gehören 
auf die Bahn“ muss kritischer be-
leuchtet werden. Das Bahnnetz ist 
in naher Zukunft nicht so ausbau-
bar, dass man die LKWs von den 
Straßen holen könnte. Stattdessen 
sind weite Transportwege innerhalb 
Europas zu überdenken. Regional 
produzieren und einkaufen ist das 
Gebot der Stunde.

3. Nicht der Kopfbahnhof ist das 
Problem, sondern mangelnde Kreu-

Ökologie in Frankfurt

„Unter die Erde kommen wir noch früh genug“
Eine Veranstaltung zur Verkehrswende

Am 3. April trafen sich 32 NaturFreunde und -Freundinnen im gelüfteten, luftgefi lterten und lärm-
sanierten Naturfreundehaus am Poloplatz.
   Heidi Ziehaus moderierte die Veranstaltung und erinnerte an die Unterschriftensammlung zum Ver-
kehrswende-Volksbegehren, die in der ersten Stufe noch bis Ende Juni läuft. Ziel ist es, die geforderten 
ca. 45.000 Unterschriften (1 % der wahlberechtigten Hessinnen und Hessen) weit zu übertreffen. 
Dies würde einen politischen Druck bewirken, durch den evtl. die weiteren Stufen (Unterschriften von 
5 % der Wahlberechtigten in Listen bei den Kommunen) entfallen könnten, und somit viel Zeit- und
fi nanzieller Aufwand. – Also: sammelt, Leute, sammelt!
 ( www.verkehrswende-hessen.de www.buendnis-verkehrswende-frankfurt.de)

einer Autobahn quer durch Frank-
furt wurde 2015 beerdigt, stehen-
geblieben aber ist die o.g. Planung. 
Die Autobahn A66 Riederwaldtun-
nel wird eine drastische Verkehrs-
zunahme im Frankfurter Osten ver-
ursachen. Laut offi  zieller Prognose 
werden 2030 über 80.000 Fahrzeu-
ge mehr als heute die Frankfurter 
Stadtteile durchqueren. Und sie wird 
einen artenreichen Auenwald, Teil 
des Grüngürtels der Stadt Frankfurt 
zerstören! Die Pläne für die „autoge-
rechte Stadt“, die aus der Sicht von 
Mobilitätswende-Befürworter:innen 
in das Reich der Dinosaurier gehö-
ren, sehen weiterhin Spurerweite-
rungen auf 6 bis 10 Spuren für die 
A661, die A5 Richtung Friedberg, 
die A5 und die A67 Richtung Darm-
stadt vor, und das, obwohl es in alle
Richtungen auch Netz-Erweiterun-
gen für die S-Bahn gibt, für die die 
Baumaßnahmen teilweise schon be-
gonnen sind.

Hansen fordert, dass alle Pla-
nungen unter der Frage stehen müs-
sen: Welche Belastungen muten 
wir zukünftigen Generationen zu, 
die durch das, was wir heute tun, 
entstehen.

Hier fällt mir der alte Spruch 
ein: „Wir haben die Erde von unse-
ren Kindern nur geliehen.“ Ein Slo-
gan aus der Umweltbewegung der 
80er Jahre. Wir waren damals da-
von überzeugt, die Entwicklung in 
diese Richtung beeinfl ussen zu kön-
nen. Neoliberalismus und die da-
mit verbundene alles verschlingen-
de Gier nach Reichtum und Macht 
haben uns schneller überrollt als 
wir mitdenken konnten. Lasst es 
uns gemeinsam mit der jungen Ge-
neration noch einmal anpacken!

 www.molochautobahn.de
 https://www.bund.net (zum Down-

loaden des Rechtsgutachtens)
 https://bmvi.de (zum Downloaden 

des Bundesverkehrswegeplans)

Marianne Friemelt

Unbestritten ist der Verkehrssektor 
einer der Haupttreiber der Erd er-
hit zung. Unbestritten ist auch, dass 
hier international  und national 
schnelle und radikale Schritte der 
Verkehrsverlagerung erforderlich 
sind- vor allem vom Straßen- und 
Luft- hin zum Schienenverkehr.

Es gibt in der öff entlichen Diskus-
sion keine und in der Klimawis-
senschaft kaum Diff erenzierungen 
beim Thema Schienenverkehr. Und 
so werden seit Jahren völlig aus 
der Zeit gefallene Bahn-Projekte 
weitergeplant und gebaut, die ei-
ner alten Wachstumsideologie ver-
pfl ichtet sind und die in krassem 

Widerspruch zu den heutigen klima  
politischen Erfordernissen stehen.

Keine Beachtung fi ndet, dass 
einige solitäre Rennstrecken die 
Gesamtfahrzeit zwar geringfügig 
verringern, dafür aber die Um-
steigemöglichkeiten zum Teil ver-
schlechtern und den Energie  ver-
brauch exponentiell steigen lassen.

Völlig außer Betracht in der 
Klimabilanz bleiben die extrem 
CO2-intensiven Infrastruktur-In-
vestitionen vor allem durch Einsatz 
von Stahlbeton bei großen Brücken 
und langen Tunneln. Für den Bau 
eines Kilometers doppelröhrigen 
Bahntunnels werden z. B. 20.000 
Tonnen Treibhausgase emittiert. 

Stahlbeton wird in den nächsten 
klimapolitisch entscheidenden Jah-
ren, wenn überhaupt, nicht durch 
weniger klimabelastende Baustof-
fe ersetzt werden können.

Die hier initiativ gewordenen Bür-
gerbewegungen vertreten dieselben 
klimapolitischen Anliegen, die die 
Proteste gegen weiteren Autobahn-
ausbau (z.B. Dannenröder Wald/A 
49) antreiben oder Bürgerbewegun-
gen gegen klimaignorante Großpro-
jekte in anderen Ländern, wie Er-
dogans Megaprojekt einer Kanal-
verbindung zwischen Marmara- 
und Schwarzem Meer, die Hochge-
schwindigkeits-Bahnstrecke Lyon-

Turin durch die Alpen (Susatal), das 
Projekt Tren Mayo in Mexiko oder 
den Ostseetunnel zwischen Skan-
dinavien und Deutschland (Feste 
Fehmarn Belt Querung), an denen 
auch die OB beteiligt ist.

Die unterzeichnenden Bürgerbe-
wegungen verbindet das Interesse 
an einem klimaverträglichen, bür-
gerfreundlichen Ausbau der Bahn 
mit integralem Taktverkehr nach 
Schweizer Modell und die Stär-
kung des Schienengüterverkehrs 
unter Berücksichtigung der Inte-
ressen der Anwohnenden. Sie alle 
haben Alternativen oder Konver-
sionsmodelle entwickelt, die mit 

weniger Treibhausgas-Emissionen, 
weniger Naturzerstörung, weni-
ger Bodenversiegelungen auskom-
men und Kosten in Milliardenhö-
he einsparen helfen, die dem kli-
mafreundlichen Ausbau der Schie-
ne an besserer Stelle zugutekom-
men können.

Die Initiativen fordern daher:
■ Neubewertung aller in der Pla-
nung und im Bau befindlichen 
Großprojekte der OB unter Kli-
ma-Aspekten und sofortiger Bau-
stopp, wenn klimafreundlichere 
Alternativen vorhanden sind
■ Überarbeitung und Aktualisie-
rung der Methodik zur Evaluie-

Bürgerinitiativen gegen milliardenteure und klimabelastende Bahnprojekte fordern:

Große Verkehrs-Infrastrukturprojekte auf den klimapolitischen Prüfstand!

zungsfreiheit und nicht vorhandene 
Vertaktung der Anschlüsse. Wenige 
sehr schnell fahrende Züge brem-
sen langsamer fahrende Züge aus. 
Stattdessen: Takt geht vor Tempo!

4. Eine Großbaustelle in Frankfurt 
für die nächsten 30 Jahre mit den 
beschriebenen Kosten und Folgen 
ist unerträglich, widerspricht den 
Zielen von Verkehrswende und Kli-
magerechtigkeit und muss mit al-
len Mitteln verhindert werden!
 www.frankfurt22.de / www.gietinger.de

(Broschüre „Straßen für alle 2.0)

Leider war die Zeit an diesem Vor-
mittag schon recht weit fortgeschrit-
ten und ein Referent erkrankt, so 
dass Wolf-Rüdiger Hansen vom 
BUND Kreisverband Frankfurt nur 
noch grob die Gründe für die Ab-

lehnung der Autobahnverbindung 
A66 zur A661 einschließlich des 
ca. 1 km langen Riederwaldtunnels 
skizzieren konnte. 

Der BUND hat durch ein Gut-
achten, dem bisher nicht wider-
sprochen wurde, feststellen lassen, 
dass der aktuelle Bundesverkehrs-
wegeplan in Teilen, die allerdings 
noch je Objekt eingeklagt werden 
müssten, dem Grundgesetz-Artikel 
20 a widerspricht. Dieser Artikel ga-
rantiert den Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen und der Tiere in 
Verantwortung vor den zukünfti-
gen Generationen. 

Der Riederwaldtunnel ist Relikt 
einer Regionalplanung aus dem Jahr 
1980, die vorsah, eine durchgehen-
de Autobahnverbindung zwischen 
Wiesbaden und Fulda zu bauen und 
in deren Rahmen der Alleenring un-
tertunnelt werden sollte. Die Idee 
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Dass ein Buch, vor drei Jahren kon-
zipiert, durch massive Veränderun-
gen im Gesundheitsbereich umge-
schrieben werden muss, wie der 
Autor sagt, gibt zu denken. Und es 
ist zunächst nicht einmal, wie zu 
erwarten, die Corona-Politik, die 
dazu zwingt, die auch.

Der Grund: Während in den 
vergangenen Jahrzehnten bis in die 
Lehrpläne der Schulen vor den ‚Ge-
fahren der Globalisierung‘ gewarnt 
wurde, ist inzwischen ein weiterer 
Weg der Kapitalexpansion voran-
gekommen, den Hontschik so be-
schreibt:

Während die Gloablisierung als 
externe, als zentrifugale Expansion 
beschrieben werden könne, fi nde 
zeitgleich „eine nach innen gerich-
tete, eine zentripetale Expansion“ 
statt, „bei der immer mehr Bereiche
der wirtschaftlichen und sozialen 
Aktivitäten inner halb eines Landes 
unter die Kontrolle des Kapitals 
gebracht werden. Diese Prozesse 
bezeichne man beschönigend als 
‚Privatisierung‘.“ Hontschik ver-
weist auf gewinnorientierte Univer-
sitäten, Privatschulen, privatwirt-
schaftlich geführte Gefängnisse, 
Krankenhäuser und von Finanzin-
vestoren gegründete Ärzteketten. 
Dabei sei „die Privatisierung als 
Destruktionsprozess“ an den Ver-
änderungen des Gesundheitswesens 
am deutlichsten zu erkennen. Auf 
diesen De struk ti ons pro zess geht 
das Buch im Weiteren ausführlich 
und an vielen eindrucksvollen Bei-
spielen ein, wobei dem Autor seine 
berufl ichen Erfahrungen als Chir-
urg viele Vorlagen liefern.

Im Zuge der Bekämpfung der 
Corona-Pandemie sei aber nach 
dem Übergang vom Gesundheits-
wesen zur Gesundheitswirtschaft 
ein weiterer großer Schritt vollzo-
gen worden: „Dem Gesundheitswe-
sen wurde eine politische Aufgabe 
zugeordnet, um es zur Ausübung 
politischer Macht zu gebrauchen.“ 
Dieser Schritt von der Gesundheits-
wirtschaft zur Gesundheitsherr-
schaft“ sei „um ein Vielfaches be-
drohlicher“ und dürfe nicht länger 
ignoriert werden.

Schuld – Überwachung – 
Strafe
Dabei spiele der Angriff  auf soziale 
Grundsätze eine entscheidende Rol-
le. Dieser Angriff  komme aber auf 
leisen Sohlen daher. Und die mediale 
Präparierung sorge für eine gewisse 
Akzeptanz. Die Zuschreibung von 
Schuld für Krankheiten und die da-
raus gezogenen Schlussfolgerungen 
seien ein solcher Angriff . 

Die Privatisierung als Destruktionsprozess
im Gesundheitswesen
Eine Besprechung von Bernd Hontschiks Buch, Heile und herrsche! Eine gesundheitspolitische Tragödie

Zwar sei schon vor fünfzehn 
Jahren die Diagnose der „selbst 
verschuldeten Krankheiten“ ein-
geführt worden, für deren Kos-
ten die Solidargemeinschaft nicht 
mehr aufkommt (Piercing u.a.), 
aber erst Corona habe diese Debat-
te so richtig befeuert. Vorschläge 
von höchster Stelle wie die von der 
Verweigerung einer Krankenhaus-
behandlung von Impfverweigerern 
bis zu deren Beteiligung an 
den Krankheitskosten trafen 
durchaus auf off ene Ohren.

Mit dem „Schuldprinzip 
als Totengräber des Sozialprin-
zips“ würden aber im Gesund-
heitswesen „Dämme brechen, 
die nie wieder geschlossen wer-
den können.“ Dazu brauche 
man bloß die Konsequenzen 
ein wenig weiter zu denken: 
Übergewichtige, RaucherIn-
nen, Drachenfl ieger, Skifah-
rerInnen, TrinkerInnen, Son-
nenanbeterInnen am Strand ...

Und schließlich bringe die 
Einführung des Schuldprinzips 
in das Sozialsystem „ein Ge-
schwister mit sich, und das ist 
die Strafe.“ Am weitesten hat 
sich der Tübinger Oberbürger-
meister Palmer aus dem Fens-
ter gelehnt, als er u. a. Pensi-
ons- und Rentenzahlungen von 
einem Impfnachweis abhängig 
machen und die Impfpfl icht 
mit Beugehaft und Rentenkür-
zungen durchsetzen wollte.

Während die Etablierung des 
Schuldprinzips hierzulande eher 
mental vorbereitet wird, nimmt es 
über verschiedene Überwachungs-
möglichkeiten durchaus gespens-
tisch aktuelle Züge an. So referiert 
Hontschik die aktuellen Bemühun-
gen, über Abwässer die Coronada-
ten schneller und genauer zu erfas-
sen als über die Gesundheitsämter. 
Was zunächst als Fortschritt daher-
komme, könne aber schnell ganz 
andere Fragestellungen aufwerfen, 
die bis zur kompletten Überwa-
chung inklusive entsprechender in-
dividueller Sanktionen reichen. Da-
zu müsse man sich nur das chine-
sische im Aufbau befi ndliche „So-
zialkreditsystem“ ansehen. „Wer 
zu viele Minuspunkte gesammelt 
hat, wird bestraft.“ Das kann bis 
hin zu öff entlichen Demütigungen 
oder gesellschaftlichen Ausschlüs-
sen führen. In Deutschland ist des-
wegen die elektronische Gesund-
heits- und Patientenkarte auch zu 
Recht umstritten.

Die Corona-Politik habe auf 
vielen Feldern die kritische Ausei-
nandersetzung regelrecht erstickt, 
wie schon Heribert Prantl in seinem 
Buch „Not und Gebot – Grund-
rechte in Quarantäne“ beschrie-
ben hat (Buchbesprechung in der 
letzten FLZ). Hontschik referiert 
selbst viele Beispiele aus Wissen-
schaft, der Ständigen Impfkom-
mission, der Produkthaftung der 

Impfstoff hersteller und dem einsei-
tigen medialen Trommelfeuer. „Bei 
Corona konnten wir erleben, wie 
Meinungsvielfalt bestraft wurde, 
wie aus dem Diskurs eine Einbahn-
straße wurde, wie Wissenschaft in-
strumentalisiert wurde. Und damit 
stand erstmals die Gefahr im Raum, 
dass das Gesundheitswesen und die 
Medizin als Herrschaftsinstrument 
missbraucht werden.“

Dieser Missbrauch hat bereits ein 
Fundament bekommen, von dem 
er sich leichter ausbauen lässt: die 
eingangs erwähnte nach innen ge-
richtete Expansion des Kapitals in 
Gestalt der Privatisierung. Dabei 
schränkt Hontschik zunächst ein: 
Gewinnstreben und Profitorien-
tierung seien im Gesundheitswe-
sen nichts Neues. Und verweist auf 
börsennotierte Pharmakonzerne 
und die Hersteller von Geräten und 
Hilfsmitteln. Noch nicht so lange 
gebe es allerdings „Konzerne, die 
Krankenhäuser aufkaufen und Arzt-
praxen als Medizinische Versor-
gungszentren betreiben. Für die Pri-
vatisierung der Krankenhäuser be-
nennt Hontschik mehrere Faktoren: 
eine davon ist die seit 1972 neu ge-
regelte Finanzierung der Kranken-
hausinvestitionen durch die Länder 
und die in den letzten 20 Jahren be-
triebene Ausblutung dieser Investi-
tionen: Obwohl die Infl ationsent-
wicklung von 2000 bis 2020 eine 
Steigerung der Investitionen um ein 
Drittel verlangt hätte, habe sich die 
Investitionsfi nanzierung durch die 
öff entliche Hand in dieser zeit hal-
biert. Die Länder hätten ihren ge-
setzlichen Auftrag „schlicht igno-
riert“. Damit mussten die Kranken-
häuser einen Großteil ihrer Investi-
tionen aus dem laufenden Betrieb 
fi nanzieren und nahmen dabei (mit 
oder ohne Outsourcen) das Personal 
in die Haftung. Die Folgen kennen 
wir heute. Gegenwärtig laufen wie-

Das Bildungs- und das Gesundheitswesen haben mehr gemeinsam 
als es scheint. Beide sind von Unterfi nanzierung bedroht. Beide
nutzen die intrinsische Motivation ihrer Beschäftigten zur Einsparung. 
Auch wirtschaftliche Kennziffern waren im Rahmen der „Neuen 
Verwaltungssteuerung“ geplant. Diese immerhin konnten wir im
Bildungsbereich bisher verhindern.

der Streiks um einigermaßen akzep-
table Arbeitsbedingungen. 

Die Parallelen zur Unterfi nan-
zierung im Bildungsbereich sind un-
verkennbar und in der FLZ schon 
mehrfach thematisiert worden. 

Weitere Faktoren auf dem Weg 
der Privatisierung waren die Ein-
führung der Fallpauschalen, der 
Ausrichtung an einem ‚Case-Mix-
Index‘ als wirtschaftliche Kennzif-

fer für die anwachsenden 
Controlling-Abteilungen 
und die Weitergabe des ent-
sprechenden Drucks nach 
unten. Ergebnis: „Nur das 
Krankenhaus also, das mit 
möglichst geringen Kosten 
möglichst viele Kranke in 
möglichst kurzer zeit be-
handeln konnte, macht Ge-
winne.“ Die Folgen sind 
unerträglich. Sie werden 
dadurch noch verschlim-
mert , dass auch´jenseits der 
Krankenhäuser mit Krank-
heiten so viel Geld verdient 
werden kann.

 
Im Kapitel „Gier“ werden 
die Geschäfte der Pharm-
abranche beleuchtet. Be-
schrieben wird auch, wie 
„Corona alles verändert 
hat“. Die bisher jahrzehn-
telang öff entlich eher kri-
tische Betrachtung dieser 
Branche habe jetzt „eine 

völlig neue und ungeahnte Dimen-
sion erreicht: Das sind jetzt unsere 
Retter!“ Dabei würde allein schon 
die Erweiterung unseres (neokoloni-
alen) Blickwinkels reichen (und die 
Aufgabe unserer privilegierten Welt-
marktposition), um angesichts der 
Impfstoff patente anders zu denken.

Hontschik beschreibt noch eini-
ges mehr, aber er beschreibt nicht 
nur, er handelt auch, nicht zuletzt 
durch seine Kolumnen in der Frank-
furter Rundschau oder sein Enga-
gement in entsprechenden Initiati-
ven. Deshalb endet das Buch auch 
nicht nur mit dem Vorschlag: „Wie 
könnte das Gesundheitswesen der 
Zukunft aussehen?“. Weil es dazu 
einer gewaltigen Kraftanstrengung 
bedarf, wie sie nur gemeinsam mit 
vielen kritischen Menschen gelingen 
kann, endet Hontschiks Buch auch 
erst mit dem neunten Kapitel. Dort 
führt er nämlich die „Gruppen und 
Organisationen“ auf, die für seine 
Anliegen „wichtig, zukunftsorien-
tiert und sympathisch“ sind. Und 
auf deren Seiten fi nden sich weite-
re MitstreiterInnen.

Dass eine solche Arbeit in der 
Tat auch „sympathisch“ sein kann, 
kann ich gerne als Aktiver bei „Ge-
meingut in BürgerInnenhand“ be-
stätigen.

Herbert Storn

Das Buch erschien im Mai 2022 
im Westend Verlag

rung von Bahnprojekten unter 
Einbezug klimarelevanter Para-
meter bei Infrastrukturerstellung 
und Betrieb
■ Priorisierung von Projekten mit 
höherem Klimanutzen
■ Umgehende Realisierung aller 
Projekte mit Investitionskosten 
unter 100 Mio. Euro aus der sog. 
„181er Liste“ für die Einführung 
des Deutschlandtaktes
■ Mindestens 50 % der Investiti-
onsmittel des Verkehrssektors für 
Schienenausbau und Instandset-
zung
Grundlagen unserer Arbeit
—   Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 24. März 2021 zur Grundsätz-
lichkeit von Klimaschutz https://bit.
ly/3ot50TQ
—   Rechtsgutachten des BUND zur Ver-
fassungswidrigkeit des Bundesverkehrs-
wegeplans 2030 aus dem Jahr 2016 ht-
tps://bit.ly/3kBcjmq

Ansprechpartner für die gemein same
Erklärung
Isabei Arent (04563 478 9807)
Werner Sauerborn (0171 3209801)

Alle Initiativen 
Aktionsbündnis Stuttgart 21
www.kopfbahnhof-21.de
www.umstieg-21.de
www.bei-abriss-aufstand.de/
Aktionsbündnis und Allianz gegen 
FFBQ I Beltretter
https://stop-fehmarnbelttunnel.de
Bahnstrecke Harnburg Lübeck
www.buergerinitiative-bahnstrecke-
hh-hl.de
Brenner-Nordzulauf
www.brennerdialog.de
http://frankfurt22.de
www.prellbock-altona.de
 Pro Ausbau Hannover-Bielefeld
https://pro-ausbau.de/
Arbeitskreis Schienenverkehr Zweite 
Stammstrecke München
https://muenchner-forum.de/ak-schie-
nenverkehr

„Dem
Gesundheitswesen 
wurde eine
politische Aufgabe 
zugeordnet, um es 
zur Ausübung
politischer Macht 
zu gebrauchen.“ 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
wir wissen von eurem Kampf gegen 
die Rentensenkungspläne sowohl 
der spanischen Regierung als auch 
der Europäischen Kommission, die 
in ihrem „Grünbuch“ dazu auff or-
dert, die umlagefi nanzierten Renten 
zu schwächen. In Deutschland hat 
die Regierung aus SPD, GRÜNEN 
und FDP in ihrem Regierungspro-
gramm das Ziel festgelegt, „eine 
teilweise Kapitaldeckung der gesetz-
lichen Rentenversicherung“ (Zitat) 
einzuführen. Gegenwärtig ist in den 
Medien mit ihrer Kriegsberichter-
stattung davon zwar nicht die Rede, 
aber das kann sich bald ändern. Zu 
Beginn des Jahres 2022 wurde den 
RentnerInnen in Deutschland eine 
Rentenerhöhung um 5,2 % zum 1. 
Juli versprochen. Da war noch die 
Rede von einer Infl ationsrate um 
3 %. Inzwischen beträgt sie 7,2 % 
mit steigender Tendenz. Jede/r spürt 
die sinkende Kaufkraft, vor allem 
die RentnerInnen mit einer Durch-
schnittsrente von 989 €. 

In dieser Situation wäre es die 
vordringliche, weil ureigene Aufga-
be der Gewerkschaften, gegen die 
Senkung der Realeinkommen bei 
den Beschäftigten, den Rentnern 
und Erwerbslosen anzukämpfen. 
Im Gegensatz dazu wurden in den 
letzten Monaten von einigen Ge-
werkschaften 1. mehrmonatigem 
„Verzicht“ auf Lohnerhöhungen 
und 2. geringfügigen Lohnerhö-
hungen unterhalb der Infl ationsra-
te bei langer Laufzeit der Tarifver-
träge zugestimmt. Als Begründung 
musste die „schwierige“ Situation 
in der Zeit der Corona-Epidemie 
herhalten. Dabei weiß Jede/r, dass 
niedrige Lohnerhöhungen auch zur 
weiteren Absenkung des Rentenni-
veaus führen werden. 

Die betroff enen Gewerkschafts-
verantwortlichen haben auch ein-
malige sogenannte Corona-Sonder-

Rentensenkungspläne 
Spanien
Grußbotschaft an die 5. nationale Konferenz der COESPE 
(Coordinadora Estatal por la Defensa del Sistema Público de 
Pensiones) in Valencia 

zahlungen von bis zu 1300 € akzep-
tiert und sie sogar als „Kompensa-
tion“ für die Monate bezeichnet, in 
denen keine Tarifl ohnerhöhung er-
folgen (12 oder 13 Monate). 

Wie ihr sicherlich wisst, wird 
einem Großteil der Beschäftigten 
in staatlichen Einrichtungen, den 
sogenannten Beamten, in Deutsch-
land das Streikrecht verweigert. Sie 
können nur bei Androhung von 
Strafen an den Aktionen der ange-
stellten Kollegen während der Tarif-
verhandlungen teilnehmen. Zu den 
Besonderheiten dieses besonderen 
„Beamtenrechts“ (das in der Kai-
serzeit im 19. Jahrhundert entstand) 
gehört auch, dass die Ergebnisse der 
Tarifverhandlungen „vollumfäng-
lich und zeitgleich“ per Gesetz auf 
die Beamten übertragen werden. 
Das ist auch bei der jüngsten Tarif-
runde geschehen, mit einer Ausnah-
me: die Personengruppe der nicht 
mehr aktiven Beschäftigten, d. h. die 
RentnerInnen, genannt die „Ver-
sorgungsempfängerInnen“ sollen 
diese „Corona-Sonderzahlungen“ 
nicht bekommen. Diese Ungleich-
behandlung von Rentnern und Ak-
tiven ist einmalig in der Geschichte 
der Bundesrepublik und wir wer-
den sie nicht hinnehmen. 

Die Frage der Unabhängigkeit 
der Gewerkschaften, die sich nicht 
von Diktaten der Privatunterneh-
mer und des Staates erpressen lässt, 
stellt sich in jedem Land.

In diesem Sinne wünschen wir eurer
Konferenz einen guten Verlauf und 
Ergebnisse.

Gez. Heiner Becker, Lothar Ott
Vorsitzende der Personengruppe 

Seniorinnen und Senioren
im Bezirksverband Frankfurt der 

Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW)

Kritisiert werden massive Kürzun-
gen bei den geistes-, sozial- und 
kulturwissenschaftlichen Fächern 
mit entsprechenden Folgen für die 
Arbeitsbedingungen der Beschäf-
tigten und die Qualität der Lehre 
als Folge der Markt- und Wettbe-
werbsorientierung der Hochschul-
verantwortlichen.

Markt- und Wettbewerbsorien-
tierung ist inzwischen zum Marken-
zeichen der CDU und der Grünen 
(Wissenschaftsministerin ist die 
Grüne Angela Dorn) geworden, 
ohne dass dies die WählerInnen ir-
gendwie stört. Denn die Wahlergeb-
nisse bleiben stabil, obwohl die Kri-
tik schon seit langem besteht. Das 
ist vermutlich auch der Grund für 
die Politik, nichts wesentlich zu än-
dern. – Aber der Reihe nach.

Wer an der Bildung spart, braucht 
sich nicht mehr um die auseinan-
derdriftende Reichtumsverteilung 
kümmern und kann Forderungen 
nach verbesserten staatlichen Ein-
nahmen z. B. über die Aktivierung 
der eingefrorenen Vermögensteu-
er oder anderen ‚Reichensteuern‘ 
beständig und lautlos ignorieren.

Dabei werden die Verhältnisse 
natürlich nicht besser – im Gegen-
teil.

An der Bildung sparen, heißt an 
den Hochschule Stellen sperren. Das 
heißt prekäre befristete Arbeitsver-
hältnisse. Die Zahlen sind so skan-
dalös hoch, dass es kaum zu glauben 
ist, wie die Übersicht unten zeigt.

Und jetzt kommt die Heuchelei
ins Spiel
Im Dezember 2021 unterzeichneten 
vierzehn Hochschulleitungen und 
das Hessische Ministerium für Wis-
senschaft und Kunst (geführt von 
der bereits genannten Angela Dorn, 
Grüne) den Kodex für gute Arbeit.

Dieser ist aber weder rechtlich 
verbindlich noch eine sonst so be-
liebte „Zielvereinbarung“, sondern: 
eine SELBSTVERPFLICHTUNG.

In Abwandlung eines philoso-
phischen Leitsatzes hat Ministerin 
Dorn deshalb auch festgehalten, 
dass der Prozess zum Kodex fast ge-
nauso wichtig sei wie das Ergebnis.

Ja, wenn 2021 bereits ein Vier-
tel bis ein Drittel aller Hochschul-
beschäftigten aus Billigstlöhnern der 
studentischen Hilfskräfte besteht, 
dann bleibt genug Geld übrig, um 
es an den größten deutschen Kran-
kenhauskonzern Asklepios zu geb-
en bzw. an seine Tochtergesellschaft 
der Rhönklinik-GmbH, damit es 
die einzige privatisierte Uniklinik 

Scheinpolitik – die große 
Heuchelei in der Hochschulpolitik
verantwortet in Hessen von CDU und Grünen

„Rettet die Geistes- und Sozialwissenschaften – sichert die Lehramts-
ausbildung“, unter dieser Überschrift unterstützt der GEW-Landesvorstand 
durch Beschluss im März 2022 eine gemeinsame Petition der ASten der
Justus-Liebig-Universität Gießen, der Philipps-Universität Marburg und der 
Goethe-Universität Frankfurt sowie der Fachschaften des Fachbereichs 03
und des Mittelbaus der Universität Gießen und bewirbt sie.

90 Prozent der wissenschaftlichen Mitarbeiter sind lediglich
befristet beschäftigt!
Laut statistischem Landesamt war bei den wissenschaftlichen MitarbeiterInnen das 
Verhältnis von unbefristetem Arbeitsverhältnis zu befristetem 1 zu 9. 
Das statistische Bundesamt meldet für angestellte wissenschaftliche Mitarbeiter an 
Universitäten (ohne Hochschulen) folgende Entwicklung vom Jahr 2000 bis 2018:

Dauerstellen
im Jahr  2000: unter 20.000, im Jahr  2018: ebenfalls unter 20.000

befristete Stellen
im Jahr  2000: über 60.000, im Jahr  2018: über 130.000  (mehr als verdoppelt!)

Laut GEW haben sich die studentischen wissenschaftlichen Hilfskräfte an hessischen 
Hochschulen von 2009 (9.000 Personen) bis 2021 (16.000 Personen) fast verdoppelt!

in Deutschland weiterbetreiben und 
seine Eigentümer bedienen kann.

Es ist auch erstaunlich, dass es nicht 
immer die vielfach gescholtenen Pri-
vatkapitalisten sind, die mit schlech-
tem Beispiel vorangehen, sondern 
eine grüne Ministerin in ihrem ei-
gentlich dem Gemeinwohl verpfl ich-
teten Ressort.

Für die Beratungsdauer des Ko-
dex für gute Arbeit als ‚Selbstver-
pfl ichtung‘ war übrigens auf Wunsch 
des Ministeriums Stillschweigen ver-
einbart worden. Merkwürdig, wo 
doch der Prozess fast so wichtig sein 
sollte wie das Ergebnis.

Eine weitere Fußnote:
2016 wurde das Wissenschafts-

zeitvertragsgesetz novelliert. Laut § 8 
musste es bis 2020 evaluiert sein. 
Vor dem Wissenschaftszeitvertrags-
gesetz von 2007 waren 75 Prozent 
der wissenschaftlichen Angestellten 
befristet. Danach und bis 2015 war 
der Anteil auf 90 Prozent gestiegen.

In einer Veranstaltung  der Fraktion
Die Linke im Römer, der Rosa-Lu-
xemburg-Stiftung Hessen und dem 
Freien Schauspiel in der Titania 
Frankfurt zum 1. Mai 2022 zum 
The ma „Fetisch Arbeit – und die 
Folgen“ war auch eine Fragestel-
lung (unter anderen) dabei „Was 
passiert an den Frankfurter Univer-
sitäten? Sind sie noch Hort der Wis-
senschaft oder wächst dort ein uni-
versitäres Proletariat heran, das sich 
mit Zeitverträgen in der Forschung 
und Lehre über Wasser hält?“

Ich habe dabei die Vermutung 
geäußert, dass unter Ausnutzung 
der Vereinzelung und gewisser Not-
lagen das Prekariat von staatlicher 
Seite auch dazu genutzt wird, sich 
frühzeitig, also schon während der 
Ausbildung an prekäre Zustände 
zu gewöhnen.

Wer aber nur den Armutsaspekt 
daran kritisiert, springt zu kurz, 
denn die Kehrseite ist die Konzen-
tration des Reichtums und die damit 
verbundenen Privilegien.

Pikant wurde es, als der Vertreter 
der Gewerkschaft Nahrung, Ge-
nuss, Gaststätten (NGG) Hendrik 

Hallier das Publikum nach einer 
Einschätzung der Arbeitsbedingun-
gen in drei Kategorien von Gaststät-
ten befragte:
A: McDonalds am Hauptbahnhof, 
B: bekannte Restaurantketten,
C: Szenekneipen, Bioläden.

Die Antwort überraschte. An 
der Spitze stand nämlich A:  mit 30 

Urlaubstagen, Betriebsrat, keinen 
Befristungen, guter gewerkschaft-
licher Organisationsgrad. Am Ende 
stand mit „katastrophal“ C.

Vielleicht hat sich bei manchen 
mit der fortschreitenden Individua-
lisierung der Gesellschaft doch ein 
etwas idyllischer Freiheitsbegriff  
eingeschlichen.         Herbert Storn

Foto: www.coespeweb.es / youtube

Hochschule / Internationales

„Wann erfüllen Sie denn endlich den KODEX für Gute Arbeit, Frau Dorn?“
„Ach, Frau Gutmut, der WEG dahin ist doch viel wichtiger!“
„Aber ist denn das überhaupt der richtige Weg, wenn alles nur schlechter wird?“
„Sie müssen das dialektisch sehen, Frau Gutmut, und für mich ist der Weg garnicht
 so schlecht …“ – „Ach, stimmt ja. Sie sind ja auch nur befristet, Frau Ministerin.“
„Sehen Sie, Frau Gutmut, wir verstehen uns doch.“

Man muss es nur verstehen...
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In Madrid hat am 25. Juni, ein Tag 
nach dem Blutbad an afrikanischen 
Flüchtlingen in Melilla, eine euro-
päische Versammlung gegen den 
Krieg unter dem Motto „Weder 
Putin, noch die NATO: Nieder mit 
dem Krieg“ stattgefunden.

Als die Teilnehmer von dem 
Blutbad erfuhren, verabschiedeten 
sie eine Resolution, die wir teilen 
und hiermit zur Kenntnis geben 
möchten:

Resolution 
»An der Grenze von Melilla sind 
mindestens 18 afrikanische Flücht-
linge zu Tode gekommen. Das ist 
die Barbarei, die von den Regierun-
gen Spaniens und Marokkos orga-
nisiert wird.

Es sind schreckliche Bilder. Dut-
zende Flüchtlinge sind verletzt und 
zwischen 18 und 46 zu Tode gekom-
men, je nach den Nachrichtenquel-
len, als Tausende von ihnen ver-
suchten, über die verbrecherischen 
Grenzbefestigungen von Melilla zu
klettern und so der Hungersnot, 
Elend und Krieg zu entkommen. 
Die Politiker nennen das eine „Ag-
gression“, um die Opfer zu krimina-
lisieren, aber die gleichen Politiker 
rufen zur willkommenen Aufnahme 
der Flüchtlinge aus der Ukra ine auf.

Diese Situation ist das Ergeb-
nis der Verwüstung Afrikas, der 
Wiege der Menschheit, durch die 
Politik des Imperialismus und der 
ihm ergebenen Regierungen. Die-
ses Zerstörungswerk wird beschleu-
nigt durch Kriege und die daraus 
folgende Hungersnot. Es ist auch 
das Ergebnis des verbrecherischen 
Bündnisses zwischen den Regie-
rungen der Monarchie Spaniens 
und des Königreichs Marokko, das 
vor kurzem besiegelt wurde durch 
die veränderte Position der spa-
nischen Regierung zur Frage der 
Westsahara als gehorsame Erfül-
lung des Beschlusses der amerika-
nischen Herrschaft.

Wir verurteilen die Politik der 
spanischen Regierung von Pedro 
Sanchez und Yolanda Diaz, die über 
sechs Meter hohe Zäune gespickt 
mit Stacheln errichtet, die den Men-

schen bei ihren Kletterversuchen 
Fleischwunden zufügen, um den-
jenigen den Weg zu versperren, die 
einfach nur der Zerstörung ihrer 
Länder entkommen wollen.

Ohne jede Solidarität, ohne Mit-
leid mit den Toten und Verletzten, 
hat Pedro Sanchez als spanischer 
Regierungschef die „Kooperation“ 
der marokkanischen Gendarmerie 
gelobt und erklärt, es handele sich 
um eine „gewaltsame Aggression 
[organisiert von Schlepperbanden], 
gut abgewehrt von den beiden Si-
cherheitsgruppen“. Gut abgewehrt, 
aber mehr als 100 Verletzte* und 
Dutzende Tote!

Der Präsident von Melilla – ei-
ner kolonialen Exklave Spaniens in 
Marokko –, Eduardo de Castro, 
hat erklärt, die Nato müsse sich an 
der Verteidigung Ceutas und Meli-
llas beteiligen. Als ob er das Echo 
auf seine Vorschläge wäre, erklärte 
Nato-Generalsekretär Jens Stolten-
berg zu Ceuta und Melilla, dass er 
„absolut davon überzeugt ist, dass 
die Nato-Verbündeten Spanien Bei-
stand leisten würden, falls es Ge-
fahren und Herausforderungen aus-
gesetzt ist“. Und die spanische Re-
gierung fordert vor dem Nato-Gip-
fel eine stärkere Intervention dieses 
Militärbündnisses in Nordafrika.

Gegen die tödliche EU-Abschottungspolitik!
Grußadresse des Arbeitskreises Internationales der GEW Hessen und der Personengruppe SeniorInnen der GEW Frankfurt anlässlich der Demonstration 
und Kundgebung „Gegen die tödliche EU-Abschottungspolitik!“ am 1. Juli 2022 vor dem spanischen Konsulat in Frankfurt am Main

Die von der Franco-Diktatur 
geerbten Sicherheitskräfte fordern 
eine „eiserne Hand“. Die Presse 
berichtet von Äußerungen der Gu-
ardia Civil in Melilla, die sich da-
rüber beschweren, nur die Erlaub-
nis zu haben „für den Einsatz von 
Tränengas, aber damit kann man 

sie unmöglich aufhalten“. Ernes-
to Vilarino, Generalsekretär der 
Pseudo-Gewerkschaft SUCIL, die 
eine Mehrheit in der Guardia Ci-
vil vertritt, hat erklärt, dass „die 
Guardia Civil [in der Exklave] zu 
klein ist, wir fordern einmal mehr 
den Einsatz von Armeetruppen“.

Die bedrängte Lage der Ak ti vis-
t*in nen der iranischen Berufsver-
bände und die kaum vorstellba-
ren Dimensionen ihrer Unterdrü-
ckung verdienen die solidarische 
Aufmerksamkeit ihrer internatio-
nalen Kolleg*innen. 

Im Zuge der Vorbereitung und 
Durchführung der 1. Mai-Veran-
staltungen (2022) wurden im gan-
zen Land Hunderte von Mitgliedern 
und Aktivist*innen verschiedener 
Berufsverbände von den Rollkom-
mandos des iranischen Regimes bei 
überfallartigen Nacht- u. Nebelak-
tionen festgenommen und inhaf-
tiert. Weder die Angehörigen noch 
die Anwälte durften während der 
ersten Wochen mit den Inhaftierten 
Kol le g*in nen Kontakt aufnehmen. 
Erst vier-fünf Wochen nach der In-
haftierung wurde einigen von ih-
nen erlaubt, in 2–3 minütigen Te-
lefonaten mit ihren Angehörigen 
zu sprechen. 

Reza Shahabi ist einer der Ge-
fangenen, der mit seiner Familie 
sprechen durfte. Shahabi ist Vor-
standsmitglied der Vahed-Gewerk-
schaft, gehört zu den bekanntesten 
Persönlichkeiten der iranischen Ar-
bei te r*in nen-Bewegung, hat we-
gen seiner Aktivitäten mehrjährige 
Haftstrafe hinter sich, leidet unter 
bleibenden Schäden als Folge der 
Folterungen in der Gefangenschaft 
und ist auf ständige ärztliche Be-
treuung angewiesen. Am Telefon 
erzählte er u.a., er werde jeden Tag 
ununterbrochen und 12 Stunden 
pausenlos verhört, habe die sich 

wiederholenden Fragen immer wie-
der erneut zu beantworten. Medi-
kamente und medizinische Versor-
gung, die er dringend benötige, wür-
den ihm verweigert. Deshalb habe 
er beschlossen, aus Protest gegen 
die falschen Anschuldigungen und  
die fragwürdigen Verhörmethoden 
ab Montag (13.  6.  22) in den Hun-
gerstreik zu treten. Nun befi ndet er 
sich seit bald einer Woche – Datum 
dieses Appells- im Hungerstreik und 
schwebt in Lebensgefahr!

Am 14.  6.  22 wurden drei nam-
hafte Vertreter der Leh re r*in nen-
Ver bän de Jafar Ebrahimi, Moham-
mad Habibi und Rasool Bodaghi 
von dem Trakt 209 des Ewin-Ge-
fängnisses („Untersuchungshaft“) 
in den Trakt 240 in die Einzelhaft    
verlegt. Die Befürchtung liegt nahe, 
dass „gewisse Verhörmethoden“, 
die zum Erzielen von Falschaussa-
gen und zum Brechen der Persön-
lichkeit der Gefangenen in der Ein-
zelhaft und ohne Zuschauer und 
Zeugen leichter und öfter verwen-
det werden, auch in diesem zum 
Einsatz kommen könnten. Denn 
dies gehört zu den „leisen und un-
auff älligen“ Methoden der physi-
schen und psychischen Vernichtung 
der Gefangenen, die vom Regime 
der islamischen Republik in letzter 
Zeit oft praktiziert wurde – mit To-
desfolge für die Opfer!

Am Do. 16.  6.  22 äußerte sich 
der UN-Generalsekretär Antonio 
Guterres besorgt über die Lage der 
Menschenrechte in Iran: „Er ta-
delte das Regime wegen des maß-
losen Einsatzes der Gewalt gegen 

die Protestierende, forderte das Re-
gime auf, die Rechte der freien Mei-
nungsäußerung und der Versamm-
lungsfreiheit zu respektieren und al-
le, die wegen der Inanspruchnahme 
dieser Rechte in Haft sind, freizu-
lassen“. Am selben Tag kam folgen-
de Nachricht aus Iran: „Mehr als 
100 Personen wurden wegen der 
Teilnahme an Protestaktionen der 
Berufsverbände in mehreren irani-
schen Städten verhaftet“. (Quelle 
beider Meldungen: persisch spra-
chige Internet-Seite akhbar-rooz, 
vom 18.  6.  2022).

Mit diesem Appell wenden wir 
uns an unsrer Ge werk schafts kol le-
g*in nen mit der Bitte: Unterstützt 
mit euren Solidaritätserklärungen 
die kämpfenden iranischen Kol le-
g*in nen und verurteilt mit entspre-
chenden Protestnoten die groben 
Menschenrechtsverletzungen des 
dortigen Regimes!

Mögliche Adressaten von Protest-
briefen/Solidaritätserklärungen:
1. „Führer des Iran“ – contact@
leader.ir; 
2. Präsident des Iran 
https://www.president.ir/en;
3. Botschaft des Iran – info@iran-
botschaft.de;
4. Generalkonsulat Iran – offi  ce.
konsulat-iran-frankfurt@irangk.de  

Gewerkschaftliche Initiative
(Rhein/Main) für freie gewerk-

schaftliche Betätigung
und Organisierung im Iran.

c/o heinerbecker@gmx.de

Unterstützt von der DEV   

Iran: Dringender Appell an Kolleginnen und 
Kollegen und ihre Gewerkschaften

Diese Tatsachen fi nden wir empö-
rend. Wir fordern: 

■ Willkommene Aufnahme aller 
Flüchtlinge;
■ das Ende der Plünderung Afrikas 
durch die multinationalen Kon-
zerne;
■ Anerkennung sämtlicher Rechte 
der eingewanderten Arbeiter, die in 
Spanien leben, einschließlich einer 
Million marokkanischer Arbeiter;
■ Schleifung der schändlichen Sta-
cheldrahtzäune um Ceuta und Me-
lilla;
■ Rückgabe aller kolonialen Exkla-
ven an Marokko.
■ Wir fordern Gerechtigkeit/Ent-
schädigung für die Opfer des Blut-
bades von Melilla.«

Am 25. Juni einstimmig von der 
Versammlung beschlossen.

Mit solidarischen Grüßen

Maria Ebobisse (Arbeitskreis 
Internationales, GEW Hessen), 

Lothar Ott (Personengruppe
SeniorInnen, GEW Frankfurt)
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Man könnte das Buch aus dem Jahr 
2018 eine Gebrauchsanleitung nen-
nen, weil Helgermann die Theorie 
mit seiner Praxis abgleicht.

„Die größte Irritation von Be-
ginn meiner Lehrtätigkeit an bis 
heute“, schreibt Helgermann, löste
die Tatsache aus, dass in pädago gi-
schen Ausbildungen so wenig von 
den Problemen dieser Welt auftaucht 
(dem Klimawandel, der Ausbeutung 
von Mensch und Natur, den unge-
rechten und ungerechter werden-
den Verhältnissen, in denen wir le-
ben…) und dass die Begriff e Eman-
zipation, Autonomie und Solidari-
tät, von denen ich dachte, sie müss-
ten doch die zentralen Kategorien 
von Bildung sein, entsorgt schienen. 
Diese Beriff e waren für viele gera-
dezu „altmodisch“. 

Helgermann macht dafür die 
Ökonomisierungsschritte auch im 
Bildungswesen verantwortlich, wes-
wegen wir ja mit der AG Ökono-

misierung Veranstaltungen da-
zu machen. 

Dass das Bildungssystem 
nicht nur als „Binnensystem 
in seinen inneren Funktions-
weisen kritisiert …) werden 

kann, sondern die Kritik an Schule 
und Bildung als Teil einer Kritik an 
den herrschenden gesellschaftlichen 
Verhältnissen verstanden wird“, 
war für die hessische GEW bisher 
immer selbstverständlich.

Die Ökonomisierung von Bil-
dung kritisiert Helgermann auch 
deshalb, weil es der Ökonomie 
nicht mehr in erster Linie um Din-
ge, Produktionsverfahren, Berech-
nungen etc. gehe, sondern im Kern 
um menschliches Verhalten, womit 
ihr Einfl uss auf Bildung gar nicht 
hoch genug veranschlagt werden 
kann. 

In der Etablierung des Begriff s 
„Humankapital“ komme zum Aus-
druck, was in Schule, Ausbildung 
und Universität gelernt werden sol-
le. Es gehe nicht mehr darum, die 
Welt zu verstehen, sich in ihr ori-
entieren und sie verändern zu kön-
nen, sondern darum, Fähigkeiten 
und Fertigkeiten zu entwickeln, 
die wie jedes andere Kapital auch 
eingesetzt werden können, um ent-
sprechende Erträge aus gegeben 
Situationen zu erzielen. Vielleicht 
überspitzt, aber ein wirkmächtiger 
heimlicher Lehrplan.

Für die Bildung sei es deshalb 
nützlich, „eine Vorstellung davon 

Andreas Helgermann
zur Kritik

neoliberaler Bildung

zu gewinnen, wie denn ideologische 
Veränderungsprozessen in einer Ge-
sellschaft Fuß fassen, Raum bekom-
men, sich ausweiten und dann he-
gemonial werden.“ 

Helgermann beschäftigt sich 
ausführlich mit dem immer noch 
vorherrschenden Kompetenzbegriff , 
von Weinert 2001 prägend defi niert, 
der die ökonomische Welt und die 
pädagogische Welt zusammenführt.

Auch wenn im Unterricht „wun-
de Punkte“ des Systems benannt 
würden, aber der Blick nicht auf 
„das Ganze“ gerichtet werde, blei-
be die Kritik nur eine immanente. 

Die entscheidenden Begriff e der 
Ökonomisierung seien die auch für 
die Bildung angewandten Kriterien 
Wettbewerbsfähigkeit, Employabi-
lity und Resilienz. Anpassungsfä-
higkeit werde „Zielvorstellung und 
somit normatives Zentrum“.  Eine 
solche Pädagogik müsse notwendig 
beim Einzelnen ansetzen und ihm 
den Aufbau der Kompetenzen er-
möglichen, die erforderlich sind, um 
auf dem Markt zu bestehen. Dies 
müsse „eine Pädagogik des Verhal-
tens sein, eine Pädagogik der Indi-
vidualisierung, eine Pädagogik der 
Verantwortungszuschreibung und 
dort, wo Interessen zur Stärkung 
gebündelt werden müssen, eine Pä-
dagogik nicht der Gemeinschaftlich-
keit, sondern des Teams. Denn das 
Team ist die quasi-natürliche Ein-
heit derjenigen, die im Wettbewerb 
mit anderen stehen.“ 

Hier würde sich die weitere Dis-
kussion mit Stephan Siemens und 
Martina Frenzel („Das unterneh-
merische Wir“) anschließen, was 
wir schon mehrfach getan haben.

Der Einzelne werde sogar „zum 
Unternehmer seiner ökonomischen 
Möglichkeiten, seines Lebens und 
seiner selbst.“ Gesellschaftliche Ge-
gensätze seien dann nicht mehr auf 
strukturelle Ungerechtigkeiten zu-
rückzuführen, sondern auf indivi-
duell unterschiedliche Leistungen.

Ich möchte hinzufügen: Die 
Komplexität der politischen Struk-
turen und Prozesse wird so auf die 
individuelle Reichweite reduziert –
wie praktisch.

Wer aber meint, die individu-
elle Ausrichtung beende die gesell-
schaftliche Konformität, wird eines 
besseren belehrt: „In der bunten 
postmodernen Welt ist Individu-
alität ein hohes Gut und dennoch 
sind wir umgeben von einer Welt 
der Angleichung, kulturellen Ein-
ebnung und Konformität.“ 

Und über die Begrenztheit der 
Kritikfähigkeit bemerkt Helger-
mann: „Obwohl auch selbstkri-
tisches Verhalten Leh re rIn nen ba-
sis kom pe tenz ist, die im Referen-
dariat nach jedem Unterrichtsbe-
such eingeübt wird, ist von einer 
grundlegenden Kritik an den ge-
sellschaftlichen Verhältnissen, mö-
gen sie in Zeiten globaler Finanz-
krisen, des bevorstehenden Klima-
kollapses oder humanitärer Kata-

strophen im Mittelmeer noch so 
notwendig sein, in Lehrerzimmern 
wenig zu spüren.“ Möge diese Kri-
tik nicht die Falschen treff en, wür-
de ich anfügen.

Die Auseinandersetzung mit Macht in der 
Gesellschaft ist unerlässlich 
Wenn Machtsysteme nicht verstan-
den würden, könne auch die Schu-
le gesellschaftliche Verhältnisse nur 
reproduzieren. Diese Analyse sei 
umso notwendiger, „als die Schu-
le für alle Beteiligten den Eindruck 
vermittelt, dass Macht sich auf dem 
Rückzug befi ndet und Eigenständig-
keit, Selbstorganisation und Selbst-
bestimmung zu den zentralen Kate-
gorien im Lernportfolio der kom-
petenz- und Handlungsorientier-
ten SchülerInnen geworden sind.“ 

„Kompetent, fl exibel und an-
gepasst, das ist in Kurzform die Be-
schreibung des neoliberalen Subjek-
tes und insofern Ergebnis einer ers-
ten Kritik neoliberaler Bildung, wie 
sie bislang versucht worden ist.“  

Verblüff t ist Helgermann darü-
ber, wie off en dies propagiert wird. 
Und er zitiert ausgiebig EU-Parla-
mentsbeschlüsse und andere Kodi-
fi zierungen. Es sei gelungen, diese 
Leitmaximen in einem hohen Ma-
ße zur Selbstverständlichkeit wer-
den zu lassen.

Herbert Storn

Andreas Hellgermann: kompetent. fl exibel. an-
gepasst. Zur Kritik neoliberaler Bildung. Edition-
ITP-Kompass Bd. 25, Münster 2018, 180 Seiten


